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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes 

A. Zielsetzung 

Das Waffengesetz aus dem Jahre 1972 bedarf der Anpassung an 
die technische und sicherheitliche Entwicklung. Die vorgesehenen 
Änderungen verfolgen das Ziel, einerseits im allgemeinen geset-
zestreue Staatsbürger von vermeidbaren Beschränkungen zu be-
freien und auch die Behörden von nicht unbedingt erforderlichen 
Aufgaben zu entlasten, andererseits aber wesentliche Vorschriften 
über den Besitz und das Führen von Schußwaffen in sicherheitli-
cher Hinsicht wirksamer zu gestalten. Dabei sollen insbesondere 
Lücken und Mängel auch in waffentechnischer Hinsicht geschlos-
sen werden, die sich beim Vollzug des Gesetzes ergeben haben. 

Außerdem bezweckt der vorliegende Gesetzentwurf, die gesetzli-
chen Regelungen zu vereinfachen und übersichtlicher zu gestalten 
und das Gesetz von Detailvorschriften zu entlasten. Diesem Bestre-
ben sind allerdings im Hinblick auf die technischen Bezüge des 
Waffenrechts und wegen der sicherheitlichen Erfordernisse ver-
hältnismäßig enge Grenzen gesetzt. Gleichwohl soll auch im Be-
reich des Waffenrechts das Verhältnis zwischen Bürger und Ver-
waltung von vermeidbaren Konflikten entlastet werden, ohne daß 
dabei wesentliche Interessen der öffentlichen Sicherheit beein-
trächtigt werden. Darüber hinaus dient der Entwurf einer Anpas-
sung an die Verwaltungsverfahrensgesetze. 

B. Lösung 

Änderung des Waffengesetzes; folgende wichtige materielle An-
derungen sind beabsichtigt: 

— Wegfall des Munitionshandelsbuches, 

— Erweiterung der Sportschützen-Waffenbesitzkarte auf Repe-
tier- Langwaffen, 



Drucksache 11/1556 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

— Erleichterung des Munitionserwerbs für Inhaber von Waffenbe-
sitzkarten über angemeldeten Altbesitz, 

— Zubilligung einer Ausnahme von der Erlaubnispflicht für Füh-
rer von Wasser- und Luftfahrzeugen und für andere sportliche 
Zwecke, 

— teilweise Neufassung der Vorschriften über die Vermutung der 
Unzuverlässigkeit, 

— Erweiterung des Verbotes zum Mitführen von Waffen und son-
stigen gefährlichen Gegenständen bei nichtpolitischen öffentli-
chen Veranstaltungen, 

— Schaffung einer Verordnungsermächtigung, die Anforderun-
gen an waffenrechtliche und waffentechnische Kenntnisse 
durch das Personal von Bewachungsunternehmen zu regeln, 

— Schaffung einer Verordnungsermächtigung zu dem Zweck, die 
Tatbestände für die Anerkennung eines Bedürfnisses zum Er-
werb von Schußwaffen näher zu regeln, 

— Aufnahme bereichsspezifischer Vorschriften im Hinblick auf 
den Persönlichkeitsschutz, 

— präzisere Abgrenzung des Waffengesetzes gegenüber dem 
Kriegswaffenkontrollgesetz. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Durch den Gesetzentwurf entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (131) — 641 03 — Wa 58/87 
Bonn, den 17. Dezember 1987 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes mit Begründung und Vorblatt 
(Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 582. Sitzung am 4. November 1987 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Waffengesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 8. März 1976 (BGBl. I S. 432), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. Februar 
1986 (BGBl. I S. 265), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „oder zur Jagd" 
durch die Worte „, zur Jagd oder zur Signalge-
bung" ersetzt. 

b) Absatz 5 wird durch folgende Absätze 5 und 6 
ersetzt: 

„(5) Automatische Schußwaffen im Sinne 
dieses Gesetzes sind Schußwaffen, die nach 
Abgabe eines Schusses selbsttätig erneut 
schußbereit werden und bei denen mehrere 
Schüsse lediglich durch einmalige Betätigung 
des Abzuges (Vollautomaten) oder mehrma-
lige Betätigung des Abzuges (Halbautomaten) 
aus demselben Lauf abgegeben werden kön-
nen. Als automatische Schußwaffen gelten 
auch Schußwaffen, die mit allgemein ge-
bräuchlichen Werkzeugen in automatische 
Waffen geändert werden können. Als vollauto-
matische Schußwaffen gelten auch halbauto-
matische Schußwaffen, die mit den in Satz 2 
bezeichneten Hilfsmitteln in vollautomatische 
Waffen geändert werden können. 

(6) Langwaffen im Sinne dieses Gesetzes 
sind Schußwaffen, deren Lauf und Verschluß 
insgesamt länger als 30 cm sind und deren Ge-
samtlänge 60 cm überschreitet; Kurzwaffen 
sind alle anderen Schußwaffen." 

c) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden Ab-
sätze 7 und 8. 

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach Nummer 2 folgende neue 
Nummer 3 eingefügt: 

„ 3. hülsenlose Munition (Treibladung und 
Zündsatz mit oder ohne Geschoß),". 

Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Der pyrotechnischen Munition stehen gleich 
pyrotechnische Geschosse (Geschosse ohne 

Eigenantrieb, die einen pyrotechnischen Satz 
enthalten) und pyrotechnische Raketenge-
schosse (Geschosse mit Eigenantrieb, die ei-
nen pyrotechnischen Satz enthalten). " 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Wesentliche Teile von Schußwaffen und 
Schalldämpfer stehen, soweit in diesem Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist, den Schußwaffen 
gleich, für die sie bestimmt sind." 

b) In Absatz 2 Nr. 4 werden die Worte „Handfeu-
erwaffen mit einer Länge von nicht mehr als 
60 cm" durch das Wort „Handfeuer-Kurzwaf-
fen" ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Als wesentliche Teile gelten auch vorge-
arbeitete wesentliche Teile von Schußwaffen, 
wenn sie mit allgemein gebräuchlichen Werk-
zeugen fertiggestellt werden können, sowie für 
Schußwaffen bestimmte und mit Innenprofilen 
versehene Laufrohlinge." 

4. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

„§4 

Weitere waffenrechtliche Beg riffe 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes 

1. erwirbt einen Gegenstand, wer die tatsächli-
che Gewalt über ihn erlangt, 

2. überläßt einen Gegenstand, wer die tatsächli-
che Gewalt über ihn einem anderen ein-
räumt, 

3. führt einen Gegenstand, wer die tatsächliche 
Gewalt über ihn außerhalb seiner Wohnung, 
Geschäftsräume oder seines befriedeten Be-
sitztums ausübt, 

4. sind Schußwaffen und Munition erlaubnis-
pflichtig, wenn ihr Erwerb nach diesem Gesetz 
oder einer auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnung ihrer Art nach der Er-
laubnis bedarf. 

(2) Schießstätten im Sinne dieses Gesetzes sind 
ortsfeste oder ortsveränderliche Anlagen, die aus-
schließlich oder neben anderen Zwecken dem 
Schießsport oder sonstigen Schießübungen mit 
Schußwaffen, der Erprobung von Schußwaffen 
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oder dem Schießen mit Schußwaffen zur Belusti-
gung dienen. " 

5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. a) wegen eines Verbrechens, 

b) wegen eines vorsätzlichen Vergehens, 
das eine der Annahmen im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 rechtfertigt, 

c) wegen einer fahrlässigen Straftat im 
Zusammenhang mit dem Umgang mit 
Waffen, Munition oder Sprengstoff, 

d) wegen einer Straftat gegen dieses Ge-
setz, das Gesetz über die Kontrolle von 
Kriegswaffen, das Sprengstoffgesetz, 
das Bundesjagdgesetz oder nach den 
im Land Berlin geltenden entsprechen-
den Vorschriften 

zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, 
Geldstrafe von mindestens 60 Tagessätzen 
oder mindestens zweimal zu einer gerin-
geren Geldstrafe rechtskräftig verurteilt 
worden sind, wenn seit dem Eintritt der 
Rechtskraft der letzten Verurteilung fünf 
Jahre nicht verstrichen sind; in die Frist 
wird die Zeit eingerechnet, die seit der 
Vollziehbarkeit des Widerrufs oder der 
Rücknahme einer Erlaubnis nach diesem 
Gesetz oder eines Waffenbesitzverbotes 
wegen der Tat, die der letzten Verurtei-
lung zugrunde liegt, verstrichen ist; in die 
Frist nicht eingerechnet wird die Zeit, in 
welcher der Beteiligte auf behördliche 
oder richterliche Anordnung in einer An-
stalt verwahrt worden ist, " 

b) In Absatz 2 Nr. 2 wird die Angabe „Nummer 1 
Buchstabe e" durch die Angabe „Nummer 1 
Buchstabe d" ersetzt. 

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Zeit der Aussetzung des Verfahrens ist in 
die Frist nach Absatz 2 Nr. 1 erster Halbsatz 
einzurechnen." 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken 
gegen die Zuverlässigkeit nach Absatz 2 Nr. 4 
oder die körperliche Eignung nach § 30 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 begründen, so kann die zuständige 
Behörde dem Beteiligten die Vorlage eines 
amts- oder fachärztlichen Zeugnisses über die 
geistige und körperliche Eignung aufgeben." 

6. § 6 wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

„§ 6 

Auskünfte bei anderen Behörden, Mitteilungen 

(1) Die zuständige Behörde kann in einem Ver-
fahren zur Erteilung einer Erlaubnis nach diesem 
Gesetz oder in einem von Amts wegen eingeleite-
ten Verfahren von anderen Behörden und öffent-
lichen Stellen im Geltungsbereich dieses Geset-
zes und im Land Berlin Auskünfte verlangen, so-
weit die Auskünfte für die Entscheidung erforder-
lich sind und diese den Antragsteller, die mit der 
Leitung des Bet riebes, einer Zweigniederlassung 
oder einer unselbständigen Zweigstelle beauf-
tragten Personen oder Personen betreffen, die die 
tatsächliche Gewalt über eine Schußwaffe oder 
Munition ausüben oder erwerben wollen. Die 
Auskunft unterbleibt, soweit ihr besondere ge-
setzliche Übermittlungsregelungen entgegenste-
hen oder soweit personenbezogene Informatio-
nen wegen überwiegender berechtigter Interes-
sen geheimgehalten werden müssen. Die zustän-
dige Behörde kann Behörden und öffentliche Stel-
len außerhalb des Geltungsbereiches dieses Ge-
setzes und des Landes Berlin um Auskünfte nach 
Satz 1 ersuchen. 

(2) Die nach § 40 zuständige Behörde unterrich-
tet zur Überwachung der Einhaltung waffenrecht-
licher Vorschriften die örtliche Vollzugspolizei 
über den Erlaß eines Waffenbesitzverbotes. Die 
nach § 43 Abs. 2 zuständige Behörde unterrichtet 
zum Zwecke polizeilicher Ermittlungen die örtli-
che Vollzugspolizei über das Abhandenkommen 
von Schußwaffen und Munition. Unterrichtungen 
auf Grund anderer Rechtsvorschriften bleiben un-
berührt. " 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort „feilhalten" 
durch das Wort „feilbieten" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 und 2 werden durch folgenden 
Satz ersetzt: 

„Eine Schußwaffe wird insbesondere bearbei-
tet oder instandgesetzt, wenn sie verkürzt, in 
der Schußfolge verändert oder so geändert 
wird, daß andere Munition oder andere Ge-
schosse aus ihr verschossen werden können, 
oder wenn wesentliche Teile, zu deren Einpas-
sung eine Nacharbeit erforderlich ist, ausge-
tauscht ist, ausgetauscht werden." 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „auszu-
führen, sonst" gestrichen und die Worte „des 
Gesetzes" durch die Worte „dieses Gesetzes" 
ersetzt. 

8. § 8 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Erlaubnis ist ferner zu versagen, 
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1. wenn der Antragsteller die für die erlaubnis-
pflichtige Tätigkeit bei handwerksmäßiger Be-
triebsweise erforderlichen Voraussetzungen 
nach der Handwerksordnung nicht erfüllt, so-
weit eine Erlaubnis zu einer entsprechenden 
Waffenherstellung beantragt wird, 

2. wenn eine der in Absatz 1 bezeichneten Perso-
nen nicht die erforderliche Fachkunde nach-
weist, soweit eine Erlaubnis zum Waffenhan-
del beantragt wird. 

Im Falle der Nummer 2 ist der Antragsteller, der 
weder den Betrieb, eine Zweigniederlassung 
noch eine unselbständige Zweigstelle selbst lei-
tet, von dem Erfordernis der Fachkunde be-
freit. " 

9. § 9 Abs. 3 wird gestrichen. 

10. In § 10 werden Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 2 
gestrichen; der bisherige Absatz 3 wird Ab-
satz 2. 

11. § 12 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 12 

Waffenbücher 

(1) Wer gewerbsmäßig Schußwaffen herstellt, 
hat ein Waffenherstellungsbuch zu führen, aus 
dem die Art und Menge der Schußwaffen sowie 
ihr Verbleib hervorgehen. Satz 1 ist nicht anzu-
wenden auf 

1. Schußwaffen, deren Bauart nach § 20 zugelas-
sen ist, sowie Luftdruck-, Federdruck-, CO2-
und andere Treibgaswaffen, bei denen die Be-
wegungsenergie der Geschosse 

a) bei einem Geschoßdurchmesser, der nicht 
größer als 10 mm ist, nicht mehr als 
7,5 Joule (J), 

b) bei einem größeren Geschoßdurchmesser, 
bezogen auf den größten Geschoßquer-
schnitt, nicht mehr als 10 J/cm 2  

beträgt, 

2. wesentliche Teile von Schußwaffen und Lauf-
rohlinge (§ 3 Abs. 3). 

(2) Wer gewerbsmäßig Schußwaffen erwirbt, 
vertreibt oder anderen überläßt, hat ein Waffen-
handelsbuch zu führen, aus dem die Art und 
Menge der Schußwaffen, ihre Herkunft und ihr 
Verbleib hervorgehen. Satz 1 ist nicht anzuwen-
den auf 

1. Schußwaffen im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 
Nr. 1, die vom Hersteller oder demjenigen, der 
die Schußwaffen in den Geltungsbereich die-
ses Gesetzes verbracht hat, mit einer Modell-
bezeichnung und mit dem auf Grund einer 

Rechtsverordnung nach § 50 a Abs. 1 Nr. 6 be-
stimmten Kennzeichen versehen sind, 

2. wesentliche Teile von Schußwaffen und Lauf-
rohlinge (§ 3 Abs. 3), 

3. Schußwaffen, über die in demselben Betrieb 
ein Waffenherstellungsbuch nach Absatz 1 zu 
führen ist." 

12. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „ , einführt (§ 4 
Abs. 2 Nr. 4 des Außenwirtschaftsgesetzes) " 
und das Wort „sonst" gestrichen. 

b) Absatz 2 wird gestrichen; die bisherigen Ab-
sätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3. 

c) In dem neuen Absatz 2 werden die Worte 
„ , einführt oder sonst" durch das Wort „oder" 
ersetzt. 

d) In dem neuen Absatz 3 wird die Angabe „Ab-
satz 1 oder 2" durch die Angabe „Absatz 1" 
und die Angabe „Absatz 3" durch die Angabe 
„Absatz 2" ersetzt. 

e) Absatz 5 wird gestrichen. 

13. Die §§ 14 und 15 werden aufgehoben. 

14. Abschnitt III wird wie folgt gefaßt: 

„Abschnitt III 

Prüfung und Zulassung von Schußwaffen 
und Munition 

§ 16 

Beschußpflicht 

(1) Wer Handfeuerwaffen, Böller, Einsteckläufe 
sowie wesentliche Teile nach § 3 Abs. 2 Nr. 1, die 
ohne Nacharbeit ausgetauscht werden können, 
herstellt oder in den Geltungsbereich dieses Ge-
setzes verbringt, hat sie durch Beschuß amtlich 
prüfen zu lassen. Wird eine Handfeuerwaffe aus 
bereits geprüften wesentlichen Teilen zusam-
mengesetzt, so ist die fertige Waffe amtlich zu 
prüfen, wenn einzelne Teile zu ihrer Einpassung 
der Nacharbeit bedürfen. 

(2) Wer an einer Handfeuerwaffe, einem Böller 
oder einem Einstecklauf, die nach Absatz 1 ge-
prüft sind, einen wesentlichen Teil nach § 3 Abs. 2 
Nr. 1 oder ein Griffstück für Handfeuer-Kurzwaf-
fen austauscht, verändert oder instandsetzt, hat 
den Gegenstand erneut durch Beschuß amtlich 
prüfen zu lassen. Dies gilt nicht für Handfeuer-
waffen, deren wesentliche Teile ohne Nacharbeit 
lediglich ausgetauscht worden sind, sofern alle 
wesentlichen Teile mit dem für diese Waffen zu-
lässigen höchsten Gasdruck beschossen worden 
sind. 
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§ 17 

Ausnahmen von der Beschußpflicht 

(1) Von der Beschußpflicht nach § 16 sind aus-
genommen: 

1. Handfeuerwaffen und Einsteckläufe, deren 
Bauart nach § 19 der Zulassung bedarf, 

2. Schußwaffen mit einem Patronen- oder Kartu-
schenlager bis zu 6 mm Durchmesser und 
Länge sowie zum einmaligen Gebrauch be-
stimmte wesentliche Teile von Schußwaffen 
nach § 3 Abs. 2 Nr. 1, soweit die Bauart nach 
§ 20 der Zulassung bedarf, 

3. Handfeuerwaffen, die 

a) zu Prüf-, Meß- oder Forschungszwecken 
von wissenschaftlichen Einrichtungen, Be-
hörden, Waffen- oder Munitionsherstellern 
verwendet werden, 

b) vor dem 1. Januar 1891 hergestellt und nicht 
verändert worden sind, 

c) nach § 27 Abs. 2 oder 3 oder zur Lagerung in 
einem offenen Zollager in den Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes verbracht werden, 

4. wesentliche Teile von im Fertigungsprozeß be-
findlichen Handfeuerwaffen nach § 3 Abs. 2 
Nr. 1, zu deren Einpassung eine Nacharbeit 
nicht erforderlich ist, sowie vorgearbeitete we-
sentliche Teile und Laufrohlinge (§ 3 Abs. 3). 

(2) Eine Beschußpflicht nach § 16 Abs. 1 besteht 
auch nicht für Handfeuerwaffen und wesentliche 
Teile, die das Beschußzeichen eines Staates tra-
gen, mit dem die gegenseitige Anerkennung der 
Beschußzeichen vereinbart ist. 

§ 18 

 Beschußprüfung 

(1) Bei dem Beschuß ist zu prüfen, ob 

1. die wesentlichen Teile der Handfeuerwaffe der 
Beanspruchung standhalten, der sie bei der 
Verwendung der zugelassenen Munition aus-
gesetzt werden (Haltbarkeit), 

2. die Verschlußeinrichtung, die Sicherung und 
die Zündeinrichtung sowie bei halbautomati-
schen Schußwaffen der Lademechanismus ein-
wandfrei arbeiten (Funktionssicherheit), 

3. die Abmessungen des Patronen- oder Kartu-
schenlagers, der Verschlußabstand, die Maße 
des Übergangs, der Feld- und Zugdurchmesser 
oder des Laufquerschnitts bei gezogenen Läu-
fen und der Laufinnendurchmesser bei glatten 
Läufen den Nenngrößen (§ 26 Abs. 1 Nr. 1) 
entsprechen (Maßhaltigkeit) und 

4. die nach § 13 oder die auf Grund einer Rechts-
verordnung nach § 50 a Abs. 1 Nr. 6 vorge

-

schriebene Kennzeichnung auf der Waffe an-
gebracht ist. 

(2) Auf Antrag ist der Beschuß mit einem erhöh-
ten Gasdruck vorzunehmen (verstärkter Be-
schuß). 

§ 19 

Zulassung von Handfeuerwaffen 
und Einsteckläufen 

(1) Handfeuerwaffen 

1. mit einem Patronen- oder Kartuschenlager bis 
zu 5 mm Durchmesser und 15 mm Länge, 

2. mit einem Patronen- oder Kartuschenlager bis 
zu 6 mm Durchmesser und Länge zum Ver-
schießen von Munition, bei der der Zündsatz 
zugleich Treibsatz ist und bei denen dem Ge-
schoß eine Bewegungsenergie von nicht mehr 
als 7,5 J erteilt wird, 

3. zum einmaligen Abschießen eines Geschosses, 
ausgenommen pyrotechnische Geschosse 

dürfen als serienmäßig hergestellte Stücke nur 
dann in den Geltungsbereich dieses Gesetzes ver-
bracht oder gewerbsmäßig hergestellt werden, 
wenn sie ihrer Bauart und Bezeichnung nach von 
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt zu-
gelassen sind. Gleiches gilt für Schußapparate, für 
Einsätze, die dazu bestimmt sind, Munition mit 
kleinerer Abmessung zu verschießen, sowie für 
Einsteckläufe ohne eigenen Verschluß für Muni-
tion mit einem zulässigen höchsten Gebrauchs-
gasdruck bis zu 2 000 bar. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Handfeuerwaff en, 
 Einsteckläufe und Schußapparate, die das Prüf-

zeichen eines Staates tragen, mit dem die gegen-
seitige Anerkennung der Prüfzeichen vereinbart 
ist. 

(3) Die Zulassung ist zu versagen, 

1. wenn die Bauart nicht haltbar, nicht funktions-
sicher oder nicht maßhaltig ist, 

2. wenn es sich um eine Schußwaffe nach Ab-
satz 1 Nr. 1 oder 2 handelt, deren Geschossen 
eine Bewegungsenergie von nicht mehr als 
7,5 J erteilt werden kann, die Schußwaffe aber 
mit allgemein gebräuchlichen Werkzeugen so 
verändert werden kann, daß die Bewegungs-
energie eines Geschosses auf mehr als 7,5 J 
erhöht wird. 

(4) Die Zulassung der Bauart eines Schußappa-
rates ist ferner zu versagen, wenn 

1. aus dem Schußapparat zugelassene Patronen-
munition verschossen werden kann, 

2. der Schußapparat so beschaffen ist, daß Be-
schäftigte, die sich bei der Verwendung des 
Schußapparates in seinem Gefahrenbereich 
befinden, bei ordnungsgemäßer Verwendung 
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mehr als unvermeidbar gefährdet oder belä-
stigt werden oder 

3. der Antragsteller nicht nachweist, daß er über 
die für die Durchführung von Wiederholungs-
prüfungen erforderlichen Einrichtungen ver-
fügt. 

§ 20 

Zulassung von Schreckschuß-, Reizstoff

--

und Signalwaffen 

(1) Schußwaffen mit einem Patronen- oder Kar-
tuschenlager bis zu 12 mm Durchmesser und Ge-
räte nach § 1 Abs. 2 ohne Patronen- oder Kartu-
schenlager, die zum 

1. Abschießen von Kartuschenmunition, 

2. Verschießen von Reiz- oder anderen Wirkstof-
fen oder 

3. Verschießen von pyrotechnischer Munition 

bestimmt sind, sowie Zusatzgeräte zu diesen Waf-
fen zum Verschießen pyrotechnischer Geschosse 
dürfen nur dann in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes verbracht oder gewerbsmäßig herge-
stellt werden, wenn sie ihrer Bauart und Bezeich-
nung nach von der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt zugelassen sind. 

(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn 

1. feste, auch der Kartusche vorgeladene, Körper 
verschossen werden können, deren Wirkung 
auf den menschlichen Körper größer ist als die 
von Geschossen mit einem Durchmesser von 
7 mm und einer Bewegungsenergie von 7,5 J, 

2. mit der Waffe nach Umarbeitung mit allgemein 
gebräuchlichen Werkzeugen die in Nummer 1 
bezeichnete Wirkung erreicht werden kann 
oder 

3. die Waffe oder das Zusatzgerät den techni-
schen Anforderungen an die Bauart nicht ent-
spricht. 

(3) Hat die Schußwaffe ein Patronen- oder Kar-
tuschenlager bis zu 6 mm Durchmesser und 
Länge, so ist die Zulassung der Bauart ferner zu 
versagen, wenn die Bauart nicht haltbar, nicht 
funktionssicher oder nicht maßhaltig ist. Das glei-
che gilt für wesentliche Teile von Schußwaffen 
nach § 3 Abs. 2 Nr. 1, die zum einmaligen Ge-
brauch bestimmt sind. 

§ 21 

Zulassung von pyrotechnischer Munition 

(1) Pyrotechnische Munition einschließlich der 
mit ihr fest verbundenen Antriebsvorrichtung darf 
nur dann in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
verbracht oder gewerbsmäßig hergestellt werden, 
wenn sie ihrer Beschaffenheit, Zusammensetzung  

und Bezeichnung nach von der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung zugelassen ist. 

(2) Die Zulassung ist zu versagen, 

1. soweit der Schutz von Leben, Gesundheit oder 
Sachgütern des Benutzers oder Dritter bei be-
stimmungsgemäßer Verwendung nicht ge-
währleistet ist, 

2. wenn die Munition den Anforderungen an die 
Zusammensetzung, Beschaffenheit, Maße, den 
zulässigen höchsten normalen oder überhöh-
ten Gebrauchsgasdruck und die Bezeichnung 
(§ 26 Abs. 2 Nr. 1) nicht entspricht, 

3. soweit die Munition in ihrer Wirkungsweise, 
Brauchbarkeit und Beständigkeit dem Stand 
der Technik nicht entspricht. 

§ 22 

Zulassung sonstiger Munition 

(1) Patronen- und Kartuschenmunition sowie 
Treibladungen nach § 2 Abs. 2 für Handfeuerwaf-
fen dürfen gewerbsmäßig nur dann vertrieben 
oder anderen überlassen werden, wenn sie ihrem 
Typ und ihrer Bezeichnung nach von der zustän-
digen Behörde zugelassen sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Munition aus Staaten, mit denen die gegensei-
tige Anerkennung der Prüfzeichen vereinbart 
ist und deren kleinste Verpackungseinheit ein 
Prüfzeichen eines dieser Staaten trägt, 

2. Munition, die für wissenschaftliche Einrichtun-
gen, Behörden, Waffen- oder Munitionsher-
steller zu Prüf-, Meß- oder Forschungszwecken 
hergestellt und ihnen überlassen wird. 

(3) Die Zulassung ist zu versagen, 

1. wenn der Antragsteller oder ein von ihm beauf-
tragtes Fachinstitut nicht die zur Ermittlung der 
Maße, des Gebrauchsgasdrucks oder der Ver-
gleichswerte erforderlichen Geräte besitzt, 

2. wenn der Antragsteller oder ein von ihm beauf-
tragtes Fachinstitut nicht über das zur Bedie-
nung der Prüfgeräte erforderliche Fachperso-
nal verfügt oder 

3. wenn die Prüfung der Munition ergibt, daß ihre 
Maße, ihr Gasdruck oder ihre Bezeichnung ei-
ner Rechtsverordnung nach § 26 Abs. 3 nicht 
entsprechen. 

Die Zulassung wird nach Satz 1 Nr. 1 und 2 nicht 
versagt, wenn der Antragsteller die Überwachung 
der Herstellung der zuständigen Behörde übertra-
gen hat. 
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§ 23 

Überlassen und Verwenden beschuß- oder 
zulassungspflichtiger Gegenstände 

(1) Handfeuerwaffen, Böller und wesentliche 
Teile, die nach den §§ 16 und 17 der Beschuß-
pflicht unterliegen, dürfen anderen nur überlas-
sen oder zum Schießen nur verwendet werden, 
wenn sie das amtliche Beschußzeichen tragen. 
Dies gilt nicht für das Überlassen dieser Gegen-
stände, wenn die zuständige Behörde beschei-
nigt, daß die amtliche Prüfung nicht durchgeführt 
werden kann. 

(2) Schußwaffen, Geräte, Einsätze, Einsteck-
läufe und Munition, die nach den §§ 19, 20, 21 
oder 22 einer Zulassung unterliegen, dürfen ge-
werbsmäßig anderen nur überlassen werden, 
wenn sie das vorgeschriebene Zulassungszeichen 
tragen. 

§ 24 

Ausnahmen in Einzelfällen 

Die für die Zulassung jeweils zuständige Be-
hörde kann im Einzelfall Ausnahmen von dem 
Erfordernis der Zulassung nach § 19 Abs. 1, § 20 
Abs. 1, § 21 Abs. 1 oder § 22 Abs. 1 bewilligen 
oder Abweichungen von den Versagungsgrün-
den des § 19 Abs. 3 oder 4, des § 20 Abs. 2 oder 3, 
des § 21 Abs. 2 oder des § 22 Abs. 3 Nr. 3 zulas-
sen, wenn öffentliche Interessen nicht entgegen-
stehen. 

§ 25 

(entfällt) 

§ 26 

Beschußrechtliche Ermächtigungen 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, zur Durchführung der §§ 16 und 18 durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates Vorschriften zu erlassen über 

1. die Maße für das Patronen- und Kartuschenla-
ger, den Übergang, die Feld- und Zugdurch-
messer oder den Laufquerschnitt, den Laufin-
nendurchmesser und den Verschlußabstand 
(Maßtafeln), 

2. die Art  und Durchführung der Beschußprü-
fung, die Geräte und Meßmethoden sowie das 
Verfahren für diese Prüfung, 

3. die Verpflichtung zur Aufbringung eines Prüf-
zeichens, dessen Art und Form und über die 
Kennzeichnung von Gegenständen, bei denen 
sich Beanstandungen ergeben haben, 

4. die Voraussetzungen, unter denen ein Gegen-
stand von der Beschußprüfung zurückgewie-
sen werden kann, 

5. die Einführung einer freiwilligen Beschußprü-
fung, 

6. die Freistellung bestimmter wesentlicher Teile 
von der Beschußpflicht nach § 16 Abs. 1. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, zur Durchführung der §§ 19 bis 22 durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates 

1. zu bestimmen, welche technischen Anforde-
rungen an die Bauart von Schußwaffen, Gerä-
ten, Einsätzen, Einsteckläufen und pyrotechni-
scher Munition, die der Bauartzulassung nach 
den §§ 19 bis 21 unterliegen, und an die Be-
zeichnung dieser Gegenstände sowie an die 
Beschaffenheit der Prüfgeräte nach § 22 Abs. 3 
Nr. 1 zu stellen sind, 

2. die Art und Durchführung der Zulassungsprü-
fungen und das Verfahren für die Zulassung zu 
regeln, 

3. periodische Kontrollen vorzuschreiben für 

a) Patronen- und Kartuschenmunition und 
Treibladungen nach § 2 Abs. 2 durch die 
zuständige Behörde, 

b) Schußapparate und Einsteckläufe durch die 
Physikalisch-Technische Bundesanstalt 

sowie das Verfahren für diese Kontrollen zu 
regeln, 

4. Personen, die die Gegenstände nach Num-
mer 3 Buchstabe b herstellen oder in den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes verbringen, zur 
Vorlage einer Anzahl zugelassener Gegen-
stände bei der Physikalisch-Technischen Bun-
desanstalt aus der laufenden Fertigung oder 
dem Lagerbestand zu verpflichten, 

5. weitere Handfeuerwaffen und Einsteckläufe in 
die Bauartprüfung und -zulassung nach den 
§§ 19 und 20 einzubeziehen, 

6. Vorschriften zu erlassen über 

a) die Verpflichtung zur Aufbringung eines 
Zulassungszeichens sowie dessen Art und 
Form, 

b) die Verpflichtung von Personen, die Muni-
tion im Sinne von § 22 Abs. 1 herstellen oder 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
verbringen, zur Durchführung von Fabrika-
tionskontrollen sowie über Inhalt, Führung, 
Aufbewahrung und Vorlage von Aufzeich-
nungen über diese Kontrollen, 

c) die Anordnung einer Kontrolle und die Un-
tersagung des weiteren Vertriebs von zuge-
lassener Munition nach § 22 Abs. 1 durch 
die zuständige Behörde und von zugelasse-
nen Handfeuerwaffen, Schußapparaten, 
Einsteckläufen und Einsätzen durch die 
Physikalisch-Technische 	Bundesanstalt, 
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wenn diese Gegenstände nicht den vorge-
schriebenen Anforderungen entsprechen, 

d) Ausnahmen von der Zulassung, der Fabri-
kationskontrolle und der periodischen Kon-
trolle von Treibladungen nach § 2 Abs. 2, 
wiedergeladener Munition, Beschußmuni-
tion und Munitionstypen, die in kleinen 
Mengen hergestellt oder in den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes verbracht werden, 
sowie über Anforderungen an den Vertrieb 
und das Überlassen dieser Munition, 

e) die Verpflichtung von Personen, die Muni-
tion herstellen oder in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbringen, den Vertrieb 
und das Überlassen von Munition in kleinen 
Mengen (Buchstabe d) der Physikalisch

--

Technischen Bundesanstalt anzuzeigen, 

f) die Durchführung von Wiederholungsprü-
fungen für Schußapparate und Böller, die 
Unterhaltung von Einrichtungen zur Durch-
führung dieser Prüfungen, die Aufbringung 
eines Prüfzeichens und dessen Art und 
Form sowie die Beifügung einer von der 
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 
gebilligten Gebrauchsanweisung. 

Soweit die Rechtsverordnung Schußapparate be-
trifft, ergeht sie im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, zur Abwehr von Gefahren für Leben oder 
Gesundheit von Menschen durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates die zuläs-
sigen Höchst- und Mindestmaße, die zulässigen 
höchsten normalen und überhöhten Gebrauchs-
gasdrücke, die Mindestgasdrücke, die Höchst

--

und Mindestenergien und die Bezeichnung der 
nach §§. 21 und 22 zulassungspflichtigen Muni-
tion und Treibladungen festzulegen; Munition, 
die auf Grund ihrer Beschaffenheit eine schwere 
gesundheitliche Schädigung herbeiführt, die über 
die mit der üblichen mechanischen Wirkung ver-
bundene Schädigung hinausgeht, darf nicht zu-
gelassen werden. 

(4) Rechtsverordnungen nach den Absätzen 1 
bis 3 können auch zur Durchführung oder Umset-
zung von Beschlüssen der Ständigen Internatio-
nalen Kommission zur Prüfung von Handfeuer-
waffen und zur Erfüllung von Verpflichtungen 
aus zwischenstaatlichen Vereinbarungen erlas-
sen werden. 

(5) In den Rechtsverordnungen kann auf Veröf-
fentlichungen sachverständiger Stellen verwie-
sen werden. Hierbei sind das Datum der Veröf-
fentlichung, die Bezugsquelle und eine Stelle zu 
bezeichnen, bei der die Veröffentlichung archiv-
mäßig gesichert niedergelegt ist. 

(6) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates einen Ausschuß (Beschußrat) zu 
bilden, der ihn in technischen Fragen berät. In 

den Ausschuß sollen neben den Vertretern der 
beteiligten Bundes- und Landesbehörden Vertre-
ter von Fachinstituten und Normungsstellen so-
wie Vertreter der Wirtschaft nach Anhörung der 
Spitzenorganisationen der beteiligten Wirt-
schaftskreise berufen werden." 

15. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift und Absatz 1 werden wie folgt 
gefaßt: 

„§ 27 

Verbringen von Schußwaffen und Munition in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes 

(1) Wer erlaubnispflichtige Schußwaffen 
oder Munition in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes verbringen oder verbringen lassen 
will, hat die Urkunden über seine Berechti-
gung zum Erwerb der Schußwaffen oder Muni-
tion oder zur Ausübung der tatsächlichen Ge-
walt über die Schußwaffen der nach Absatz 5 
zuständigen Überwachungsbehörde vorzule-
gen. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Absatz 1 gilt ferner nicht für 

1. Personen, die ihren Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt nicht im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben und die 

a) nicht mehr als zwei Langwaffen und die 
dafür bestimmte Munition lediglich 
durch den Geltungsbereich dieses Ge-
setzes befördern wollen, 

b) Schußwaffen oder Munition lediglich zur 
Teilnahme an Messen, Ausstellungen 
und Sammlerveranstaltungen in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ver-
bringen wollen, 

wenn sie darüber im Falle des Buchstaben a 
eine Bescheinigung der nach Absatz 5 zu-
ständigen Überwachungsbehörde und im 
Falle des Buchstaben b eine Bescheinigung 
der für den Veranstaltungsort zuständigen 
Behörde besitzen, 

2. Schußwaffen und Munition, die 

a) Mitglieder von Schießsportvereinen oder 
Vereinigungen, bei denen es Brauch ist, 
bei besonderem Anlaß Schußwaffen zu 
tragen, zur Teilnahme an schießsportli-
chen oder Brauchtumsveranstaltungen, 

b) Angehörige der Streitkräfte oder der Po-
lizei fremder Staaten zur Teilnahme an 
Ausbildungs- oder Übungsveranstaltun-
gen 

in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
mitbringen, 

3. andere als die in Absatz 2 Nr. 2 bezeichne-
ten Schußwaffen und die dafür bestimmte 
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Munition, die an Bord von Schiffen oder 
Luftfahrzeugen mitgeführt, während des 
Aufenthaltes im Hafen oder auf dem Flug-
hafen unter Verschluß gehalten und der 
nach Absatz 5 zuständigen Überwachungs-
behörde unter Angabe des Hersteller- oder 
Warenzeichens, der Modellbezeichnung 
und, wenn die Waffe eine Herstellungsnum-
mer hat, auch diese, gemeldet werden, so-
fern die Gegenstände innerhalb eines Mo-
nats wieder aus dem Geltungsbereich die-
ses Gesetzes verbracht oder einem Berech-
tigten überlassen worden sind oder in den 
Fällen der Nummer 2 die Munition ver-
braucht worden ist." 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 

d) Die Absätze 5 und 6 werden Absätze 4 und 5 
mit der Maßgabe, daß in dem neuen Absatz 4 
die Angabe „Absatz 6" durch die Angabe „Ab-
satz 5" sowie die Worte „die Einfuhr oder das 
sonstige Verbringen" durch die Worte „das 
Verbringen" ersetzt und in dem neuen Ab-
satz 5 Satz 1 die Worte „der Einfuhr oder des 
sonstigen Verbringens" durch die Worte „des 
Verbringens" ersetzt werden. 

16. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 5 wird durch folgende Vorschrift 
ersetzt: 

„Eine Waffenbesitzkarte über Schußwaffen, 
über die mehrere Personen die tatsächliche 
Gewalt ausüben, kann auf diese Personen aus-
gestellt werden. " 

b) In Absatz 2 werden 

aa) Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Sportschützen wird eine unbefristete Er-
laubnis erteilt, die allgemein zum Erwerb 
von Langwaffen, ausgenommen automati-
sche Schußwaffen, berechtigt. " 

bb) Satz 3 und 4 gestrichen. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Im ersten Satzteil werden nach den Worten 
„nach Absatz 1" die Worte „für den Er-
werb " eingefügt. 

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. von Todes wegen (als Erbe, Vermächt-
nisnehmer oder durch Auflage Begün-
stigter) von einem Berechtigten er-
wirbt, " . 

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. von einem Berechtigten vorüberge-
hend zur Ausführung von Verschöne-
rungen an der Waffe oder zu ähnlichen 
Zwecken, zur sicheren Verwahrung, 
zur nicht gewerbsmäßigen Beförde

-

rung zu einem Berechtigten oder zu 
einer Schießstätte erwirbt,". 

dd) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. von einem oder für einen Berechtigten 
erwirbt, wenn und solange er 

a) auf Grund eines gerichtlichen oder 
behördlichen Auftrages, eines Ar-
beits- oder Ausbildungsverhältnis-
ses oder als Beauftragter oder Mit-
glied einer jagdlichen oder schieß-
sportlichen Vereinigung oder einer 
anderen sportlichen Vereinigung 
zur Abgabe von Startschüssen oder 
einer zur Brauchtumspflege waf-
fentragenden Vereinigung die tat-
sächliche Gewalt über die Schuß-
waffe nur nach den Weisungen des 
Berechtigten ausüben darf, 

b) auf Grund eines Vertragsverhält-
nisses über die vorübergehende 
Nutzung eines fremden Wasser-
oder Luftfahrzeuges oder auf 
Grund luftrechtlicher Vorschriften 
die tatsächliche Gewalt über eine 
Signalwaffe ausübt, sofern der Be-
nutzer die erforderliche Sachkunde 
besitzt, ". 

ee) In Nummer 7 werden die Worte „Schuß-
waffe mit einer Länge von mehr als 60 cm" 
durch das Wort „Langwaffe" und das Wort 
„Selbstladewaffen" durch die Worte „au-
tomatische Schußwaffen" ersetzt. 

d) Absatz 5 Satz 1 und 2 und Absätze 6, 7 und 8 
werden gestrichen. 

17. § 29 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 29 

Munitionserwerb 

(1) Wer Munition erwerben will, bedarf der Er-
laubnis der zuständigen Behörde. 

(2) Die Erlaubnis wird in der Waffenbesitzkarte 
oder der Ersatzbescheinigung für eine Waffenbe-
sitzkarte eingetragen und berechtigt zum Erwerb 
von Munition für die darin bezeichneten Schuß-
waffen. Die einem Erwerber im Sinne von § 28 
Abs. 4 Nr. 1 erteilte Waffenbesitzkarte berechtigt 
nicht zum Erwerb von Munition. 

(3) Personen, die keine Berechtigung nach Ab-
satz 2 besitzen, insbesondere Munitionssammlern 
sowie Waffen- und Munitionssachverständigen, 
kann die Erlaubnis nach Absatz 1 als Munitions-
erwerbschein unbefristet und für Munition jeder 
Art erteilt werden. 

(4) Einer Erlaubnis nach Absatz 1 bedarf nicht 
der Erwerb von 

1. Munition unter den Voraussetzungen des § 28 
Abs. 4; im Falle der Nummer 6 gilt dies nur für 
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den sofortigen Verbrauch auf der Schieß-
stätte, 

2. Patronen- oder Kartuschenmunition, die aus 
nicht erlaubnispflichtigen Schußwaffen ver-
schossen werden kann." 

18. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Muni-
tionserwerbschein" die Angabe „nach § 29 
Abs. 3" eingefügt. 

b) Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. der Antragsteller nicht Tatsachen glaub-
haft macht, die die Annahme rechtfertigen, 
daß bei ihm ein Bedürfnis (§ 32) vor-
liegt. " 

c) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „Waffen-
scheinen oder" gestrichen. 

19. § 31 Abs. 2 wird gestrichen, die Absatzbezeich-
nung zu Absatz 1 entfällt. 

20. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Einleitungshalbsatz wird nach dem 
Wort „Antragsteller" das Wort „Tatsa-
chen" eingefügt. 

bb) In Nummer 1 werden die Worte „Selbstla-
dewaffen mit einer Länge von mehr als 
60 cm," durch die Worte „halbautomati-
sche Langwaffen," ersetzt. 

cc) Nummer 2 wird durch folgende neue 
Nummern 2 und 3 ersetzt: 

„2. als Sportschütze nichtautomatische 
Langwaffen für den regelrechten 
Schießsport auf genehmigten Schieß-
stätten, zur Teilnahme an ordentlichen 
Schießwettbewerben oder zur Pflege 
des Brauchtums in Schützenvereini-
gungen zu benötigen, 

3. als Mitglied einer schießsportlichen 
Vereinigung Kurzwaffen oder halbau-
tomatische Langwaffen mit glatten 
Läufen für den regelrechten Schieß-
sport auf genehmigten Schießstätten 
oder zur Teilnahme an ordentlichen 
Schießwettbewerben zu benötigen, ". 

dd) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden 
Nummern 4 und 5. 

ee) Dem Absatz werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 liegt ein 
Bedürfnis vor, wenn der Antragsteller min-
destens 18 Monate regelmäßig und erfolg-
reich an den Übungsschießen der schieß-
sportlichen Vereinigung teilgenommen 
hat, die Waffenart für die auszuübende 

Sportdisziplin erforderlich ist und diese 
Voraussetzungen durch eine Bescheini-
gung des überörtlichen schießsportlichen 
Verbandes, dem die Vereinigung ange-
hört, nachgewiesen sind. Ein Bedürfnis ist 
in der Regel für den Erwerb von zwei Kur-
zwaffen und zwei halbautomatischen 
Langwaffen mit glatten Läufen anzuer-
kennen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Ein Bedürfnis braucht nicht geprüft zu 
werden, wenn der Inhaber eines gültigen Jah-
resjagdscheins Handfeuer-Kurzwaffen erwer-
ben will, sofern er nicht bereits zwei Waffen 
dieser Art besitzt." 

21. § 33 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Nicht erlaubnispflichtige Schußwaffen und 
Munition sowie Hieb- und Stoßwaffen erwerben 
und über solche Gegenstände die tatsächliche 
Gewalt ausüben darf nur, wer das 18. Lebensjahr 
vollendet hat; dies gilt nicht in den Fällen des § 28 
Abs. 4." 

22. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Schußwaffen, Munition und Hieb- und 
Stoßwaffen dürfen nur jemandem überlassen 
werden, der nach diesem Gesetz oder nach 
einer Rechtsverordnung auf Grund dieses Ge-
setzes zum Erwerb berechtigt ist." 

b) Die Absätze 2, 3 und 6 werden gestrichen. 

c) Die Absätze 4 und 5 werden Absätze 2 und 3 
mit der Maßgabe, daß in dem neuen Absatz 2 
die Worte „Die Absätze 1 bis 3 gelten " durch 
die Worte „Absatz 1 gilt" und in dem neuen 
Absatz 3 die Angabe „ § 4 Abs. 2" durch die 
Angabe „§ 4 Abs. 1 Nr. 2" ersetzt werden. 

d) Die bisherigen Absätze 7 und 8 werden Ab-
sätze 4 und 5 mit der Maßgabe, daß der neue 
Absatz 5 folgende Fassung erhält: 

„(5) Wer Waffen und Munition zum Kauf 
oder Tausch in Anzeigen oder Werbeschriften 
anbietet, hat bei den nachstehenden Waffenar-
ten auf das Erfordernis der Erwerbsberechti-
gung jeweils wie folgt hinzuweisen: 

1. bei erlaubnispflichtigen Schußwaffen und 
erlaubnispflichtiger Munition: Abgabe nur 
an Inhaber einer Erwerbserlaubnis, 

2. bei nicht erlaubnispflichtigen Schußwaffen 
und nicht erlaubnispflichtiger Munition so-
wie bei Hieb- und Stoßwaffen: Abgabe nur 
an Personen mit vollendetem 18. Lebens-
jahr, 
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3. bei verbotenen Gegenständen: Abgabe nur 
an Inhaber einer Ausnahmegenehmigung 
des Bundeskriminalamtes 

sowie seinen Namen, seine Anschrift oder sein 
eingetragenes Warenzeichen bekanntzuge-
ben. Anzeigen und Werbeschriften nach Satz 1 
dürfen nur veröffentlicht werden, wenn sie den 
Namen und die Anschrift des Anbieters sowie 
die von ihm je nach Waffenart mitzuteilenden 
Hinweise enthalten. Satz 2 gilt nicht für die 
Bekanntgabe der Personalien des nicht ge-
werblichen Anbieters, wenn dieser der Be-
kanntgabe widerspricht und sich derjenige, 
der die Anzeige oder Werbeschrift veröffent-
licht, gegenüber der zuständigen Behörde ver-
pflichtet hat, die Urkunden über den Ge-
schäftsvorgang ein Jahr lang aufzubewahren 
und dieser auf Verlangen Einsicht zu gewäh-
ren. " 

23. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 und 4 wird jeweils das Wort 
„drei" durch das Wort „fünf" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 22 
Abs. 1" durch die Angabe „ § 20 Abs. 1" 
ersetzt. 

bb) Nach Nummer 1 wird folgende neue Num-
mer 2 eingefügt: 

„ 2. andere als in Nummer 1 bezeichnete 
Signalwaffen beim Bergsteigen oder 
als verantwortlicher Führer eines Was-
ser- oder Luftfahrzeugs auf oder in die-
sem Fahrzeug führt,". 

cc) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3 
mit der Maßgabe, daß Buchstaben c und d 
wie folgt gefaßt werden: 

„c) nicht schußbereit und nicht zugriffsbe-
reit zur Teilnahme an einer schieß-
sportlichen Veranstaltung, im Zusam-
menhang damit oder sonst von einem 
Ort zu einem anderen befördert, sofern 
er an beiden Orten eines Waffenschei-
nes nicht bedarf, 

d) mit Ermächtigung nach § 2 Abs. 3 des 
Versammlungsgesetzes führt, soweit 
diese Ermächtigung oder Erlaubnis 
reicht. " 

d) Absatz 5 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

„An Stelle der Waffenbesitzkarte genügt ein 
schriftlicher Nachweis darüber, daß der Er-
werb in den Fällen des § 28 Abs. 4 Nr. 1, 7 oder 
9 nicht länger als einen Monat zurückliegt, ein 
Antrag auf Ausstellung einer Waffenbesitz

--karte gestellt worden ist oder daß ein Fall des 
§ 27 Abs. 2 oder 3 vorliegt. Die Ausweise und 
Erlaubnisse nach Satz 1 brauchen in den Fäl- 

len des Absatzes 4 Nr. 3 Buchstabe b, die Waf-
fenbesitzkarte oder gegebenenfalls der Waf-
fenschein braucht in den Fällen des Absatzes 4 
Nr. 1 nicht mitgeführt zu werden. " 

24. In § 36 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „500 000 
Deutsche Mark für Personenschäden und 50 000 
Deutsche Mark für Sachschäden" durch die 
Worte „eine Million Deutsche Mark für Personen-
schäden und hunderttausend Deutsche Mark für 
Sachschäden" ersetzt. 

25. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Einleitungshalbsatz werden die Worte 
„einzuführen, sonst" gestrichen. 

bb) In Nummer 1 Buchstabe d wird das Wort 
„Selbstladewaffen" durch das Wort 
„Schußwaffen" ersetzt. 

cc) In Nummer 1 Buchstabe e werden das 
Wort „Selbstladewaffe" durch das Wort 
„Schußwaffe " ersetzt und nach dem Wort 
„ist" die Worte „oder war" eingefügt. 

dd) In Nummer 9 werden das Wort „Ge-
schosse" durch die Worte „Munition, Ge-
schosse" und die Angabe „§ 6 Abs. 4 
Nr. 4 " durch die Angabe „ § 50a Abs. 1 
Nr. 4 " ersetzt. 

ee) In Nummer 11 werden das Wort „ Selbstla-
dewaffen " durch das Wort „Schußwaffen" 
und die Worte „ , die den Anschein vollau-
tomatischer Kriegswaffen hervorrufen" 
durch die Angabe „nach Nummer 1 Buch-
stabe e" ersetzt. 

b) Absatz 1 Satz 3 wird durch folgende Sätze er-
setzt: 

„Es ist ferner verboten, zur Herstellung von 
Gegenständen der in Satz 1 Nr. 7 bezeichne-
ten Art anzuleiten, aufzufordern oder Bestand-
teile zu vertreiben oder anderen zu überlassen, 
die zur Herstellung dieser Gegenstände be-
stimmt sind. Gegenstände der in Satz 1 Nr. 11 
bezeichneten Art dürfen auch von jemandem, 
der die tatsächliche Gewalt über sie ausüben 
darf, nicht geführt werden."  

c) Die Absätze 2 bis 4 werden wie folgt gefaßt: 

„(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, soweit 
jemand auf Grund eines gerichtlichen oder be-
hördlichen Auftrages tätig wird. 

(3) Das Bundeskriminalamt kann von den 
Verboten des Absatzes 1 allgemein oder für 
den Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn die 
Interessen des Antragstellers auf Grund beson-
derer Umstände das öffentliche Interesse an 
der Durchsetzung des Verbotes überwiegen. 
Dies kann insbesondere gelten, wenn die in 
Absatz 1 bezeichneten Gegenstände zum Ver- 
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bringen aus dem Geltungsbereich dieses Ge-
setzes, für wissenschaftliche oder Forschungs-
zwecke oder zur Erweiterung einer kulturhi-
storisch bedeutsamen Sammlung bestimmt 
sind. 

(4) Das Verbot nach Absatz 1 wird nicht 
wirksam, wenn 

1. der Erwerber im Sinne von § 28 Abs. 4 Nr. 1 
innerhalb der ihm gesetzten angemessenen 
Frist den Gegenstand unbrauchbar macht, 
die Verbotsmerkmale an ihm beseitigt, ei-
nem nach diesem Gesetz Berechtigten 
überläßt oder einen Antrag nach Absatz 3 
stellt und die ablehnende Entscheidung 
dem Antragsteller noch nicht bekanntgege-
ben worden ist, 

2. der Finder den gefundenen Gegenstand un-
verzüglich einem Berechtigten überläßt 
oder der für die Fundanzeige zuständigen 
Stelle abliefert. " 

d) Absatz 5 wird durch folgende Vorschrift er-
setzt: 

„(5) Gewerbliche Unternehmen, die Gegen-
stände herstellen oder in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbringen, bei denen nicht 
auszuschließen ist, daß sie unter ein Verbot 
nach Absatz 1 oder unter ein Verbot nach einer 
auf Grund von § 50 a Abs. 1 Nr. 2 erlassenen 
Rechtsverordnung fallen, können bei dem für 
sie zuständigen Landeskriminalamt die Fest-
stellung beantragen, ob ein Gegenstand ver-
boten ist. Das Landeskriminalamt trifft die 
Feststellung im Benehmen mit dem Bundeskri-
minalamt. Die Feststellung, daß der Gegen-
stand unter ein Verbot fällt, ist im Bundesan-
zeiger bekanntzumachen. " 

26. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. auf Veranstaltungen im Sinne des Titels IV 
der Gewerbeordnung (Messen, Ausstel-
lungen, Märkte) mit Ausnahme der Entge-
gennahme von Bestellungen auf Messen 
und Ausstellungen. " 

b) In Absatz 1 Nr. 3 wird nach dem Wort „ähnli-
chen" das Wort  „öffentlichen" eingefügt. 

c) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen. 

27. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Wer an öffentlichen Vergnügungen, 
Volksfesten, Sportveranstaltungen, Messen, 
Ausstellungen, Märkten oder ähnlichen öffent-
lichen Veranstaltungen teilnimmt, darf keine 
Schuß-, Hieb- oder Stoßwaffen führen oder 
sonstige Gegenstände, die ihrer Art nach zur 
Verletzung von Personen oder Beschädigung  

von Sachen geeignet und bestimmt sind, mit-
führen. Ebenso ist es verboten, die in Satz 1 
genannten Waffen oder sonstigen Gegen-
stände auf dem Weg zu öffentlichen Veranstal-
tungen zu führen oder mitzuführen, sie zu der-
artigen Veranstaltungen hinzuschaffen oder 
sie zur Verwendung bei derartigen Veranstal-
tungen bereitzuhalten oder zu verteilen." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „für den Einzel-
fall eine Ausnahme" durch die Worte „allge-
mein oder für den Einzelfall Ausnahmen" er-
setzt. 

c) Absatz 4 wird gestrichen; die bisherigen Ab-
sätze 5 und 6 werden Absätze 4 und 5. 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Einleitungshalbsatz wird die Angabe 
„Die Absätze 1 bis 5" durch die Angabe 
„Die Absätze 1 bis 4" ersetzt. 

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. auf das Schießen in Schießstätten 
(§ 44) sowie auf das Bearbeiten und 
Instandsetzen von Schußwaffen durch 
Inhaber einer Erlaubnis nach § 7 oder 
nach § 41 auf oder im räumlichen Zu-
sammenhang mit Schießstätten, ". 

cc) Nach Nummer 2 wird folgende neue Num-
mer 3 eingefügt: 

„3. auf das gewerbliche Ausstellen der in 
Absatz 1 genannten Waffen und Ge-
genstände auf Messen und Ausstel-
lungen, auf das Führen dieser Waffen 
und das Mitführen dieser Gegen-
stände zu oder im Zusammenhang mit 
diesen Veranstaltungen,". 

dd) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

28. § 40 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 40 

Verbote für den Einzelfall 

Die zuständige Behörde kann jemandem die 
Ausübung der tatsächlichen Gewalt über nicht 
erlaubnispflichtige Schußwaffen oder Munition, 
über Hieb- oder Stoßwaffen und den Erwerb sol-
cher Gegenstände untersagen, wenn er die erfor-
derliche Zuverlässigkeit (§ 5) nicht besitzt. Das 
gleiche gilt für die weitere Ausübung der tatsäch-
lichen Gewalt über erlaubnispflichtige Schußwaf-
fen oder Munition, soweit es zur Verhütung drin-
gender Gefahren für die Sicherheit oder Kontrolle 
des Umgangs mit diesen Gegenständen geboten 
ist. " 

29. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze er-
setzt: 
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„Die Erlaubnis schließt das Erwerben von zu 
diesen Tätigkeiten benötigten wesentlichen 
Teilen von Schußwaffen sowie das Ausüben 
der tatsächlichen Gewalt über diese Gegen-
stände ein. § 7 Abs. 2 Satz 1 und § 30 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 3 sind entsprechend anzuwen-
den.” 

b) Absatz 2 Satz 3 und 4 wird gestrichen. 

30. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „eine Schuß-
waffe oder Munition, deren Erwerb ihrer Art 
nach der Erlaubnis bedarf, " durch die Worte 
„erlaubnispflichtige Schußwaffen oder Muni-
tion" ersetzt. 

b) Absatz 2 Nr. 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. erlaubnispflichtige Schußwaffen, 

2. erlaubnispflichtige Munition, ". 

31. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „ , Ausbil-
dung im Verteidigungsschießen" gestrichen. 

b) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. bei denen in geschlossenen Räumen aus-
schießlich 

a) zur Erprobung von Schußwaffen oder 
Munition durch Waffen- oder Muni-
tionshersteller oder durch wissenschaft-
liche Einrichtungen oder 

b) vom Inhaber des Hausrechts oder mit 
dessen Zustimmung 

geschossen wird und im Falle des Buchsta-
ben b nur Personen Zugang haben, die zu 
dem Inhaber in einem familiären oder 
freundschaftlichen Verhältnis stehen,". 

d) Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen. 

32. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen; die bisherigen Ab-
sätze 3 bis 6 werden Absätze 2 bis 5. 

b) In dem neuen Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe 
„Absatz 3 Satz 1 und 2" durch die Angabe 
„Absatz 2 Satz 1 und 2" ersetzt. 

c) In dem neuen Absatz 5 werden 

aa) die Angabe „Absätze 1 bis 5" durch die 
Angabe „Absätze 1 bis 4" ersetzt, 

bb) Nummer 2 Buchstabe a wie folgt gefaßt: 

„a) mit Schußwaffen, bei denen die Bewe-
gungsenergie der Geschosse gemäß 
§ 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 begrenzt ist 

oder deren Bauart nach § 19 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 zugelassen ist, ", 

cc) die Nummern 6 und 7 wie folgt gefaßt: 

„6. auf das Schießen mit Kartuschenmuni-
tion 

a) durch die Mitwirkenden an 
Theateraufführungen und diesen 
gleichzuachtenden Vorführungen, 

b) bei der Abgabe von Startzeichen 
bei sportlichen Veranstaltungen, 

7. auf das Schießen mit pyrotechnischer 
Munition zum Vertreiben von Vögeln 
in landwirtschaftlichen Betrieben." 

33. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Wer Waffenherstellung, Waffenhandel oder 
eine Schießstätte betreibt, eine Schießstätte 
benutzt oder in ihr die Aufsicht führt, Veran-
staltungen zur Ausbildung im Verteidigungs-
schießen durchführt oder sonst die tatsächliche 
Gewalt über Schußwaffen und Munition aus-
übt, hat der zuständigen Behörde die für die 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen." 

b) Absatz 2 Satz 1 wird bis zu dem ersten Komma 
wie folgt gefaßt: 

„Betreibt der Auskunftspflichtige Waffenher-
stellung, Waffenhandel oder eine Schieß-
stätte, ". 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Aus begründetem Anlaß kann die zu-
ständige Behörde anordnen, daß der Inhaber 
der tatsächlichen Gewalt über 

1. erlaubnispflichtige Schußwaffen oder Mu-
nition, 

2. in § 37 Abs. 1 bezeichnete oder auf Grund 
einer Rechtsverordnung nach § 50 a Abs. 1 
Nr. 2 verbotene Gegenstände oder 

3. Erlaubnisscheine oder Ausnahmebescheide 
nach diesem Gesetz 

ihr diese binnen angemessener, von ihr zu be- 
stimmender Frist zur Prüfung vorzeigt." 

34. Nach § 46 wird folgender § 46 a eingefügt: 

„§ 46a 

Inhaltliche Beschränkungen, 
Nebenbestimmungen und Anordnungen 

(1) Erlaubnisse nach § 7 können inhaltlich be-
schränkt werden, um die Bewohner des Grund-
stücks, die Nachbarschaft oder die Allgemeinheit 
vor Gefahren, erheblichen Nachteilen oder erheb-
lichen Belästigungen zu schützen. Zulassungen 

 



Drucksache 11/1556 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

nach den §§ 19 bis 22 können inhaltlich be-
schränkt werden, um Leben oder Gesundheit von 
Menschen gegen die aus dem Umgang mit Schuß-
waffen und Munition entstehenden Gefahren zu 
schützen. 

(2) Zu den Zwecken des Absatzes 1 und zur 
Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit können 

2. nach Erteilung einer Waffenbesitzkarte 
oder eines Munitionserwerbscheines das 
Bedürfnis (§ 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3) ent-
fällt. " 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „§§ 21 bis 23" 
durch die Angabe „§§ 19 bis 22" ersetzt sowie 
das Wort „pyrotechnische" gestrichen. 

1. Zulassungen sowie Erlaubnisse zur Ausübung 
der tatsächlichen Gewalt nach § 28 und Be-
scheinigungen nach § 59 befristet werden, 

36. § 48 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 48 

2. Zulassungen und Erlaubnisse mit Auflagen 
verbunden werden; die nachträgliche Auf-
nahme, Änderung und Ergänzung von Aufla-
gen ist zulässig. 

(3) Die einem Waffensammler nach § 28 erteilte 
Erlaubnis kann auch mit der Auflage verbunden 
werden, der zuständigen Behörde in bestimmten 
Zeitabständen eine Aufstellung über den Bestand 
an Schußwaffen vorzulegen. Die Erlaubnis nach 
§ 44 kann auch mit Auflagen über die Beschaffen-
heit, Abnahme, Benutzung, regelmäßige Prüfung 
der Anlage und über die Versicherung gegen 
Haftpflicht und Unfall verbunden werden. 

(4) Gegenüber Personen, die die Waffenherstel-
lung, den Waffenhandel oder eine Schießstätte 
ohne Erlaubnis betreiben dürfen, können Anord-
nungen zu den Zwecken des Absatzes 1 getroffen 
werden. 

(5) Ist eine erlaubnispflichtige Schußwaffe nicht 
mit einer fortlaufenden Nummer (§ 13 Abs. 1 
Nr. 3) gekennzeichnet, so kann die zuständige 
Behörde — auch nachträglich — anordnen, daß 
der Inhaber der tatsächlichen Gewalt ein be-
stimmtes Kennzeichen anbringen läßt. 

Unerlaubte Ausübung der tatsächlichen Gewalt 

(1) Übt jemand ohne die nach diesem Gesetz 
erforderliche Erlaubnis oder ohne eine nach § 37 
Abs. 3 erteilte Ausnahmegenehmigung oder ent-
gegen einem vollziehbaren Verbot nach § 40 die 
tatsächliche Gewalt über einen Gegenstand aus, 
so kann die zuständige Behörde anordnen, daß er 
binnen angemessener, von ihr zu bestimmender 
Frist den Gegenstand dauerhaft unbrauchbar 
macht, einem Berechtigten überläßt oder im Falle 
des § 37 Abs. 3 die Verbotsmerkmale beseitigt. 
Nach Ablauf der Frist kann die zuständige Be-
hörde den Gegenstand sicherstellen. Rechtferti-
gen Tatsachen die Annahme, daß der Gegenstand 
von einem Nichtberechtigten erworben oder miß-
bräuchlich verwendet wird, so kann er sofort si-
chergestellt werden. 

(2) Die zuständige Behörde kann sichergestellte 
Gegenstände zur Abwehr einer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung einziehen 
und verwerten. Der Erlös aus der Verwertung 
steht dem nach bürgerlichen Recht bisher Berech-
tigten zu. " 

(6) Das Bundeskriminalamt kann für Gegen-
stände nach § 50 a Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe b, für 
Munition, Geschosse und sonstige Gegenstände 
mit Reizstoffen, für Reizstoffe selbst und die Be-
zeichnung dieser Gegenstände Anordnungen 
treffen, um sicherzustellen, daß die Gegenstände 
nicht abweichend von dem geprüften Muster oder 
entgegen den festgelegten Anforderungen ver-
trieben oder anderen überlassen werden." 

35. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Eine Erlaubnis oder Zulassung nach die-
sem Gesetz ist — ausgenommen im Fall des 
Satzes 2 Nr. 2 — zu widerrufen, wenn nacht-
räglich Tatsachen eintreten, die zur Versagung 
hätten führen müssen. Sie kann außer nach 
den Vorschriften der Verwaltungsverfahrens-
gesetze widerrufen werden, wenn 

1. inhaltliche Beschränkungen nicht beachtet 
werden, 

37. Nach § 48 wird folgender § 48 a eingefügt: 

„§ 48a 

Vorläufige Erlaubnis für in einem anderen Staat 
erworbene Schußwaffen 

Hat ein Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes während eines ständigen Aufent-
haltes von mindestens zwei Jahren in einem ande-
ren Staat erlaubnispflichtige Schußwaffen erwor-
ben und verlegt er seinen gewöhnlichen Aufent-
halt  in den Geltungsbereich dieses Gesetzes, so 
kann ihm die zuständige Behörde die Ausübung 
der tatsächlichen Gewalt über die Schußwaffen 
widerruflich vorläufig gestatten. Die Gestattung 
gilt bis zur Unanfechtbarkeit der Entscheidung 
über den Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
nach § 28. Die Gestattung erlischt, wenn der Er-
laubnisantrag nicht innerhalb einer Frist von drei 
Monaten nach Erteilung der Gestattung gestellt 
wird. " 

38. § 49 Abs. 2 Satz 3 wird gestrichen. 
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39. Nach § 50 wird folgender § 50 a eingefügt: 

„§ 50a 

Rechtsverordnungen 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates 

1. zu bestimmen, daß dieses Gesetz ganz oder 
teilweise 

a) auf Schuß-, Hieb- und Stoßwaffen sowie auf 
Munition nicht anzuwenden ist, die keine 
erhebliche Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit darstellen, 

b) auf andere als die in § 1 Abs. 2 bezeichneten 
Geräte anzuwenden ist, wenn die Geräte 
auf Grund ihrer Handhabung oder Wir-
kungsweise, auf Grund der Beanspruchung 
durch das Antriebsmittel oder auf Grund der 
Beschaffenheit, der chemischen Zusam-
mensetzung oder Wirkungsweise der Ge-
schosse oder Stoffe oder der verwendeten 
Energie eine Gefahr für Leben oder Ge-
sundheit von Menschen herbeiführen, 

c) auf Geschosse anzuwenden ist, deren Be-
schaffenheit oder Wirkungsweise für Leben 
oder Gesundheit von Menschen eine Ge-
fahr herbeiführt, die über die mit der übli-
chen mechanischen Wirkung verbundene 
Gefahr hinausgeht, 

d) auf unbrauchbar gemachte Schußwaffen 
und auf Nachbildungen von Schußwaffen, 
auch soweit sie mit anderen Gegenständen 
fest verbunden sind, anzuwenden ist, wenn 
sie in der Verordnung bezeichnete Anforde-
rungen nicht erfüllen, die verhindern sollen, 
daß die Gegenstände als Schußwaffen ver-
wendet oder mit allgemein gebräuchlichen 
Werkzeugen zu Schußwaffen umgearbeitet 
werden können, 

2. die in § 37 Abs. 1 bezeichneten Tätigkeiten 
auch für Gegenstände und deren wesentliche 
Teile ganz oder für bestimmte Bereiche zu ver-
bieten, die wegen ihrer Gefährlichkeit, insbe-
sondere ihrer Beschaffenheit, Handhabung, 
Wirkungsweise oder Zweckbestimmung den 
in § 37 Abs. 1 bezeichneten Gegenständen 
vergleichbar oder die geeignet sind, die Auf-
klärung einer mit den Gegenständen begange-
nen Straftat zu erschweren, 

3. zu bestimmen, daß 

a) von anderen Staaten ausgestellte Jagd-
scheine für die Anwendung dieses Gesetzes 
einem in seinem Geltungsbereich erteilten 
Jagdschein gleichstehen, sofern für die Aus-
stellung solcher Jagdberechtigungen dem 
Bundesjagdgesetz vergleichbare Anforde-
rungen gelten und die Gegenseitigkeit ge-
währleistet ist, 

b) die Freistellung für Personen nach § 27 
Abs. 3 Nr. 2 eingeschränkt wird, soweit die 
Gegenseitigkeit mit dem betreffenden Staat 
nicht gewährleistet ist, 

c) von einer Erlaubnis nach den §§ 28 und 29 
und dem Verbot nach § 37 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 9 abgesehen wird, wenn die Personen 
Schußwaffen im Sinne des § 20, deren Bau-
art oder Bezeichnung nicht zugelassen ist, 
sowie Munition, Geschosse oder sonstige 
Gegenstände mit Reizstoffen, die nicht auf 
Grund einer Rechtsverordnung nach Num-
mer 4 geprüft sind, vorübergehend in den 
Geltungsbereich des Gesetzes verbringen; 
dies gilt nur, soweit der Erweb dieser Ge-
genstände in dem Herkunftsland nicht er-
laubnispflichtig und die Gegenseitigkeit mit 
diesem Staat für vergleichbare Tatbestände 
gewährleistet ist, 

4. zu bestimmen, wie Munition, Geschosse und 
sonstige Gegenstände mit Reizstoffen sowie 
die in ihnen enthaltenen Reizstoffe beschaffen 
und gekennzeichnet sein müssen, wem diese 
Gegenstände nicht überlassen werden dürfen 
und welche Stelle für die Prüfung zuständig 
ist, 

5. zur Abwehr von Gefahren für Leben oder Ge-
sundheit von Menschen vorzuschreiben, 

a) welche Anzeige-, Eintragungs- und Nach-
weispflichten beim Erwerben, Verbringen 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes und 
beim Überlassen der tatsächlichen Gewalt 
zu erfüllen sind, 

b) daß über hergestellte, veränderte oder un-
brauchbar gemachte Schußwaffen, über 
Gegenstände, die aus wesentlichen Teilen 
von Schußwaffen hergestellt wurden, oder 
über Nachbildungen Anzeigen zu erstatten 
und den Anzeigen bestimmte Unterlagen 
oder Muster der bezeichneten Gegenstände 
beizufügen sind, 

c) daß Munition und Geschosse in bestimmter 
Weise zu verpacken und zu lagern sind und 
deren Bestandteile oder Ausgangsstoffe nur 
unter bestimmten Voraussetzungen vertrie-
ben und anderen überlassen werden dür-
fen, 

6. zur Durchführung der §§ 12 und 13 

a) Vorschriften zu erlassen über 

aa) Inhalt, Führung, Aufbewahrung und 
Vorlage des Waffenherstellungs- und 
Waffenhandelsbuches, 

bb) eine besondere Kennzeichnung be-
stimmter Waffen- und Munitionsarten 
sowie über die Art, Form und Aufbrin-
gung dieser Kennzeichnung, 

b) zu bestimmen, 

aa) auf welchen wesentlichen Teilen der 
Schußwaffe die Kennzeichen anzubrin- 
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gen sind und wie die Schußwaffen nach 
einem Austausch, einer Veränderung 
oder einer Umarbeitung wesentlicher 
Teile zu kennzeichnen sind, 

bb) daß bestimmte Waffen- und Munitions-
arten von der in § 13 vorgeschriebenen 
Kennzeichnung ganz oder teilweise be-
freit sind, 

7. zur Durchführung der §§ 9 und 31 Vorschriften 
über die notwendigen Anforderungen an die 
waffentechnischen und waffenrechtlichen 
Kenntnisse im Waffenhandel und beim nicht 
gewerbsmäßigen Umgang mit Schußwaffen 
und Munition, auch beschränkt auf bestimmte 
Waffen- und Munitionsarten, über die Prüfung 
und das Prüfungsverfahren einschließlich der 
Errichtung von Prüfungsausschüssen und für 
den nicht gewerbsmäßigen Umgang Anforde-
rungen an praktische Fertigkeiten und über 
den anderweitigen Nachweis der Sachkunde 
zu erlassen, 

8. die Bedürfnisgründe des § 32 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 
näher zu regeln und andere als in § 32 ge-
nannte Sachverhalte festzulegen, bei denen 
ein Bedürfnis zum Erwerb, zur Ausübung der 
tatsächlichen Gewalt oder zum Führen einer 
Schußwaffe vorliegt (§ 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3); 
dabei sind sowohl die wirtschaftlichen, berufli-
chen oder sonst begründeten persönlichen In-
teressen des Antragstellers als auch die Be-
lange der inneren Sicherheit zu berücksichti-
gen, 

9. a) die Benutzung von Schießstätten, insbeson-
dere die Aufsicht über das Schießen zu re-
geln und das Mindestalter der Schützen vor-
zuschreiben, 

b) die Erstattung von Anzeigen bei Erlöschen 
der Mitgliedschaft in einer schießsportli-
chen Vereinigung und für den Bet rieb er-
laubnisfreier Schießstätten nach § 44 Abs. 2 
Nr. 1 vorzuschreiben, 

c) Vorschriften über den Umfang der Ver-
pflichtungen zu erlassen, die bei Lehrgän-
gen zur Ausbildung in der kampfmäßigen 
Verteidigung mit Schußwaffen und bei 
Schießübungen dieser Art einzuhalten sind ; 

 dabei können Vorschriften erlassen werden 
über die Anzeige bei der zuständigen Be-
hörde, über Veranstaltungen, über die Ein-
stellung und das Ausscheiden der verant-
wortlichen Aufsichtspersonen und der Aus-
bilder, über die Führung, Aufbewahrung 
und Vorlage von Aufzeichnungen, über die 
Beschränkung der Teilnahme an Veranstal-
tungen sowie über die behördliche Untersa-
gung von Veranstaltungen bei Unzuverläs-
sigkeit oder fehlender Sachkunde des Ver-
anstalters oder der verantwortlichen Auf-
sichtspersonen, 

d) den Nachweis ausreichender Schießleistun-
gen bei Personen, die berufsmäßig Leben 

oder Eigentum fremder Personen mit 
Schußwaffen bewachen wollen, vorzu-
schreiben, 

e) Vorschriften zu erlassen über die Anerken-
nung von Lehrgängen zur Vermittlung der 
erforderlichen Schießfertigkeiten bei Perso-
nen nach Buchstabe d, die Zulassung der 
Lehrgangsteilnehmer, die ihnen zu vermit-
telnden technischen und rechtlichen Kennt-
nisse und Schießfertigkeiten und die Ver-
pflichtung dieser Personen, in bestimmten 
Zeitabständen an Wiederholungslehrgän-
gen teilzunehmen. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates zur Erfüllung von Verpflichtun-
gen aus zwischenstaatlichen Vereinbarungen 
oder zur Erfüllung bindender Beschlüsse der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu bestim-
men, daß 

1. bei Staatsangehörigen von Staaten der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft oder bei 
Personen, die ihren Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt in diesen Staaten haben oder 
gehabt haben, 

a) der Versagungsgrund nach § 8 Abs. 3, § 30 
Abs. 3, § 36 Abs. 2 und § 45 Abs. 3 Satz 3 
sowie das Verbot des Vertriebs im Reisege-
werbe nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 auf Hand-
lungsreisende und sonstige Personen aus 
anderen Staaten, die im Auftrag und im Na-
men eines Gewerbetreibenden andere Per-
sonen im Rahmen ihres Geschäftsbetriebes 
aufsuchen, nicht anzuwenden sind, 

b) der Nachweis der Fachkunde für den Waf-
fenhandel auch bei Vorliegen anderer als 
der in § 9 bezeichneten Voraussetzungen 
als erbracht anzusehen ist, 

2. von anderen Staaten erteilte Erlaubnisse die in 
diesem Gesetz vorgesehenen Erlaubnisse un-
ter bestimmten Voraussetzungen ersetzen und 
die Erlaubnisinhaber beim Erwerb und Aus-
üben der tatsächlichen Gewalt, beim Überlas-
sen, Aufbewahren und Führen von Schußwaf-
fen und Munition sowie beim Verbringen die-
ser Gegenstände in den Geltungsbereich die-
ses Gesetzes bestimmte Pflichten zu erfüllen 
haben, 

3. a) das Überlassen von Schußwaffen, Waffen-
zubehör und Munition an Angehörige frem-
der Staaten oder an Personen mit gewöhnli-
chem Aufenthalt in anderen Staaten, die 
Personalien der Erwerber und das Verbrin-
gen dieser Gegenstände ohne Besitzwech-
sel aus dem Geltungsbereich dieses Geset-
zes dem Bundeskriminalamt anzuzeigen 
sind, 

b) Schußwaffen, Waffenzubehör und Munition 
nur gegen Vorlage einer Zustimmungser-
klärung einer Behörde des Heimat- oder 
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Herkunftsstaates überlassen werden dür-
fen,  

c) das Bundeskriminalamt berechtigt ist, den 
Erwerb von Schußwaffen, Waffenzubehör 
und Munition der zuständigen Behörde des 
Heimat- oder Herkunftsstaates mitzutei-
len, 

4. bei einem Abbau der Kontrollen an den Bin-
nengrenzen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft diese durch andere Kontrollen er-
setzt werden; dabei kann insbesondere be-
stimmt werden, daß 

a) der Verkauf und das Überlassen von 
Schuß-, Hieb- und Stoßwaffen und von Mu-
nition und ihr Erwerb durch Personen, die 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft oder in einem 
Drittstaat haben oder ihn in einen solchen 
Staat verlegen, sowie der Versand und die 
Beförderung dieser Gegenstände verboten 
oder beschränkt werden, 

b) die Ausübung der tatsächlichen Gewalt 
über sowie das Führen und die Beförderung 
von Schuß-, Hieb- und Stoßwaffen und von 
Munition auf Reisen innerhalb der Gemein-
schaft verboten oder beschränkt werden 
dürfen, 

c) das Bundeskriminalamt, die zuständigen 
Landesbehörden und Waffenhändler Mit-
teilungen über die in den Buchstaben a und 
b bezeichneten Geschäfte oder Vorgänge 
an die Behörden des Ausgangs-, Durchfuhr-
und Bestimmungsstaates zu machen ha-
ben. " 

40. In § 51 Abs. 2 werden nach dem Wort „sowie" die 
Worte „über das Führen von Schußwaffen" gestri-
chen und die Angabe „ § 6 Abs. 2" durch die An-
gabe „ § 59 Abs. 1" ersetzt. 

41. § 52 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 52 

Örtliche Zuständigkeit 

Die Vorschriften der Verwaltungsverfahrensge-
setze über die örtliche Zuständigkeit gelten mit 
der Maßgabe, daß örtlich zuständig ist 

1. für einen Antragsteller, der keinen gewöhnli-
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hat oder hatte, die Behörde, in deren 
Bezirk der Antragsteller sich aufhalten will, 

2. für eine Person, die auf behördliche oder rich-
terliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt 
wird, die Behörde, in deren Bezirk die Person 
vor der Verwahrung ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt hatte, 

3. für die Erteilung, die Versagung, die Rück-
nahme oder den Widerruf einer Erlaubnis nach 
§ 7 die Behörde, in deren Bezirk sich die ge-
werbliche Hauptniederlassung befindet oder 
errichtet werden soll, 

4. für die Beschußprüfung (§ 16), die Zulassung 
von Munition (§ 22), für Kontrollen, Anordnun-
gen und Untersagungen für Munition (§ 26 
Abs. 2 Nr. 3, 6 Buchstabe c) jedes Prüfungsamt, 
bei dem ein Gegenstand zur Beschußprüfung 
vorgelegt wird oder bei dem eine Zulassung 
oder eine Kontrolle beantragt worden ist oder 
beantragt wird, 

5. für Ausnahmegenehmigungen nach § 38 
Abs. 2 die Behörde, in deren Bezirk die Tätig-
keit ausgeübt werden soll, 

6. für Ausnahmegenehmigungen nach § 39 
Abs. 2 und 3 die Behörde, in deren Bezirk die 
Veranstaltung stattfinden soll, 

7. für Erlaubnisse nach § 44 Abs. 1 sowie für 
Maßnahmen nach § 46 a Abs. 4 oder auf Grund 
einer Rechtsverordnung nach § 50 a Abs. 1 
Nr. 9, die die Schießstätte oder den Schießbe-
trieb betreffen, die Behörde, in deren Bezirk 
die Schießstätte sich befindet, bet rieben oder 
geändert werden soll, 

8. für Erlaubnisse nach § 45 Abs. 1 und 3 die Be-
hörde, in deren Bezirk geschossen werden 
soll. " 

42. § 52 a wird aufgehoben. 

43. § 53 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 53 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren wird bestraft, wer 

1. ohne Erlaubnis 

a) nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 die Waffenherstellung 
oder nach § 7 Abs. 1 Nr. 2 den Waffenhan-
del betreibt, 

b) nach § 28 Abs. 1 Satz 1 eine Schußwaffe 
oder nach § 29 Abs. 1 Munition erwirbt, um 
sie Nichtberechtigten zu überlassen, 

c) nach § 28 Abs. 1 Satz 1 eine halbautomati-
sche Kurzwaffe erwirbt oder die tatsächli-
che Gewalt über diese ausübt, 

d) nach § 35 Abs. 1 Satz 1 eine halbautomati-
sche Kurzwaffe führt, 

2. entgegen § 27 Abs. 1 erlaubnispflichtige 
Schußwaffen oder Munition in den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes verbringt oder ver-
bringen läßt, ohne die dort bezeichneten Ur-
kunden vorzulegen, 
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3. a) entgegen § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buch-
stabe d eine vollautomatische Schußwaffe, 

b) entgegen § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buch-
stabe e eine halbautomatische Schußwaffe, 
die den dort bezeichneten Anschein hervor-
ruft, 

c) entgegen § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 einen dort 
bezeichneten Gegenstand 

herstellt, bearbeitet, instandsetzt, erwirbt, ver-
treibt, anderen überläßt oder sonst die tatsäch-
liche Gewalt über die Schußwaffe oder den 
Gegenstand ausübt oder die Schußwaffe oder 
den Gegenstand in den Geltungsbereich die-
ses Gesetzes verbringt, 

4. entgegen § 37 Abs. 1 Satz 3 zur Herstellung 
von in § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 bezeichneten 
Gegenständen anleitet oder auffordert oder 
Bestandteile vertreibt oder überläßt, die zur 
Herstellung dieser Gegenstände bestimmt 
sind. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. ohne Erlaubnis 

a) nach § 28 Abs. 1 Satz 1 eine Schußwaffe er-
wirbt oder die tatsächliche Gewalt über sie 
ausübt oder 

b) nach § 35 Abs. 1 Satz 1 eine Schußwaffe 
führt, 

wenn die Tat nicht in Absatz 1 Nr. 1 Buch-
stabe b, c oder d mit Strafe bedroht ist, 

c) nach § 29 Abs. 1 Munition erwirbt, 

2. entgegen § 34 Abs. 1 eine erlaubnispflichtige 
Schußwaffe oder erlaubnispflichtige Munition 
einem Nichtberechtigten überläßt, 

3. entgegen § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 6 einen 
dort bezeichneten Gegenstand herstellt, bear-
beitet, instandsetzt, erwirbt, vertreibt, anderen 
überläßt oder sonst die tatsächliche Gewalt 
über ihn ausübt oder ihn in den Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes verbringt, wenn die Tat 
nicht in Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe a oder b mit 
Strafe bedroht ist, oder einer nach § 50a Abs. 1 
Nr. 2 erlassenen Rechtsverordnung zuwider-
handelt, soweit sie sich auf Gegenstände be-
zieht, die den in § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 7 
bezeichneten in ihrer Gefährlichkeit vergleich-
bar sind, und sie für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Strafvorschrift verweist, 

4. entgegen § 38 Abs. 1 Schußwaffen, Munition, 
Hieb- oder Stoßwaffen im Reisegewerbe oder 
auf den dort aufgeführten Veranstaltungen 
vertreibt oder anderen überläßt, 

5. entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach 
§ 40 die tatsächliche Gewalt über einen dort 

bezeichneten Gegenstand ausübt oder ihn er-
wirbt, 

6. entgegen § 58 Abs. 5 die tatsächliche Gewalt 
über eine Schußwaffe oder Munition ausübt, 
die aus der Kriegswaffenliste ausgenommen 
worden ist, 

7. die tatsächliche Gewalt über eine Schußwaffe 
ausübt, die entgegen § 59 Abs. 1 in der vor dem 
... (einsetzen: Inkrafttretensdatum nach Arti-
kel 5 Satz 2 des Dritten Änderungsgesetzes) 
geltenden Fassung nicht angemeldet worden 
ist, 

8. einer Rechtsverordnung nach § 50a Abs. 2 
Nr. 4 Buchstabe a oder b zuwiderhandelt, so-
weit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Strafvorschrift verweist. 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen § 39 Abs. 1 
Satz 1 bei den dort aufgeführten öffentlichen Ver-
anstaltungen Schuß-, Hieb- oder Stoßwaffen führt 
oder sonstige dort bezeichnete Gegenstände mit-
führt. Ebenso wird bestraft, wer entgegen § 39 
Abs. 1 Satz 2 die dort bezeichneten Waffen oder 
Gegenstände auf dem Weg zu derartigen Veran-
staltungen mitführt, sie dort hinschafft oder sie zur 
Verwendung bei derartigen Veranstaltungen be-
reithält oder verteilt. 

(5) Handelt der Täter in den Fällen des Absat-
zes 1 Nr. 1 Buchstabe a, c oder d oder Nr. 2, 3 oder 
4 oder des Absatzes 3 fahrlässig, so ist die Strafe 
bei Taten nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a, c oder 
d oder Nr. 2, 3 oder 4 Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Geldstrafe, bei Taten nach Absatz 3 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geld-
strafe. 

(6) In minder schweren Fällen ist die Strafe bei 
Taten nach Absatz 1 Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe. 

(7) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
bei Taten nach Absatz 1 Nr. 3 Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer 
Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung sol-
cher Straftaten verbunden hat, unter Mitwirkung 
eines anderen Bandenmitgliedes handelt." 

44. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig 

1. einer vollziehbaren Auflage nach § 35 
Abs. 3 Satz 2 oder § 46a Abs. 2 Nr. 2 oder 
Abs. 3 oder einer vollziehbaren Anord-
nung nach § 42 Abs. 2 oder § 46a Abs. 4 
oder 6 zuwiderhandelt, 
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2. einer Anzeigepflicht nach § 11 oder § 43 
Abs. 1 oder 2 Satz 1 zuwiderhandelt, 

3. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 
Satz 1 das Waffenherstellungs- oder Waf-
fenhandelsbuch nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig führt, 

4. entgegen § 13 Abs. 1 oder 2 Schußwaffen 
oder Munition nicht oder nicht in der vor-
geschriebenen Weise kennzeichnet, 

5. entgegen § 13 Abs. 3 Schußwaffen oder 
Munition anderen gewerbsmäßig über-
läßt, 

6. entgegen § 16 Abs. 1 oder 2 Satz 1 die dort 
bezeichneten Gegenstände nicht durch 
Beschluß amtlich prüfen läßt, 

7. entgegen § 19 Abs. 1 oder § 20 Abs. 1 die 
dort bezeichneten Gegenstände oder ent-
gegen § 21 Abs. 1 pyrotechnische Muni-
tion, die nicht zugelassen sind, in den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes verbringt 
oder gewerbsmäßig herstellt, 

8. entgegen § 22 Abs. 1 Patronen- oder Kar-
tuschenmunition oder eine Treibladung 
(§ 2 Abs. 2) für Handfeuerwaffen, die nicht 
zugelassen sind, gewerbsmäßig vertreibt 
oder anderen überläßt, 

9. entgegen § 23 Abs. 1 Satz 1 die dort be-
zeichneten Gegenstände, die nicht das 
vorgeschriebene Beschußzeichen tragen, 
anderen überläßt oder zum Schießen ver-
wendet oder entgegen § 23 Abs. 2 die dort 
bezeichneten Gegenstände, die nicht das 
vorgeschriebene Zulassungszeichen tra-
gen, anderen gewerbsmäßig überläßt, 

10. eine nicht erlaubnispflichtige Schußwaffe, 
nicht erlaubnispflichtige Munition oder 
eine Hieb- oder Stoßwaffe entgegen § 33 
Abs. 1 erwirbt oder die tatsächliche Ge-
walt über diese Gegenstände ausübt oder 
entgegen § 34 Abs. 1 einem Nichtberech-
tigten überläßt, 

11. entgegen § 34 Abs. 4 den Erwerber einer 
Schußwaffe nicht auf das Erfordernis eines 
Waffenscheins hinweist, 

12. entgegen § 34 Abs. 5 Satz 1 einen dort be-
zeichneten Gegenstand ohne die geforder-
ten Hinweise oder Angaben anbietet oder 
entgegen § 34 Abs. 5 Satz 2 Anzeigen oder 
Werbeschriften ohne die geforderten Hin-
weise oder Angaben veröffentlicht, 

13. entgegen § 35 Abs. 5 Satz 1 oder 2, § 39 
Abs. 4 oder § 45 Abs. 4 die dort bezeichne-
ten Urkunden nicht mit sich führt oder sie 
Befugten auf Verlangen nicht zur Prüfung 
aushändigt, 

14. a) entgegen § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 Ge-
schosse mit Betäubungsstoffen, entge-
gen § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 Munition, 
Geschosse oder sonstige Gegenstände 

der dort bezeichneten Art, die nicht den 
Anforderungen einer Rechtsverord-
nung nach § 50 a Abs. 1 Nr. 4 entspre-
chen, 

b) entgegen § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 
Nachbildungen von Schußwaffen, ent-
gegen § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 die dort 
bezeichneten Gegenstände 

herstellt, bearbeitet, instandsetzt, erwirbt, 
vertreibt, anderen überläßt oder sonst die 
tatsächliche Gewalt über sie ausübt oder 
sie in den Geltungsbereich dieses Geset-
zes verbringt, 

15. entgegen § 37 Abs. 1 Satz 4 die dort be-
zeichneten Gegenstände führt, 

16. entgegen § 42 Abs. 1 nicht die erforderli-
chen Vorkehrungen trifft, um zu verhin-
dern, daß Schußwaffen oder Munition ab-
handen kommen oder daß Dritte diese Ge-
genstände unbefugt an sich nehmen, 

17. ohne Erlaubnis 

a) nach § 44 Abs. 1 Satz 1 eine Schieß-
stätte betreibt oder ihre Beschaffenheit 
oder die Art ihrer Benutzung wesentlich 
ändert, 

b) nach § 45 Abs. 1 mit einer Schußwaffe 
oder mit einem Böller außerhalb von 
Schießstätten schießt, 

18. entgegen § 46 Abs. 1 Satz 1 eine Auskunft 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
erteilt oder entgegen § 46 Abs. 2 Satz 2 
den Zutritt zu den Geschäftsräumen, 
Grundstücken oder Wohnräumen oder die 
Vornahme von Prüfungen oder Besichti-
gungen oder die Entnahme von Proben 
oder die Einsichtnahme in die geschäftli-
chen Unterlagen nicht gestattet, 

19. einer Rechtsverordnung 

a) nach § 50 a Abs. 1 Nr. 2, soweit sie sich 
auf Gegenstände bezieht, die den in 
§ 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 bis 11 bezeich-
neten in ihrer Gefährlichkeit vergleich-
bar sind, 

b) nach § 26 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, 5 oder 6, 
jeweils auch in Verbindung mit Abs. 4, 
nach § 50 a Abs. 1 Nr. 4, 5, 6, 9 Buch-
stabe a oder c oder Abs. 2 Nr. 3 Buch-
stabe a oder b oder Nr. 4 Buchstabe c 

zuwiderhandelt, soweit sie für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift verweist. " 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 6 Abs. 4 Nr. 1 
Buchstabe d, e, f oder g" durch die Angabe 
„ § 50 a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b, c oder d" er-
setzt. 

c) In Absatz 4 werden die Worte „Bundesanstalt 
für Materialprüfung" durch die Worte „Bun- 
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diese Schußwaffen nur ausgenommen, wenn die 
nach diesem Gesetz erforderliche Prüfung durch 
die jeweils zuständige Stelle sichergestellt ist. 

(3) § 44 Abs. 1 gilt nicht für Schießstätten der im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes stationierten 
ausländischen Streitkräfte. §§ 16, 27 Abs. 1 und 
die §§ 28, 29 und 35 gelten nicht für Bedienstete 
anderer Staaten, soweit sie auf Grund zwischen-
staatlicher Vereinbarungen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes die tatsächliche Gewalt über 
Schußwaffen und die dazugehörige Munition aus-
üben oder eine Schußwaffe führen dürfen. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, eine dem Absatz 1 Satz 1 ent-
sprechende Regelung für sonstige Dienststellen 
des Bundes zu treffen. Die Landesregierungen 
werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine 
dem Absatz 1 Satz 1 entsprechende Regelung für 
Dienststellen des Landes zu treffen. Die Landesre-
gierungen können die Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf andere Stellen übertra-
gen. 

§ 58 

Kriegswaffen 

desanstalt für Materialforschung und -prü-
fung" ersetzt. 

45. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden durch folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

„ (1) Ist eine Straftat nach § 53 oder eine Ord-
nungswidrigkeit nach § 55 begangen worden, 
so können Gegenstände, 

1. auf die sich die Straftat oder Ordnungswid-
rigkeit bezieht oder 

2. die zur Begehung oder Vorbereitung ge-
braucht worden oder bestimmt gewesen 
sind, 

eingezogen werden. " 

b) Die Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 
3. 

46. Die §§ 57 bis 59 werden aufgehoben. 

47. Nach § 56 wird folgender neuer Abschnitt X ein-
gefügt: 

„Abschnitt X 

Ausnahmen von der Anwendung des Gesetzes 

§ 57 

Ausnahmen für oberste Bundes- 
und Landesbehörden, Bundeswehr, 

Polizei und Zollverwaltung 

(1) Die Abschnitte II und IV bis VIII dieses Ge-
setzes sind nicht anzuwenden auf 

1. die obersten Bundes- und Landesbehörden 
und die Deutsche Bundesbank, 

2. die Dienststellen im Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Finanzen und im Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Verteidi-
gung, 

3. die Polizeien des Bundes und die Vollzugspoli-
zeien der Länder 

und deren Bedienstete, soweit sie dienstlich tätig 
werden. Bei Polizeivollzugsbeamten und bei Be-
amten der Zollverwaltung mit Polizeivollzugsauf-
gaben gilt dies, soweit sie durch Dienstvorschrif-
ten hierzu ermächtigt sind, auch für die Ausübung 
der tatsächlichen Gewalt über dienstlich zugelas-
sene Schußwaffen und für das Führen dieser 
Schußwaffen außerhalb des Dienstes. 

(2) Auf Schußwaffen und Munition, die für die 
in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Stellen in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht oder 
hergestellt und ihnen überlassen werden, sind 
§ 13 Abs. 2 und die §§ 21, 22 und 37 nicht anzu-
wenden. Von der Beschußprüfung nach § 16 sind 

(1) Für Kriegswaffen im Sinne des Gesetzes 
über die Kontrolle von Kriegswaffen und wesent-
liche Teile, die für solche Waffen bestimmt sind, 
gilt dieses Gesetz nicht. Auf tragbare Schußwaf-
fen, für die eine Waffenbesitzkarte nach § 59 
Abs. 2 in der vor dem 1. Juli 1976 geltenden Fas-
sung erteilt worden ist, sind unbeschadet der Vor-
schriften des Gesetzes über die Kontrolle von 
Kriegswaffen § 30 Abs. 4, § 47 Abs. 1 und 2 Satz 1 
und 2 sowie §§ 42 und 55 Abs. 1 Nr. 16 anzuwen-
den. Auf Verstöße gegen § 59 Abs. 2 in der vor 
dem 1. Juli 1976 geltenden Fassung und gegen 
§ 58 Abs. 1 in der vor dem ... (einsetzen: Inkraft-
tretensdatum nach Artikel 5 Satz 2 des Dritten 
Änderungsgesetzes) geltenden Fassung, ist § 53 
Abs. 3 Nr. 3 und 7, auf Straftaten nach § 52 a 
Abs. 1 Nr. 1 in der vor dem ... (einsetzen: Inkraft-
tretensdatum nach Artikel 5 Satz 2 des Dritten 
Änderungsgesetzes) geltenden Fassung, die bis 
zum ... (einsetzen: Inkrafttretensdatum nach Ar-
tikel 5 Satz 2 des Dritten Änderungsgesetzes) be-
gangen worden sind, ist — unbeschadet der Straf-
vorschriften des § 16 Abs. 1 Nr. 3, 4, soweit sie das 
ungenehmigte Ausführen einschließlich des son-
stigen Verbringens oder das Durchführen bet rifft, 
sowie Nr. 5 des Gesetzes über die Kontrolle von 
Kriegswaffen — § 53 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a an-
zuwenden. Zuständige Behörde für Maßnahmen 
nach Satz 2 ist das Bundesamt für Wirtschaft. 

(2) Werden tragbare Schußwaffen aus der 
Kriegswaffenliste ausgenommen, so hat derje-
nige, der seine Befugnis zur Ausübung der tat-
sächlichen Gewalt über solche Waffen durch eine 
Genehmigung oder Bestätigung der zuständigen 
Behörde nachweisen kann, diese Genehmigung 
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oder Bestätigung der nach § 50 Abs. 1 zuständi-
gen Behörde vorzulegen; diese stellt eine Waffen-
besitzkarte aus oder ändert die bereits erteilte 
Waffenbesitzkarte. Die übrigen Besitzer solcher 
Waffen können innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten der Änderung der 
Kriegswaffenliste bei der nach § 50 Abs. 1 zustän-
digen Behörde die Ausstellung einer Waffenbe-
sitzkarte beantragen, sofern nicht das Ausüben 
der tatsächlichen Gewalt über die Waffen nach 
§ 59 Abs. 2 in der vor dem 1. Juli 1976 geltenden 
Fassung anzuzeigen oder ein Antrag nach § 58 
Abs. 1 in der vor dem ... (einsetzen: Inkrafttre-
tensdatum nach Artikel 5 Satz 2 des Dritten Ände-
rungsgesetzes) geltenden Fassung zu stellen war 
und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt die An-
zeige oder den Antrag unterlassen hat. 

(3) Wird Munition für tragbare Schußwaffen aus 
der Kriegswaffenliste ausgenommen, so hat derje-
nige, der bei Inkrafttreten der Änderung der 
Kriegswaffenliste die tatsächliche Gewalt über sie 
ausübt, innerhalb einer Frist von sechs Monaten 
einen Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis nach 
§ 29 bei der nach § 50 Abs. 1 zuständigen Behörde 
zu stellen, es sei denn, daß er bereits eine Berech-
tigung zum Erwerb dieser Munition besitzt. 

(4) Die Waffenbesitzkarte nach Absatz 2 und 
die Erlaubnis zum Munitionserwerb nach Ab-
satz 3 dürfen nur versagt werden, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, daß der Antrag-
steller nicht die erforderliche Zuverlässigkeit be-
sitzt. 

(5) Wird der Antrag nach Absatz 2 Satz 2 oder 
Absatz 3 nicht gestellt oder wird die Waffenbe-
sitzkarte oder die Erlaubnis unanfechtbar versagt, 
so darf die tatsächliche Gewalt über die Schuß-
waffen oder die Munition nach Ablauf der An-
tragsfrist oder nach der Versagung nicht mehr 
ausgeübt werden. 

§ 59 

Sondervorschriften für besonders gefährdete 
Personen, Staatsgäste und andere Besucher 

(1) Personen, die wegen der von ihnen wahrzu-
nehmenden hoheitlichen Aufgaben des Bundes 
oder eines Landes erheblich gefährdet sind, wird 
an Stelle einer Waffenbesitzkarte, eines Waffen-
scheins oder einer Ausnahmegenehmigung nach 
§ 39 Abs. 2 eine Bescheinigung über die Berechti-
gung zum Erwerb von und zur Ausübung der tat-
sächlichen Gewalt über Schußwaffen sowie zum 
Führen dieser Waffen erteilt. Die Bescheinigung 
erteilt für den Zuständigkeitsbereich des Bundes 
der Bundesminister des Innern oder eine von ihm 
bestimmte Stelle. 

(2) Auf 

1. Staatsgäste aus anderen Staaten, 

2. sonstige erheblich gefährdete Personen des öf-
fentlichen Lebens aus anderen Staaten, die 

sich besuchsweise im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes aufhalten, und 

3. Personen aus anderen Staaten, denen der 
Schutz der in den Nummern 1 und 2 genannten 
Personen obliegt, 

sind § 16, § 27 Abs. 1, §§ 28, 29, 35 und 39 nicht 
anzuwenden, wenn ihnen das Bundesverwal-
tungsamt oder, soweit es sich nicht um Gäste des 
Bundes handelt, die nach § 50 Abs. 1 zuständige 
Behörde hierüber eine Bescheinigung erteilt hat. 
Die Bescheinigung ist zu erteilen, wenn dies im 
öffentlichen Interesse, insbesondere zur Wahrung 
der zwischenstaatlichen Gepflogenheiten bei sol-
chen Besuchen geboten ist. Es muß gewährleistet 
sein, daß in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
verbrachte oder dort erworbene Schußwaffen und 
Munition nach Beendigung des Besuches aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht oder 
einem Berechtigten überlassen werden. Sofern 
das Bundesverwaltungsamt in den Fällen des Sat-
zes 1 nicht rechtzeitig tätig werden kann, ent-
scheidet über die Erteilung der Bescheinigung die 
nach § 50 Abs. 1 zuständige Behörde im Beneh-
men mit dem Bundesverwaltungsamt." 

48. Der bisherige Abschnitt X wird Abschnitt XI mit 
folgender Überschrift: 

„Übergangs- und Schlußvorschriften" . 

49. Nach § 59 wird folgender § 59a eingefügt: 

„§ 59a 

Übergangsvorschriften 

(1) Hat jemand am ... (einsetzen: Inkrafttre-
tensdatum nach Artikel 5 Satz 2 des Dritten Ände-
rungsgesetzes) die tatsächliche Gewalt über ei-
nen Laufrohling (§ 3 Abs. 3) ausgeübt, so hat er 
ihn bis zum ... der zuständigen Behörde schrift-
lich anzumelden und dabei seine Personalien, Art 
und Kaliber des Laufs und, soweit vorhanden, 
auch die Kennzeichen und Nummern anzugeben. 
Zur Anmeldung ist nicht verpflichtet, wer den 
Laufrohling vor dem Ablauf der Frist nach Satz 1 
einem Berechtigten überlassen hat. Zum Nach-
weis der Anmeldung stellt die Behörde eine Waf-
fenbesitzkarte aus, sofern der Anmeldende die 
erforderliche Zuverlässigkeit besitzt. 

(2) Waffenbesitzkarten, die nach § 59 Abs. 4 in 
der vor dem 1. Juli 1976 geltenden Fassung oder 
nach § 59 Abs. 3 in der vor dem ... (einsetzen: 
Inkrafttretensdatum nach Artikel 5 Satz 2 des 
Dritten Änderungsgesetzes) geltenden Fassung 
erteilt worden sind, berechtigen ihren Inhaber 
zum Erwerb von Munition nur, wenn dieser nach-
weist, daß er die erforderliche Sachkunde besitzt. 
Nach § 59 Abs. 2 in der vor dem 1. Juli 1976 gel-
tenden Fassung über Kriegswaffen erteilte Waf-
fenbesitzkarten berechtigen nicht zum Erwerb 
von Munition. 
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(3) Waffenbesitzkarten für Sportschützen, die 
vor dem ... (einsetzen: Inkrafttretensdatum nach 
Artikel 5 Satz 2 des Dritten Änderungsgesetzes) 
erteilt worden sind, berechtigen ihren Inhaber 
zum Erwerb von und zur Ausübung der tatsächli-
chen Gewalt über Langwaffen, ausgenommen au-
tomatische Schußwaffen. Erlaubnisse nach § 41, 
die vor dem ... (einsetzen: Inkrafttretensdatum 
nach Artikel 5 Satz 2 des Dritten Änderungsge-
setzes) erteilt worden sind, berechtigen ihren In-
haber, die zur Waffenherstellung oder -instand-
setzung benötigten wesentlichen Teile zu erwer-
ben und die tatsächliche Gewalt über sie auszu-
üben. 

(4) Zusatzgeräte für Signalwaffen nach § 20 
Abs. 1, die sich am ... (einsetzen: Inkrafttretens-
datum nach Artikel 5 Satz 2 des Dritten Ände-
rungsgesetzes) im Geltungsbereich dieses Geset-
zes im Handel befinden und deren Bauart nicht 
zugelassen ist, dürfen noch bis zum ... erworben, 
vertrieben und anderen überlassen werden. 

(5) Schußwaffen, Munition und verbotene Ge-
genstände dürfen in mindestens einmal jährlich 
erscheinenden Katalogen und Werbeschriften 
ohne die in § 34 Abs. 5 vorgeschriebenen Hin-
weise bis zum ... zum Kauf oder Tausch angebo-
ten werden, wenn die Angebote den Anforderun-
gen des § 34 Abs. 8 in der vor dem ... (einsetzen: 
Inkrafttretensdatum nach Artikel 5 Satz 2 des 
Dritten Änderungsgesetzes) geltenden Fassung 
entsprechen. 

(6) Ein vor dem 1. Januar 1973 gemäß den waf-
fen- oder beschußrechtlichen Vorschriften erteil-
tes oder anerkanntes Prüfzeichen für Handfeuer-
waffen gilt als Prüfzeichen im Sinne dieses Geset-
zes. 

(7) Vor dem 1. Januar 1973 nach dem Bundes-
waffengesetz vom 14. Juni 1968 (BGBl. I S. 633) 
erteilte Zulassungen und Ausnahmegenehmi-
gungen gelten in dem bisherigen Umfang als Zu-
lassungen im Sinne der §§ 19 oder 20 und als Aus-
nahmegenehmigungen im Sinne des § 37 Abs. 3 
dieses Gesetzes. 

(8) Handfeuerwaffen, Böller, Einsteckläufe, we-
sentliche Teile nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 und Muni-
tion, die im Land Berlin nach den dort geltenden 
Vorschriften amtlich geprüft oder zugelassen 
sind, ein Beschuß- oder Zulassungszeichen tragen 
und die, soweit erforderlich, nach § 13 gekenn-
zeichnet sind, dürfen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ohne erneute amtliche Prüfung vertrie-
ben und anderen überlassen werden. 

(9) Waffenrechtliche Erlaubnisse, die im Land 
Berlin erteilt worden sind, gelten auch im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes. Im Land Berlin aus-
gestellte Jagdscheine stehen für die Anwendung 
dieses Gesetzes den im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erteilten Jagdscheinen gleich. "  

50. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „und des 
Einzelhandelsgesetzes" gestrichen. 

b) Absatz 2 sowie die Absatzbezeichnung zu Ab-
satz 1 werden gestrichen. 

Artikel 2 

Änderung anderer Gesetze 

(1) Artikel 2 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes zur Ände-
rung des Waffengesetzes vom 4. März 1976 (BGBl. I 
S. 417) wird aufgehoben. 

(2) § 100 a Satz 1 Nr. 3 der Strafprozeßordnung, die 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Januar 
1987 (BGBl. I S. 475) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefaßt: 

„3. eine Straftat nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, 
Nr. 2 oder 3 Buchstabe a oder b, Abs. 6 oder 7 des 
Waffengesetzes oder nach § 16 Abs. 1 bis 3 des 
Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen 
oder". 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über 
die Kontrolle von Kriegswaffen 

Das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 190-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Waffenrechts vom 31. Mai 1978 (BGBl. I S. 641), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Die §§ 2 bis 4 a gelten nicht für die Bun-
deswehr, den Zollgrenzdienst, die Polizeien des 
Bundes und die Vollzugspolizeien der Län-
der. " 

b) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 
eingefügt: 

„(3) Die Beschußämter bedürfen keiner Ge-
nehmigung 

1. für den Erwerb der tatsächlichen Gewalt 
über Kriegswaffen zu Beschuß- oder Prüf-
zwecken, 

2. für die Überlassung der tatsächlichen Gewalt 
über Kriegswaffen an denjenigen, für den der 
Beschuß oder die Prüfung durchgeführt wor-
den ist, oder zur Beförderung, 

3. für die Beförderung von Kriegswaffen in den 
Fällen des § 3 Abs. 2. 

§ 12 findet insoweit keine Anwendung." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

2. § 16 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 1 Nr. 6 wird die Angabe „§ 6 Abs. 3" 
durch die Angabe „ § 58 Abs. 1 Satz 3" ersetzt. 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Absatz 1 Nr. 6 findet keine Anwendung 
auf das Ausüben der tatsächlichen Gewalt über 
Kriegswaffen, die auf Grund einer Rechtsver-
ordnung nach § 1 Abs. 2 in die Kriegswaffenliste 
aufgenommen werden, soweit diese Kriegswaf-
fen innerhalb von sechs Monaten nach Wirk-
samwerden der Aufnahme in die Kriegswaffen-
liste dem Bundesamt für Wirtschaft unter An-
gabe von Waffenart, Stückzahl, Waffennummer 
oder sonstiger Kennzeichnung gemeldet wor-
den sind. Sind Kriegswaffen nach dem 1. Juli 
1978, aber vor dem ... (einsetzen: Inkrafttre-
tensdatum nach Artikel 5 Satz 1 des Dritten An-
derungsgesetzes) in die Kriegswaffenliste auf-
genommen worden, so beginnt die Frist nach 
Satz 1 am ... (einsetzen: Inkrafttretensdatum 
nach Artikel 5 Satz 1 des Dritten Anderungsge-
setzes)." 

3. § 18 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 18 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer un richtige oder 
unvollständige Angaben tatsächlicher Art gegen-
über der Genehmigungsbehörde macht oder be-
nutzt, um für sich oder einen anderen eine nach 
diesem Gesetz erforderliche Genehmigung zu er-
schleichen. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig 

1. eine vollziehbare Auflage nach § 10 Abs. 1 oder 
§ 10 Abs. 2 Satz 1 nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erfüllt, 

2. das Kriegswaffenbuch nach § 12 Abs. 2 nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig führt, 

3. Meldungen nach § 12 Abs. 5 oder Anzeigen 
nach § 12 Abs. 6 nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstattet oder eine 
vollziehbare Auflage nach § 12 Abs. 6 Satz 4 
oder 5 nicht, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig erfüllt, 

4. Auskünfte nach § 14 Abs. 5 nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, 

5. Betriebsaufzeichnungen und sonstige Unterla-
gen entgegen § 14 Abs. 5 nicht, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

6. der Pflicht nach § 14 Abs. 5 zur Duldung des 
Betretens von Räumen und Grundstücken zuwi-
derhandelt. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig eine Ausfertigung der Geneh-
migungsurkunde entgegen § 12 Abs. 3 Satz 1 bei 
der Übergabe von Kriegswaffen zur Beförderung 
nicht übergibt oder entgegen § 12 Abs. 4 Satz 1 bei 
der Beförderung nicht mitführt, nicht unaufgefor-
dert vorzeigt oder auf Verlangen nicht zur Prüfung 
aushändigt. 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann im Falle des 
Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu hunderttau-
send Deutsche Mark, in den Fällen des Absatzes 2 
mit einer Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deut-
sche Mark und in den Fällen des Absatzes 3 mit 
einer Geldbuße bis zu zweitausend Deutsche Mark 
geahndet werden. " 

Artikel 4 

Neufassung des Waffengesetzes 

Der Bundesminister des Innern kann den Wortlaut 
des Waffengesetzes in der vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt 
bekanntmachen. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Artikel 1 Nr. 14, soweit sie den § 26 des Waffenge-
setzes (Ermächtigungen) bet rifft, Nr. 39 und, soweit 
sie den § 58 Abs. 2 bis 5 des Waffengesetzes bet rifft, 
Nr. 47, Artikel 3 Nr. 1 und Nr. 2 Buchstabe b sowie 
Artikel 4 treten am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am ersten Tage 
des ... Monats nach der Verkündung in Kraft. 

 



Drucksache 11/1556 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Begründung 

I. Allgemeines 

Obwohl das Waffengesetz aus dem Jahre 1972 insge-
samt nicht unumstritten ist, haben sich seine Grun-
dentscheidungen im wesentlichen als richtig erwie-
sen. Die seitdem beim Vollzug des Gesetzes gewon-
nenen Erfahrungen machen jedoch eine Novellierung 
des Gesetzes erforderlich. 

Die beabsichtigten Änderungen verfolgen das Ziel, 
einerseits im allgemeinen gesetzestreue Staatsbürger 
von vermeidbaren Beschränkungen zu befreien und 
auch die Behörden von nicht zwingend erforderlichen 
Aufgaben zu entlasten, andererseits aber wesentliche 
Vorschriften über den Besitz und das Führen von 
Schußwaffen in sicherheitspolizeilicher Hinsicht wirk-
samer zu gestalten. Dabei sollen insbesondere Lücken 
und Mängel auch in waffentechnischer Hinsicht ge-
schlossen werden, die sich beim Vollzug des Gesetzes 
ergeben haben. 

Außerdem bezweckt der vorliegende Gesetzentwurf, 
die gesetzlichen Regelungen zu vereinfachen und 
übersichtlicher zu gestalten und das Gesetz von De-
tailvorschriften zu entlasten. Diesem Bestreben sind 
allerdings im Hinblick auf die technischen Bezüge des 
Waffenrechts und wegen der sicherheitspolizeilichen 
Erfordernisse verhältnismäßig enge Grenzen gesetzt. 
Gleichwohl soll auch im Bereich des Waffenrechts das 
Verhältnis zwischen Bürger und Verwaltung von ver-
meidbaren Konflikten entlastet werden, ohne daß da-
bei wesentliche Interessen der öffentlichen Sicherheit 
beeinträchtigt werden. Darüber hinaus zieht der Ent-
wurf Konsequenzen aus der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts zum Recht des Bürgers auf in-
formationelle Selbstbestimmung und dient einer An-
passung an die Verwaltungsverfahrensgesetze. 

Der Entwurf sieht insbesondere folgende materielle 
Änderungen vor: 

— Wegfall des Munitionshandelsbuches, 

— Ausweitung der Erwerbsberechtigung auf Repe-
tier-Langwaffen bei Inhabern von Sportschützen-
Waffenbesitzkarten, 

— Erleichterung des Munitionserwerbs für Inhaber 
von Waffenbesitzkarten über angemeldeten Alt-
besitz, 

— teilweise Neufassung der Vorschriften über die 
Vermutung der Unzuverlässigkeit, 

— Zubilligung einer Ausnahme von der Erlaubnis-
pflicht für Führer von Wasser- und Luftfahrzeugen 
und andere sportliche Zwecke, 

— Erweiterung der Pflichten des Anbieters von 
Schußwaffen und Munition, in Anzeigen und Wer-
beschriften auf das Erfordernis einer Erwerbser

-

laubnis oder auf das Alterserfordernis hinzuwei-
sen, 

— Erweiterung des Verbotes zum Mitführen von 
Waffen und sonstigen gefährlichen Gegenständen 
bei nichtpolitischen öffentlichen Veranstaltun-
gen, 

— Einführung einer vorläufigen Erlaubnis für den Be-
sitz von Schußwaffen durch Personen, die nach 
längerem Aufenthalt in einem anderen Staat ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in den Geltungsbereich 
des Gesetzes verlegen, 

— Schaffung einer Verordnungsermächtigung zu 
dem Zweck, die Tatbestände für die Anerkennung 
eines Bedürfnisses zum Erwerb von Schußwaffen 
näher zu regeln, 

— Schaffung einer Verordnungsermächtigung, um 
die zu stellenden Anforderungen an das Personal 
von Bewachungsunternehmen regeln zu können, 

— Aufnahme bereichsspezifischer Vorschriften über 
die Erhebung und Übermittlung personenbezoge-
ner Informationen, 

— präzisere Abgrenzung des Waffengesetzes gegen-
über dem Kriegswaffenkontrollgesetz. 

Den vorgesehenen Entlastungen stehen Verschärfun-
gen durch die Einbeziehung bisher nicht erfaßter Waf-
fen und Waffenteile in den Anwendungsbereich des 
Gesetzes gegenüber. Insgesamt dürften die Regelun-
gen in ihrer Tendenz eher preisdämpfende Wirkung 
haben; die Auswirkungen lassen sich aber — wegen 
des unterschiedlichen Umfangs im Einzelfall — insge-
samt nicht quantifizieren. 

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Wie für das Waffengesetz besteht auch für das vorlie-
gende Änderungsgesetz ein Bedürfnis nach bundes-
gesetzlicher Regelung, weil das Waffenrecht durch 
die einzelnen Länder nicht wirksam geregelt werden 
kann (Artikel 72 Abs. 2 Nr. 1 GG). 

Durch das vorliegende Gesetzesvorhaben werden 
Bund, Länder und Gemeinden nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1) 

Zu Buchstabe a 

In der Verwaltungspraxis sind Zweifel über die An-
wendbarkeit des Gesetzes auf Signalwaffen auf getre-
ten.  Aus der Sonderregelung des § 22 WaffG ergibt 
sich, daß auch Signalwaffen dem Anwendungsbe- 
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reich des Gesetzes unterliegen. Zur Klarstellung er-
scheint es daher geboten, die Definition der Schuß-
waffe in Absatz 1 hinsichtlich ihrer Zweckbestim-
mung entsprechend zu ergänzen. 

Zu Buchstabe b 

Durch die Neufassung des Absatzes 5 wird anstelle 
des Begriffs „Selbstladewaffen" der Begriff ,,automa-
tische Waffen" eingeführt. Im Prinzip betreffen beide 
Bezeichnungen dieselbe Waffenkategorie; der Unter-
schied liegt darin, daß die erste Bezeichnung auf den 
Ladevorgang, die zweite auf die Schußabgabe ab-
hebt. Die Einführung des Begriffs „automatische Waf-
fen" stellt eine Angleichung an die Terminologie des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes dar und wird den Erfor-
dernissen des Waffenrechts besser gerecht. Die ge-
setzlichen Regelungen knüpfen nämlich an halbauto-
matische und vollautomatische Schußwaffen an (vgl. 
§ 28 Abs. 4 Nr. 7, § 37 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben d und 
e, § 53 Abs. 1 Nr. 3 WaffG). Aus Gründen einer besse-
ren Unterscheidung und zur gesetzestechnischen 
Vereinfachung werden deshalb in Absatz 5 beide 
Waffenarten als Unterfälle der automatischen Waffen 
umschrieben und die Begriffe „vollautomatisch" und 
„halbautomatisch" eingeführt. Zu den halbautomati-
schen Waffen gehört z. B. nicht der Revolver im Sy-
stem Double-Action, da bei ihm das Ausziehen und 
Auswerfen der abgeschossenen Hülse und das Nach-
laden nicht selbsttätig erfolgen, sondern durch eine 
besondere Handlung des Schützen. 

In den letzten Jahren werden automatische Waffen 
und Repetierwaffen, insbesondere militärischer Her-
kunft, in zunehmendem Maße gewerbsmäßig in Ein-
zelladerwaffen umgearbeitet, zu dem Zweck, sie als 
Sportwaffen unter Inanspruchnahme der Vergünsti-
gung nach § 28 Abs. 2 WaffG zu veräußern. Die Umar-
beitung wird häufig in einer Weise vorgenommen, die 
es den Erwerbern ermöglicht, die Schußwaffe ohne 
erheblichen technischen und zeitlichen Aufwand wie-
der in ihren ursprünglichen Zustand zurückzuver-
wandeln. Durch eine solche Handhabung wurden die 
für automatische Waffen und Repetierwaffen gelten-
den strengeren Erwerbsvorschriften umgangen. Ver-
gleichbare Veränderungen sind bei vollautomati-
schen Waffen festgestellt worden, die in Halbautoma-
ten abgeändert wurden. Um den Anreiz für diese Ma-
nipulationen künftig zu beseitigen, bestimmt der neue 
Absatz 5 Sätze 2 und 3, daß derart unzureichend ab-
geänderte Waffen weiterhin als automatische bzw. 
vollautomatische Waffen gelten, wenn sie mit allge-
mein gebräuchlichen Werkzeugen in ihren ursprüng-
lichen Zustand zurückverwandelt werden können. 

Zahlreiche Vorschriften des Gesetzes gelten in unter-
schiedlicher Weise für Schußwaffen mit einer Länge 
von nicht mehr als 60 cm oder für solche von mehr als 
60 cm. Das Fehlen einer Kurzdefinition für beide Waf-
fenarten beeinträchtigt bisher die Lesbarkeit des Ge-
setzes. Der neue Absatz 6 führt deshalb Definitionen 
für Kurz- und Langwaffen ein. Die Abgrenzung ent-
spricht im wesentlichen der geltenden Regelung. Als 
zusätzliches Kriterium für Langwaffen wird jedoch 
eine Länge von mehr als 30 cm für den Lauf und den 
Verschluß eingeführt. Diese Regelung verringert den 

Anreiz zur Verkürzung des Laufes. Die Begriffsbe-
stimmung der Langwaffe erfordert, daß die gef order-
ten  Maßangaben hinsichtlich der Gesamtlänge und 
hinsichtlich der Länge für Lauf und Verschluß vorlie-
gen. Die Regelung entspricht den entsprechenden Be-
griffsbestimmungen in dem Europäischen Überein-
kommen vom 28. Juni 1978 über die Kontrolle des 
Erwerbs und Besitzes von Schußwaffen durch Einzel-
personen (vgl. Anlage I B zu diesem Übereinkommen 
— BGBl. II 1980, S. 953) . 

Zu Buchstabe c 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Buch-
stabe b. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2) 

Zu Buchstabe a 

In der letzten Zeit wird auch im zivilen Bereich hül-
senlose Munition in den Verkehr gebracht. Diese Mu-
nition besteht entweder aus Zündsatz, Treibladung 
und Geschoß oder aus Zündsatz und Treibladung. Sie 
ist damit hinsichtlich ihrer Wirkung und Zweckbe-
stimmung der Patronen- und Kartuschenmunition 
gleichzustellen. Die vorgesehene Ergänzung des § 2 
Abs. 1 trägt dieser technischen Entwicklung Rech-
nung. Die hülsenlose Munition darf nicht mit den 
Treibladungen nach § 2 Abs. 2 WaffG (Pulverpress-
linge) verwechselt werden, die keinen Zündsatz ent-
halten. 

Zu Buchstabe b 

Durch die vorgesehene Änderung des Absatzes 1 
Satz 2 werden die der pyrotechnischen Munition 
gleichgestellten pyrotechnischen Geschoßtypen dem 
in Fachkreisen üblichen Sprachgebrauch angepaßt 
und die sie unterscheidenden Kriterien (mit oder ohne 
Eigenantrieb) angegeben. Ferner führt die bisherige 
Verwendung des Beg riffs „Raketen" in der Praxis zu 
Mißverständnissen, da aus Schußwaffen verschossene 
Gegenstände häufig mit Raketen für militärische 
Zwecke oder mit Raketen nach dem Sprengstoffrecht 
verwechselt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 3) 

Zu Buchstabe a 

Die Neufassung des Absatzes 1 Satz 1 bezweckt, die 
Gleichstellungsvorschrift für wesentliche Teile von 
Schußwaffen deutlicher zu fassen. Die geltende Fas-
sung hat Zweifel hinsichtlich des Umfangs der Gleich-
stellung aufkommen lassen. Durch den Zusatz „für die 
sie bestimmt sind" wird klargestellt, daß der wesent-
liche Teil waffenrechtlich so eingestuft werden soll, 
wie die Schußwaffen, für die er bestimmt ist. Konkret 
ist deshalb der wesentliche Teil so zu behandeln, wie 
die Schußwaffenarten, für die unterschiedliche Vor-
schriften gelten, z. B. für Einzellader oder Handrepe-
tierwaffen, halbautomatische, vollautomatische, er-
laubnispflichtige oder erlaubnisfreie Schußwaffen. 
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Abweichendes gilt nur in den Fällen, in denen für 
wesentliche Teile im Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist, z. B. in § 16. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung resultiert aus der Einführung der Be-
griffsbestimmung für Kurz- und Langwaffen (vgl. Ar-
tikel 1 Nr. 1 zu Buchstabe b). 

Zu Buchstabe c 

Nach den polizeilichen Erkenntnissen werden Schuß-
waffen und Schußwaffenteile in nicht unerheblichem 
Umfang illegal hergestellt oder zu funktionsfähigen 
Schußwaffen zusammengesetzt. Zur Herstellung der 
neuen Schußwaffen werden häufig Teile (z. B. Läufe) 
aus unbrauchbar gemachten Schußwaffen, die nicht 
von den waffenrechtlichen Bestimmungen erfaßt wer-
den, verwendet. In der Rechtsprechung wird die 
Frage, inwieweit die ausgebauten Teile noch den waf-
fenrechtlichen Vorschriften unterliegen, unterschied-
lich beurteilt. Dies ist darauf zurückzuführen, daß es 
sich bei dem in § 3 Abs. 3 des Gesetzes verwendeten 
Merkmal „allgemein gebräuchliche Werkzeuge " um 
einen der Auslegung bedürftigen Begriff handelt. Die-
ser Begriff läßt sich mit Rücksicht auf die fortschrei-
tende technische Entwicklung nicht genauer festle-
gen. Jedoch lassen sich die aufgetretenen Unsicher-
heiten dadurch verringern, daß der für die Herstellung 
einer funktionsfähigen Schußwaffe wichtige Lauf von 
einem bestimmten Bearbeitungsstand an bereits als 
wesentlicher Teil normiert wird. Der neue Absatz 3 
sieht deshalb vor, daß für Schußwaffen bestimmte mit 
Innenprofilen versehene Laufrohlinge in jedem Fall 
als wesentliche Teile gelten. Ob ein Rohling zum Ein-
bau in eine Schußwaffe bestimmt ist, läßt sich im all-
gemeinen an seiner für eine Schußwaffe charakteristi-
schen Form und ferner an der Art der vorhandenen 
Innenprofile erkennen. 

Die Vorschrift bezieht sich nicht auf Laufrohlinge 
ohne Innenprofil (glatte Läufe), da eine eindeutige 
Abgrenzung dieser Rohlinge zu Gegenständen des 
allgemeinen Bedarfs (Rohre aller Art) praktisch un-
durchführbar ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 4) 

Um die materiellen Regelungen des Gesetzes zu ent-
lasten und übersichtlicher zu gestalten, werden Defi-
nitionen für weitere Beg riffe geschaffen oder in den 
allgemeinen Teil vorgezogen. Absatz 1 faßt § 4 Abs. 1, 
2 und 4 WaffG in einem Absatz zusammen. Der bis-
herige § 4 Abs. 3 WaffG ist im Hinblick auf § 28 Abs. 4 
Nr. 5 WaffG entbehrlich. 

Absatz 1 Nr. 4 wurde neu aufgenommen. Das Gesetz 
enthält in zahlreichen Vorschriften unterschiedliche 
Regelungen für Schußwaffen und Munition, für deren 
Erwerb eine Erlaubnis erforderlich oder nicht erfor-
derlich ist. Aus Vereinfachungsgründen empfiehlt 
sich daher die Aufnahme einer Begriffsbestimmung 
für erlaubnispflichtige Schußwaffen und erlaubnis-
pflichtige Munition. Die Erlaubnispflicht bezieht sich 

auf den Erwerb und bestimmt sich nach der Art der 
Schußwaffen oder Munition; nicht entscheidend sind 
also persönliche Begünstigungen. 

Absatz 2 definiert in Übereinstimmung mit dem gel-
tenden Recht den Beg riff der Schießstätte, der bisher 
in § 44 Abs. 4 WaffG normiert war. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 5) 

Zu Buchstaben a, b und c 

Bei der Anwendung des § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 haben 
sich in der Praxis gewisse Zweifel und Schwierigkei-
ten ergeben. Nach dieser Vorschrift wird beim Vorlie-
gen bestimmter strafgerichtlicher Verurteilungen in 
der Regel die Unzuverlässigkeit des Betroffenen ver-
mutet. In mehreren Entscheidungen haben die Ver-
waltungsgerichte § 5 Abs. 2 Nr. 1 in einer Weise aus-
gelegt, die für die Betroffenen zu mit dem Gesetzes-
zweck nicht mehr zu vereinbarenden Ergebnissen ge-
führt haben. So werden z. B. Verurteilungen wegen 
Steuerhinterziehung und Gläubigerbegünstigung un-
ter den Begriff der Straftaten gegen das Eigentum 
oder das Vermögen im Sinne von § 5 Abs. 2 Satz 1 
Buchstabe b WaffG subsumiert. Die Anknüpfung der 
Vermutungsregelung an eine rechtskräftige gerichtli-
che Verurteilung wegen einer Straftat, die keinen Be-
zug zum Umgang mit Schußwaffen aufweist, hat sich 
insgesamt in der Praxis als zu pauschal erwiesen. Es 
ist insbesondere nicht gerechtfertigt, für die Annahme 
der waffenrechtlichen Unzuverlässigkeit die einma-
lige Verurteilung zu einer geringen Geldstrafe als 
ausreichend zu erachten. 

Schließlich hat sich in der bisherigen Verwaltungspra-
xis die enumerative Aufzählung einzelner Straftaten 
als unvollständig und wenig ausgewogen erwiesen. 
So fehlen in der Aufzählung einerseits die mit der Ver-
gewaltigung vergleichbare sexuelle Nötigung (§ 178 
StGB) und Straftaten nach dem Betäubungsmittelge-
setz, andererseits werden mit dem pauschalen Beg riff 
der gemeingefährlichen Straftaten Vergehen wie 
Baugefährdung (§ 323 StGB), Gefährdung einer Ent-
ziehungskur (§ 323b StGB) und unterlassene Hilfelei-
stung (§ 323 c StGB) erfaßt, die nicht geeignet erschei-
nen, die waffenrechtliche Unzuverlässigkeit zu be-
gründen. 

Wegen der aufgezeigten Schwierigkeiten sieht die 
vorgesehene Änderung eine Abkehr von der bisheri-
gen enumerativen Aufzählung vor. Die Neufassung 
für Nummer 1 Buchstaben a und b stellt statt dessen 
darauf ab, ob der Betroffene wegen eines Verbre-
chens oder wegen eines Vergehens rechtskräftig ver-
urteilt worden ist, aus dem sich seine Unzuverlässig-
keit zum Umgang mit einer Schußwaffe ergibt. Bei 
einer rechtskräftigen Verurteilung wegen eines Ver-
brechens ist in der Regel die waffenrechtliche Unzu-
verlässigkeit anzunehmen. Hier wird deshalb auf die 
in Nummer 1 Buchstabe b vorgesehene Einschrän-
kung verzichtet. Bei einer rechtskräftigen Verurtei-
lung wegen eines Vergehens wird dagegen eine waf-
fenrechtliche Unzuverlässigkeit des Betroffenen nur 
vermutet, wenn sich aus Art und Schwere der Straftat 
die waffenrechtliche Unzuverlässigkeit ergibt. Das 
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begangene Vergehen muß für den künftigen Umgang 
mit einer Schußwaffe von Bedeutung sein ;  deshalb 
sind im Rahmen von Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 Buch-
stabe b Verurteilungen nur zu berücksichtigen, wenn 
der der Verurteilung zugrundeliegende Sachverhalt 
eine der Annahmen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 WaffG 
begründen würde. 

Abweichend von der geltenden Regelung greift die 
gesetzliche Vermutung nach Absatz 2 nur Platz, wenn 
der Betroffene zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe 
oder zu einer Geldstrafe von mindestens 60 Tagessät-
zen oder mindestens zweimal zu einer geringeren 
Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden ist. Mit die-
ser Regelung sollen einmalige Verurteilungen wegen 
Bagatelldelikten nicht zu der gesetzlichen Vermutung 
der Unzuverlässigkeit führen. 

Die Neufassung des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 sieht 
schließlich eine Modifizierung der in dieser Vorschrift 
enthaltenen Fristenregelung vor. Die Vermutung für 
die Annahme der Unzuverlässigkeit nach Absatz 2 
Satz 1 Nr. 1 hat in Fällen, in denen das Strafverfahren 
infolge der Einlegung von Rechtsmitteln oder aus an-
deren Gründen über mehrere Jahre angedauert hat, 
zu unbilligen Härten für die Betroffenen geführt. Da 
die Fünfjahresfrist erst mit dem Eintritt der Rechts-
kraft des Urteils zu laufen beginnt, kann sich für den 
Betroffenen für die Erteilung einer neuen waffen-
rechtlichen Erlaubnis eine Sperre von bis zu zehn Jah-
ren und mehr ergeben. Der Betroffene hat auf die 
Dauer des Verfahrens häufig nur geringen Einfluß; 
ihm sollte daher dieser Umstand nicht zum Nachteil 
gereichen. Nach der Neufassung des Absatzes 2 Nr. 1 
wird die nachteilige Folge der zur Zeit geltenden Re-
gelung dadurch vermieden, daß in die Fünfjahresfrist 
die Zeit eingerechnet wird, die seit der Vollziehbar-
keit eines Widerrufs oder einer Rücknahme der Er-
laubnis oder eines Waffenbesitzverbots wegen der 
letzten Verurteilung zugrundeliegenden Tat verstri-
chen ist. Gemeint sind die Fälle, in denen entweder 
der Verwaltungsakt vollziehbar ist oder gegen ihn 
kein Rechtsbehelf mehr eingelegt worden ist. Die An-
knüpfung an die Vollziehbarkeit der genannten be-
hördlichen Entscheidungen erscheint sachgerecht 
und wird den widerstreitenden Interessen der Betei-
ligten am besten gerecht; mit der Vollziehbarkeit wer-
den die nachteiligen Folgen der behördlichen Ent-
scheidung für den Betroffenen tatsächlich wirksam, 
da ihm von diesem Zeitpunkt an die Schußwaffen oder 
die Munition entzogen werden können. 

Vergleichbare Erwägungen liegen der Ergänzung des 
Absatzes 3 (Buchstabe c) zugrunde. Danach ist vorge-
sehen, dem Betroffenen die Zeit der Aussetzung des 
Verwaltungsverfahrens auf die Fünfjahresfrist anzu-
rechnen. 

Zu Buchstabe d 

In Abweichung vom geltenden Recht verpflichtet Ab-
satz 4 den Beteiligten nicht mehr, der Erlaubnisbe-
hörde ein amts- oder fachärztliches Zeugnis über 
seine körperliche und geistige Eignung zum Waffen-
besitz vorzulegen. Damit wird der grundlegenden Be-
stimmung des § 26 Abs. 2 Satz 1 VwVfG entsprochen, 

wonach die Beteiligten bei der Ermittlung des Sach-
verhaltes lediglich mitwirken sollen. In Übereinstim-
mung mit der genannten Vorschrift wird von einer 
Verpflichtung zur Aufklärung der in Absatz 4 ange-
sprochenen Sachverhalte abgesehen, weil dem Betei-
ligten nicht zugemutet werden kann, zur Aufklärung 
von für ihn nachteiligen Umständen beizutragen. 
Weigert sich der Beteiligte, einer Aufforderung zur 
amts- oder fachärztlichen Untersuchung nachzukom-
men, so ist die Behörde berechtigt, hieraus für den 
Beteiligten auch negative Schlüsse zu ziehen und ge-
gebenenfalls die beantragte Amtshandlung zu versa-
gen (vgl. BVerwGE 8, 29). 

Die inhaltsgleichen Vorschriften des Bundesjagdge-
setzes über die Vermutung der Unzuverlässigkeit 
(§ 17), die zusammen mit dem Waffengesetz aus dem 
Jahre 1972 eingeführt wurden, müssen den Änderun-
gen des § 5 WaffG angepaßt werden. Es ist geplant, 
diese Änderung zur Wahrung der Rechtseinheit im 
Zusammenhang mit einem anderen Gesetzesvorha-
ben nach Berlin zu übernehmen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 6) 

Die Neufassung des § 6 enthält bereichsspezifische 
Vorschriften über die Übermittlung — auch personen-
bezogener — Informationen im Rahmen waffenrecht-
licher Verfahren. Sie regelt nicht abschließend die 
Einholung von Auskünften jeder Art bei anderen Be-
hörden und die Übermittlung personenbezogener In-
formationen an andere Behörden. Sie enthält aller-
dings für die in Absatz 1 und Absatz 2 bezeichneten 
Auskünfte und Übermittlungen eine spezifisch waf-
fenrechtliche Vorschrift, die insoweit den Regelungen 
der Verwaltungsverfahrensgesetze und der Daten-
schutzgesetze vorgeht. 

Zu Absatz 1 

Das Waffengesetz sieht eine Reihe von Erlaubnissen 
vor, die nur beim Vorliegen bestimmter persönlicher 
Voraussetzungen erteilt werden (Zuverlässigkeit, kör-
perliche Eignung, Sach- oder Fachkunde, Bedürfnis). 
Die Erlaubnisbehörde kann über entsprechende An-
träge sachgemäß nur entscheiden, wenn ihr die hier-
für erheblichen Informationen vom Antragsteller oder 
anderweitig mitgeteilt werden. In der Mehrzahl han-
delt es sich bei den benötigten Angaben um personen-
bezogene Informationen. Soweit diese vom Antrag-
steller erhoben werden, bedarf es hierzu keiner ge-
setzlichen Ermächtigung. Dem Antragsteller, dessen 
Antrag auf die Gewährung einer rechtlichen Vergün-
stigung dieser Art gerichtet ist, obliegt es in dem Ver-
waltungsverfahren, der Behörde die entscheidungser-
heblichen Informationen mitzuteilen. Zur Überprü-
fung der mitgeteilten und zur Einholung ergänzender 
Informationen muß die Behörde darüber hinaus Aus-
künfte bei anderen Behörden oder öffentlichen Stel-
len verlangen können. Durch die Regelung des Absat-
zes 1 wird klargestellt, daß die zuständige Behörde in 
waffenrechtlichen Erlaubnisverfahren und in von 
Amts wegen eingeleiteten Verfahren, z. B. einem Ver-
fahren zum Erlaß eines Waffenbesitzverbots oder in 
einem Rücknahme- oder Widerrufsverfahren, befugt 
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ist, über entscheidungserhebliche Tatsachen Aus-
künfte bei der Vollzugspolizei, den Gesundheitsbe-
hörden, bei Ausländern auch von den Ausländerbe-
hörden, zu verlangen. Die um eine Auskunft ersuchte 
Behörde in der Bundesrepublik Deutschland ist 
grundsätzlich verpflichtet, dem Auskunftsersuchen zu 
entsprechen (Artikel 35 Abs. 1 GG in Verbindung mit 
§ 4 VwVfG). Die Auskunft nach Absatz 1 Satz 1 kann 
nur aus den in Absatz 1 Satz 2 genannten Gründen 
unterbleiben. Insoweit enthält Absatz 1 Satz 2 eine 
spezielle waffenrechtliche Übermittlungssperre. Ab-
satz 1 Satz 3 räumt der Waffenrechtsbehörde die Be-
fugnis ein, auch Behörden und öffentliche Stellen au-
ßerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes und des 
Landes Berlin um Auskünfte nach Satz 1 zu ersuchen. 
Die Notwendigkeit zur Einholung derartiger Aus-
künfte kann sich bei Antragstellern ergeben, die sich 
erst kurze Zeit in der Bundesrepublik Deutschland 
aufhalten und deren Zuverlässigkeit durch Anfragen 
bei deutschen Behörden nicht ausreichend überprüft 
werden kann. Eine Verpflichtung zur Erteilung von 
Auskünften wird für die Behörden anderer Staaten 
hierdurch nicht begründet. 

Zu Absatz 2 

In Anbetracht der Gefährlichkeit bestimmter waff en

-

rechtlich bedeutsamer Vorgänge müssen personen-
bezogene Informationen hierüber regelmäßig ande-
ren Behörden mitgeteilt werden. 

Absatz 2 regelt die Fälle, in denen entsprechende per-
sonenbezogene Informationen an die Vollzugspolizei 
zum Zweck der Überwachung der waffenrechtlichen 
Vorschriften oder zum Zweck polizeilicher Ermittlun-
gen übermittelt werden. Die Benachrichtigung über 
den Erlaß eines Waffenbesitzverbotes (Absatz 2 
Satz 1) setzt die örtliche Vollzugspolizei in die Lage, 
darauf zu achten, daß etwaige Verstöße gegen das 
Waffenbesitzverbot unterbunden werden; hierzu ist 
die Waffenrechtsbehörde aus personellen Gründen 
und auch häufig wegen ihrer Ortsferne nicht in der 
Lage. Die Benachrichtigung der Vollzugspolizei über 
das Abhandenkommen von Waffen und Munition 
(Absatz 2 Satz 2) ermöglicht außer Fahndungsmaß-
nahmen nach den abhanden gekommenen Waffen 
auch andere polizeiliche Ermittlungen. Der Verlust 
einer Schußwaffe beeinträchtigt in der Regel öffentli-
che Sicherheitsinteressen, weil hierdurch die Gefahr 
begründet wird, daß die Waffe zur Begehung von 
Straftaten oder in sonstiger Weise mißbräuchlich ver-
wendet wird. Von der Regelung des Absatzes 2 unbe-
rührt bleibt die Unterrichtung anderer Stellen auf-
grund sonstiger Rechtsvorschriften (Absatz 2 Satz 3). 

Einer speziellen Regelung im Waffengesetz bedürfen 
nicht die Mitteilungen an das Bundeszentralregister 
und an das Gewerbezentralregister sowie die Aus-
künfte aus diesen Registern. Insoweit enthalten das 
Gesetz über das Bundeszentralregister und das Erzie-
hungsregister sowie die Gewerbeordnung ausrei-
chende gesetzliche Vorschriften. 

Die ursprünglich in § 6 enthaltenen Ermächtigungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen und die Ausnah

-

men von der Anwendung des Gesetzes für staatliche 

Stellen, hoheitlich gefährdete Personen, die Bundes-
wehr und für Kriegswaffen sind aus systematischen 
und gesetzestechnischen Gründen an einer Stelle zu-
sammengefaßt worden. Die Ermächtigungsvorschrif-
ten für den beschußrechtlichen Teil befinden sich in 
§ 26 (Artikel 1 Nr. 14) und im übrigen in § 50a (Arti-
kel 1 Nr. 39). Die Ausnahmen von der Anwendung 
des Gesetzes sollen in Abschnitt X geregelt werden 
(vgl. Artikel 1 Nr. 47 — § 57), insoweit wird auf die 
Begründung zu den §§ 57 ff. (Artikel 1 Nr. 47) verwie-
sen. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 7) 

Zu Buchstabe a 

Der in § 7 Abs. 1 Nr. 2 WaffG enthaltene Beg riff „feil-
halten" wird zur Angleichung an die gewerberechtli-
che Terminologie durch „feilbieten" ersetzt, ohne daß 
dies eine inhaltliche Rechtsänderung bedeutet. Der 
Begriff bezieht sich im Rahmen des Waffengesetzes 
auf alle Vertriebsformen (stehendes Gewerbe, Reise-
gewerbe, Messen und Märkte). 

Zu Buchstabe b 

Der Begriff des Bearbeitens einer Schußwaffe im 
Sinne von § 7 Abs. 2 Satz 1 WaffG wird hinsichtlich 
des Austauschens und Zusammensetzens wesentli-
cher Teile eingeschränkt. Das Waffengesetz berück-
sichtigt bisher nicht in ausreichendem Maße die Tat-
sache, daß Jagd- und Sportwaffen zunehmend mit 
zusätzlichen auswechselbaren wesentlichen Teilen, 
z. B. Läufen, gefertigt und vertrieben werden. Mit die-
sen auswechselbaren Teilen kann entweder eine Mu-
nition anderen Kalibers verschossen oder eine andere 
Wirkung erzielt werden. Die Teile sind jeweils für ein 
bestimmtes Waffenmodell gefertigt und können daher 
ohne weitere Bearbeitung durch einen Fachmann 
vom Waffenbesitzer in die Waffe eingesetzt werden. 
Die vorgesehene Änderung in Absatz 2 Satz 1 trägt 
dieser Sachlage Rechnung und beschränkt den Be-
griff des Bearbeitens auf den Austausch von Waffen-
teilen, bei denen eine Bearbeitung durch einen Fach-
mann notwendig ist. Auf § 7 Abs. 2 Satz 2 WaffG kann 
im Interesse einer Entlastung des Gesetzes verzichtet 
werden; die dort aufgeführten Beispiele für ein Nicht-
bearbeiten einer Schußwaffe können in die Allge-
meine Verwaltungsvorschrift zum Waffengesetz auf-
genommen werden. 

Zu Buchstabe c 

Das Gesetz spricht an zahlreichen Stellen von der Ein-
fuhr, der Ausfuhr und dem sonstigen Verbringen in 
den bzw. aus dem Geltungsbereich des Waffengeset-
zes. Aus Vereinfachungsgründen soll künftig nur der 
Begriff des Verbringens in den bzw. aus dem Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes verwendet werden, der 
die Einfuhr in fremde Staaten bzw. die Ausfuhr aus 
fremden Staaten sowie das Verbringen aus bzw. in die 
DDR und Berlin (Ost) einschließt. Außerdem ist es 
sachgerecht, in den einschlägigen Regelungen auf 
das tatsächliche Verbringen eines Gegenstandes ab- 
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zuheben. Die Änderungen des Absatzes 3 bezwecken 
eine entsprechende Angleichung. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 8) 

In der Verwaltungspraxis sind Zweifel aufgetreten, ob 
die Behörde im Erlaubnisverfahren neben den waf-
fenrechtlichen Versagungsgründen auch andere ge-
setzliche Voraussetzungen zu prüfen hat, insbeson-
dere ob der Antragsteller die für den Betrieb eines 
Handwerks geforderten Voraussetzungen erfüllen 
muß. Der neue § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 soll diese Zwei-
fel ausräumen und gewährleisten, daß die waffen-
rechtliche Erlaubnis nur an Personen erteilt wird, die 
für die Ausübung der genannten Tätigkeiten die Vor-
aussetzungen für den Bet rieb eines Handwerks erfül-
len. Nach der Handwerksordnung werden gesetzliche 
Anforderungen (Eintragung in die Handwerksrolle) 
nur an Personen gestellt, die die Waffenherstellung 
handwerksmäßig betreiben. Nur insoweit ist daher 
der Versagungsgrund nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 zu 
prüfen. Die Anforderungen an den Nachweis der 
Fachkunde richten sich sowohl inhaltlich als auch per-
sonell nach der Handwerksordnung; Absatz 2 Satz 2 
gilt daher nur für Antragsteller, die den Waffenhandel 
betreiben wollen. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 9) 

Die Ermächtigung befindet sich nunmehr in § 50 a 
Abs. 1 Nr. 7 (vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 39). 

Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 10) 

Durch die Änderung des § 10 sowie weiterer Vor-
schriften soll das Waffengesetz den Verwaltungsver-
fahrensgesetzen angepaßt werden. Auf den neuen 
§ 46 a (Artikel 1 Nr. 34) und die Begründung zu dieser 
Vorschrift wird verwiesen. Nach dem Entwurf sollen 
die Vorschriften über inhaltliche Beschränkungen, 
Nebenbestimmungen und Anordnungen an einer 
Stelle zusammengefaßt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 12) 

Die Neufassung des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 und des 
Absatzes 2 Satz 2 Nr. 1 unterstellt Handfeuerwaffen 
mit einer Bewegungsenergie von nicht mehr als 7,5 J 
der Buchführungspflicht. Der Erwerb und Besitz die-
ser Waffen ist bereits durch Artikel 4 Abs. 2 des Ände-
rungsgesetzes vom 4. März 1976 und durch die Erste 
Verordnung zum Waffengesetz vom 24. Mai 1976 (§ 2 
Abs. 4) der Erlaubnispflicht unterstellt worden, so daß 
diese Waffen auch der Buchführungspflicht unterlie-
gen müssen. 

Neben CO2-Waffen sollen auch andere Treibgaswaf-
fen mit einer geringen Geschoßenergie von der Buch-
führungspflicht ausgenommen werden. Es handelt 
sich dabei um neuere waffentechnische Entwicklun-
gen; die Waffen verwenden zum Antrieb Treibgase, 

die relativ niedrige Geschoßgeschwindigkeiten reali-
sieren. 

Nach heutigen Erkenntnissen ist die Bewegungsener-
gie der Geschosse (7,5 J) für die Gefährlichkeit einer 
Schußwaffe nicht allein entscheidend; daneben ist der 
Querschnitt eines Geschosses von wesentlichem Ein-
fluß. Bei gleicher Bewegungsenergie sind die Ge-
schosse umso gefährlicher, je kleiner der Querschnitt 
ist. Es erscheint daher insbesondere für größere Ge-
schoßquerschnitte notwendig, die 7,5 J-Grenze zu 
modifizieren. Der Wert von 10 J/cm 2  wird von der 
Gerichtsmedizin als Grenzwert für ein Aufreißen der 
Haut bei Geschossen mit gerundetem Kopf angege-
ben. Geschosse größeren Durchmessers, die diesen 
Grenzwert einhalten, können als wesentlich unge-
fährlicher eingestuft werden als Geschosse kleineren 
Durchmessers mit einer Bewegungsenergie von 7,5 J. 
Die Ergänzung des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 trägt die-
sen Gegebenheiten Rechnung. 

Die Pflicht zur Führung des Waffenherstellungsbu-
ches trifft — wie bisher — nur den Waffenhersteller. 
Der Begriff „herstellt" in § 12 Abs. 1 umfaßt also nicht 
den Büchsenmacher, der Schußwaffen nur bearbeitet 
oder instandsetzt. 

Die Neufassung des § 12 verzichtet auf die Vorschrif-
ten über das Munitionshandelsbuch (§ 12 Abs. 3 
WaffG) und die Definition der Bewegungsenergie 
(§ 12 Abs. 4 WaffG). Das im Jahre 1972 eingeführte 
Munitionshandelsbuch hat die an seine Einführung 
geknüpften Erwartungen nicht erfüllt. Nach den kri-
minalpolizeilichen Erfahrungen sind seit Bestehen 
des Gesetzes keine Fälle bekanntgeworden, in denen 
Straftaten mit Hilfe des Munitionshandelsbuches auf-
geklärt worden sind. In das Munitionshandelsbuch 
werden bisher neben den Angaben über den Herstel-
ler der Name des Erwerbers und dessen Erwerbsbe-
rechtigung eingetragen. Mit seiner Hilfe kann jedoch 
die Herkunft der Patronen nicht ermittelt werden. 
Eine Kennzeichnung jeder einzelnen Patrone mit ei-
ner Herstellungsnummer ist aus technischen Gründen 
nicht möglich. Gleichwohl wird die Beibehaltung des 
Munitionshandelsbuches aus präventiven Gründen 
teilweise gefordert. Es entspricht jedoch der Erfah-
rung, daß potentielle Straftäter sich die erforderliche 
Munition nicht über eine Munitionserwerbsberechti-
gung beschaffen. Deshalb ist der Wegfall des Muni-
tionshandelsbuches nach § 12 Abs. 3 WaffG gerecht-
fertigt. 

Der Wegfall der Definition für die Bewegungsenergie 
dient der Entlastung des Gesetzes; die Bestimmung 
kann in die allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
übernommen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 13) 

Zu Buchstaben a und c 

Die Streichungen resultieren aus dem Wegfall eines 
eigenständigen Begriffs der Einfuhr (vgl. Artikel 1 
Nr. 7 und die Begründung hierzu). 
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Zu Buchstaben b und d 

Die Streichung des Absatzes 2 über die Kennzeich-
nung von Schußwaffen mit einer geringen Bewe-
gungsenergie dient der Entlastung des Gesetzes. Im 
übrigen handelt es sich um Folgeänderungen. 

Zu Buchstabe e 

§ 13 Abs. 5 betrifft die Kennzeichnungspflicht von 
Schußwaffen, die sich an staatliche Stellen richtet; die 
Vorschrift kann im Gesetz gestrichen und in die All-
gemeine Verwaltungsvorschrift übernommen wer-
den. 

Zu Artikel 1 Nr. 13 (§§ 14 und 15) 

Durch die Aufhebung des § 14 sollen die Ausnahmen 
von der Kennzeichnungspflicht im Interesse einer fle-
xiblen Anpassung an technische und sonstige Ent-
wicklungen aus dem Gesetz gestrichen und die Mög-
lichkeit zur Regelung dieser Materie durch Rechtsver-
ordnung geschaffen werden. Die Ermächtigungen des 
§ 15 werden zur besseren Übersichtlichkeit in § 50 a 
(Artikel 1 Nr. 39) bzw. in § 46a (Artikel 1 Nr. 34) zu-
sammengefaßt. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 (Abschnitt III) 

Abschnitt III, der die Prüfung und Zulassung von 
Schußwaffen und Munition regelt, ist durch die mehr-
fachen Gesetzesänderungen unübersichtlich gewor-
den. Im Hinblick hierauf und im Interesse eines bes-
seren systematischen Aufbaues sieht der Entwurf eine 
völlige Neufassung dieses Abschnittes vor. Hierbei 
werden der weniger bedeutsame § 19 in eine Rechts-
verordnung verwiesen und die Rechtsverordnungser-
mächtigungen für Abschnitt III in § 26 konzentriert. 

Entgegen der Prüfempfehlung des Bundesrates (vgl. 
BT-Drucksache 10/1748 Anlage 2) beläßt es der Ent-
wurf hinsichtlich der Prüfung und Zulassung von 
Handfeuerwaffen und Einsteckläufen, von Schreck-
schuß-, Reizstoff- und Signalwaffen und von pyrotech-
nischer Munition (§§ 19, 20, 21) bei der Zuständigkeit 
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt bzw. der 
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung. 
Gründe der Einheitlichkeit und der Wirtschaftlichkeit 
der Durchführung dieser Prüfungen lassen diese Re-
gelung als notwendig erscheinen. Wegen der Gründe 
im einzelnen wird auf die Gegenäußerung der Bun-
desregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 
(BT-Drucksache 10/1748 Anlage 3) Bezug genom-
men. 

Zu § 16 

§ 16 entspricht in den Grundzügen der bisherigen 
Regelung der Beschußpflicht in § 16 Abs. 1 und 2 
WaffG. Mit der Neufassung wird im wesentlichen ei-
ner Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland 
aus dem Beschluß der Ständigen Internationalen 
Kommission für die Prüfung von Handfeuerwaffen 
(CIP) vom Juni 1982 entsprochen. Gegenüber dem 

geltenden Recht ergeben sich folgende Änderun-
gen: 

Neben den Austauschläufen werden in zunehmen-
dem Maße auch andere austauschbare Teile, insbe-
sondere für Jagd- und Sportwaffen gefertigt. Hierzu 
gehören austauschbare Verschlußvorrichtungen und 
sogenannte Austauschsysteme. Diese bestehen in der 
Regel aus Lauf, Verschluß und Patronenlager und bil-
den eine Einheit. Es erscheint folgerichtig, auch diese 
austauschbaren Teile hinsichtlich der Beschlußpflicht 
entsprechend dem CIP-Beschluß wie die Austausch-
läufe zu behandeln. Zum anderen ist es notwendig, 
bei der beg rifflichen Abgrenzung der austauschbaren 
wesentlichen Teile darauf abzustellen, ob zu ihrem 
Einbau in die Schußwaffe eine Nacharbeit durch ei-
nen Fachmann erforderlich ist. Die geltende Begriffs-
bestimmung, die auf die Verwendung von Hilfsmit-
teln (z. B. Schraubendreher) abstellt, ist kein präzises 
Abgrenzungskriterium und hat sich als wenig prakti-
kabel erwiesen. Im Hinblick auf die vergleichbare 
Sachlage bei den Austauschläufen müssen daher die 
anderen austauschbaren Teile einer gesonderten Be-
schußprüfung unterzogen werden. Die aus bereits be-
schossenen Teilen zusammengesetzte Waffe muß al-
lerdings einer Beschußprüfung unterworfen werden, 
wenn die Teile zur Einpassung einer Nacharbeit be-
dürfen, insbesondere unter Anwendung von Werk-
zeugen eingepaßt werden müssen (Absatz 1 Satz 2). 

Durch die Ergänzung des Absatzes 2 sollen auch 
Griffstücke für Handfeuer-Kurzwaffen (Pistolen und 
Revolver) in den Instandsetzungsbeschuß einbezogen 
werden. Das Griffstück einer Selbstladewaffe hat er-
heblichen Einfluß auf die Haltbarkeit und Handha-
bungssicherheit der gesamten Waffe. Wird nachträg-
lich ein fehlerhaftes Griffstück in die Waffe eingesetzt 
oder nicht fachgerecht eingepaßt, kann hierdurch die 
Sicherheit des Schützen gefährdet werden. Die Not-
wendigkeit der beabsichtigten Regelung wird da-
durch bestätigt, daß sich in einer Reihe von Fällen die 
Griffstücke bei der Beschußprüfung als nicht haltbar 
erwiesen haben. Die Ausnahmeregelung nach Ab-
satz 2 Satz 2 gilt nur, wenn die wesentlichen Teile der 
Schußwaffe mit dem für diese Waffen höchsten zuläs-
sigen Gasdruck beschossen worden sind ;  die letztere 
Einschränkung ist aus Gründen der Handhabungssi-
cherheit erforderlich. 

Zu § 17 

Die Neufassung entspricht — von wenigen Änderun-
gen abgesehen — im wesentlichen dem bisherigen 
§ 17 WaffG. Nicht aufgenommen wurde § 17 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b WaffG, der in den neuen § 57 Ein-
gang gefunden hat (Artikel 1 Nr. 47). 

Die neue Nummer 2 (bisher Nummer 1) wird für ge-
wisse wesentliche Teile ergänzt. Der Zulassungsbe-
hörde (PTB) sind in jüngster Zeit Signalgeräte zur 
Zulassung vorgelegt worden, bei denen ein wesentli-
cher druckbeanspruchter Teil zum einmaligen Ge-
brauch bestimmt ist, der jedoch wegen der Abmes-
sungen der Antriebskartuschen nicht von der Be-
schußpflicht befreit ist. Eine Einzelbeschußprüfung 
dieser Waffenteile wäre wenig sinnvoll, weil diese 
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Teile nur für ein einmaliges Abfeuern haltbar sind. 
Andererseits erscheint eine Prüfung dieser Teile auf 
Haltbarkeit und Funktionssicherheit zum Schutz des 
Schützen geboten. Im Hinblick auf die Zweckbestim-
mung dieser Waffenteile (einmaliger Gebrauch) und 
mit Rücksicht darauf, daß die in diesen Waffen ver-
wendete Munition einen nur geringen Gasdruck ent-
wickelt, erscheint es sinnvoll, sie in die Bauartprüfung 
und -zulassung nach § 20 E — bisher § 22 WaffG — 
einzubeziehen. Hinsichtlich der übrigen Waffenteile, 
die für eine mehrfache Verwendung bestimmt sind, 
z. B. des Griffstücks, verbleibt es bei der Einzelbe-
schußprüfung. Die vorgesehene Ergänzung des § 17 
Abs. 1 Nr. 2 und des § 20 Abs. 3 dient diesem 
Zweck. 

Die Ausnahme nach Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe a soll 
auf Waffen für Forschungszwecke erstreckt werden, 
die in wissenschaftlichen Einrichtungen verwendet 
werden. Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe c nimmt ferner 
Handfeuerwaffen von der Beschußpflicht aus, die zum 
Zwecke der Durchfuhr in ein offenes Zollager ver-
bracht werden. Bei diesen Lagern handelt es sich um 
private Zollager, deren Bestandsveränderungen le-
diglich buchmäßig zollamtlich überwacht werden. 
Der Betrieb derartiger Lager wird nur Personen bewil-
ligt, die ordnungsgemäß kaufmännische Bücher füh-
ren, regelmäßig Abschlüsse machen und nach Kennt-
nis der Zollverwaltung vertrauenswürdig sind (§ 42 
ZollG). Im Hinblick auf die buchmäßige Kontrolle er-
hält die Zollbehörde in jedem Falle Kenntnis von et-
waigen Entnahmen aus dem Lager. Im Interesse einer 
Kontrolle ist vorgesehen, daß die Zollbehörde die für 
den Lagerinhaber zuständige Waffenrechtsbehörde 
über Art und Zahl der entnommenen Waffen unter-
richtet und gegebenenfalls erforderliche Maßnahmen 
von der letzteren veranlaßt werden. 

Die abweichende Fassung des Absatzes 1 Nr. 4 ist in 
seinem ersten Teil durch die Erweiterung der Be-
schußpflicht in § 16 Abs. 1 bedingt. Da fertige wesent-
liche Teile von Schußwaffen nunmehr der Beschuß-
pflicht unterliegen, muß eine Ausnahme hiervon inso-
weit vorgesehen werden, als sich die Teile, zu deren 
Einpassung eine Nacharbeit nicht erforderlich ist, 
noch im Fertigungsprozeß befinden. Hierunter fällt 
sowohl die Zusammensetzung der Waffe im Herstel-
lungsbetrieb als auch die Zulieferung von Teilen an 
einen anderen Herstellungsbetrieb. Auf Grund der 
Gleichstellungsregelung nach § 3 Abs. 3 könnte fer-
ner die Auffassung vertreten werden, daß auch vorge-
arbeitete wesentliche Teile sowie Laufrohlinge der 
Beschußpflicht unterliegen. Diese Konsequenz ist 
nicht gewollt. Der Beschuß dieser noch unfertigen 
Teile würde in der Praxis zu erheblichen technischen 
Schwierigkeiten führen und wäre auch sicherheits-
technisch bedenklich. Die vorgesehene Ergänzung 
des Absatzes 1 Nr. 4 nimmt daher die vorgearbeiteten 
Teile ausdrücklich von der Beschußpflicht aus. 

Zu § 18 

Die Vorschrift ist aus § 18 WaffG übernommen wor-
den. Der Begriff der Handhabungssicherheit (Ab-
satz 1 Nr. 2) soll durch den Begriff der Funktionssi-
cherheit ersetzt werden. Hierdurch werden die inner- 

staatlichen Beschußvorschriften dem Sprachgebrauch 
bereits gefaßter Beschlüsse der Ständigen Internatio-
nalen Kommission für die Prüfung der Handfeuerwaf-
fen (CIP) angepaßt; eine wesentliche inhaltliche An-
derung der Beschußpflicht tritt hierdurch nicht ein. 

Zu § 19 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem bishe-
rigen § 21 WaffG. Die abweichende Fassung des Ab-
satzes 1 Nr. 3 bezweckt eine klarere Abgrenzung zum 
Anwendungsbereich des Sprengstoffgesetzes. Bei 
den Handfeuerwaffen nach § 19 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
braucht der Grenzwert von 7,5 J — abweichend von 
der Regelung nach § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 — nicht 
durch den Geschoßdurchmesser modifiziert zu wer-
den. Es handelt sich hier um kleinkalibrige Schußwaf-
fen, die den Durchmesser von 10 mm nicht errei-
chen. 

Der Wegfall des § 21 Abs. 5 WaffG an dieser Stelle 
dient der Konzentration gleichartiger Vorschriften an 
einer Gesetzesstelle und einer Anpassung an die Ver-
waltungsverfahrensgesetze. Auf die Begründung zu 
Artikel 1 Nr. 34 wird verwiesen. 

Zu § 20 

Die Vorschrift entspricht im Grundsatz dem bisheri-
gen § 22 WaffG. Sie sieht jedoch gegenüber der gel-
tenden Fassung folgende Änderungen vor: Mit der 
Neufassung des Absatzes 1 wird die Zulassungs-
pflicht auf zwei Gerätearten erweitert. Die Waffenin-
dustrie hat in der Vergangenheit Signalgeräte zum 
Verschießen von Signalpatronen im Kaliber von mehr 
als 12 mm entwickelt, die kein Patronen- oder Kartu-
schenlager besitzen. Diese Geräte sind z. Z. nicht zu-
lassungspflichtig und deshalb auch nicht von der Waf-
fenbesitzkartenpflicht ausgenommen. Dies ist jedoch 
sicherheitspolizeilich unbedenk lich, sofern die Geräte 
in einem Zulassungsverfahren auf Veränderbarkeit 
überprüft worden sind. Die mechanische Wirkung der 
Geschosse ist nur mit erheblichem Aufwand größer als 
die der Geschosse, die aus nach § 22 WaffG zugelas-
senen Waffen verschossen werden. Das Gerät kann 
außerdem wegen des fehlenden Patronen- oder Kar-
tuschenlagers nur mit erheblichem Aufwand in eine 
scharfe Schußwaffe umgeändert werden. Die Ergän-
zung des Absatzes 1 bezieht deshalb diese Geräte in 
die Zulassungspflicht ein. 

Die Einbeziehung der zweiten Gerätegruppe — der 
Zusatzgeräte — in die Zulassungspflicht hat sich aus 
Sicherheitsgründen als notwendig erwiesen. Von der 
Industrie werden Geräte in den Verkehr gebracht, die 
es erst ermöglichen, insbesondere aus Schreckschuß-
oder Reizstoffwaffen pyrotechnische Geschosse zu 
verschießen und diese damit erst zu einer Signalwaffe 
zu machen. Es handelt sich dabei z. B. um die soge-
nannten Zusatzläufe (Abschufibecher) oder um Mehr-
ladevorrichtungen. Die Zusatzläufe wurden bisher, da 
sie immer nur für ein bestimmtes Waffenmodell gefer-
tigt wurden, als zu diesem gehörig betrachtet und in 
der Anlage der entsprechenden Zulassung aufgeführt 
und beschrieben, ohne daß die Anbringung des Zulas-
sungszeichens verlangt wurde. In jüngster Zeit wer- 
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den jedoch auch Mehrladeeinrichtungen für pyro-
technische Geschosse mit Leuchtsatz gefertigt, deren 
Verwendung nicht an eine bestimmte Waffe gebun-
den ist. Durch solche Vorrichtungen kann die Hand-
habungssicherheit der Waffen in unzulässiger Weise 
beeinträchtigt werden. Es ist deshalb gerechtfertigt, 
diese Zusatzgeräte ebenfalls einer behördlichen Prü-
fung zu unterziehen. 

Die vorgesehene Neufassung des Absatzes 2 be-
zweckt eine Korrektur und Präzisierung der Versa-
gungsgründe. Die bisherige Formulierung in Num-
mer 1 „vorgeladene Geschosse" läßt offen, ob der fe-
ste Körper auch in der Hülse stecken kann, wie bei 
Patronenmunition üblich. Zum anderen bezieht sich 
Absatz 2 nur auf Geschosse, d. h. auf feste Körper, die 
zum Verschießen aus Schußwaffen bestimmt sind. 

Der Versagungsgrund nach dem bisherigen § 22 
Abs. 2 Nr. 2 WaffG beinhaltet eine unnötige Ein-
schränkung auf einen bestimmten Durchmesser. Die 
Wirkung von Geschossen ist aber wechselseitig so-
wohl vom Durchmesser als auch von der Energie ab-
hängig. Es ist daher einsichtig, daß Geschosse kleine-
ren Durchmessers mit entsprechend niedrigerer Ener-
gie keine größere Wirkung besitzen als solche von 
7 mm Durchmesser und einer Bewegungsenergie von 
7,5 J. Der Bezug auf 7 mm Durchmesser in Absatz 2 
Nr. 1 stellt einen notwendigen Kompromiß dar. Ohne 
diesen Bezug stellen Geschosse von kleinem Durch-
messer eine nicht vertretbare Gefahr dar. Es ist inzwi-
schen bekannt, daß Geschosse von 4 mm bis 4,5 mm 
Durchmesser unter ungünstigen Bedingungen sehr 
wohl Verletzungen mit Todesfolge hervorrufen kön-
nen. Eine Begrenzung auf 10 J/cm 2  bei diesen Waffen 
— wie im Falle des § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 — die nicht 
zum Verschießen von Geschossen bestimmt sind, er-
scheint nicht angebracht. Nach gerichtsmedizini-
schen Feststellungen werden bei einer solchen Be-
grenzung nur Hämatome hervorgerufen. Es stände 
sonst zu befürchten, daß die Funktionsfähigkeit als 
Schreckschuß-, Reizstoff- und Signalwaffe beein-
trächtigt würde. 

Wegen der Ergänzung des Absatzes 3 wird auf die 
Begründung zu § 17 Abs. 1 Nr. 2 Bezug genommen. 

Der Wegfall des § 22 Abs. 5 WaffG dient der Anpas-
sung an die Verwaltungsverfahrensgesetze (vgl. Arti-
kel 1 Nr. 34). 

Zu § 21 

Die Vorschrift entspricht — von geringfügigen redak-
tionellen Änderungen abgesehen — dem bisherigen 
§ 23 WaffG. Der Verzicht auf den § 23 Abs. 3 und 5 
WaffG ist durch die Zusammenfassung der Ausnah-
mevorschriften bedingt (vgl. § 57) bzw. dient der An-
passung an die Verwaltungsverfahrensgesetze (vgl. 
Artikel 1 Nr. 34). 

Zu § 22 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 25 in der 
Fassung des Zweiten Änderungsgesetzes. Die Aus- 
nahme nach Absatz 2 Nr. 2 wurde — wie in § 17 — auf 

Schußwaffen für Forschungszwecke erstreckt. Die 
Nichtaufnahme des bisherigen § 25 Abs. 4 Nr. 2 
WaffG ist durch die Zusammenfassung der Ausnah-
mevorschriften bedingt (vgl. § 57). 

Zu §23 

Die Vorschrift faßt den § 16 Abs. 3 und § 24 WaffG aus 
systematischen Gründen an einer Stelle zusammen. 
Die Neufassung berücksichtigt die Einbeziehung der 
durch § 16 der Beschußpflicht neu unterworfenen Ge-
genstände. 

Zu § 24 

Die Vorschrift faßt die in dem § 21 Abs. 6, § 22 Abs. 4, 
§ 23 Abs. 4 und § 25 Abs. 6 WaffG enthaltenen Er-
mächtigungen zur Erteilung von Ausnahmen von der 
Zulassungspflicht an einer Stelle zusammen. Im Inter-
esse der Vereinheitlichung ist dabei auf die beispiel-
hafte Aufführung des Verbringens aus dem Geltungs-
bereich des Gesetzes im bisherigen § 22 Abs. 4 ver-
zichtet worden; eine materielle Änderung tritt hier-
durch nicht ein. 

Zu § 26 

§ 26 faßt die beschußrechtlichen Ermächtigungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen der bisherigen 
§§ 20, 25 Abs. 3 und § 26 WaffG im Interesse einer 
besseren Übersicht an einer Stelle zusammen. Gegen-
über dem geltenden Recht sieht die Vorschrift fol-
gende Änderungen vor: Die Ergänzung des Absat-
zes 1 Nummer 6 steht im Zusammenhang mit der Er-
weiterung der Beschußpflicht für wesentliche Teile 
von Handfeuerwaffen (§ 16 Abs. 1). Die genannte 
Vorschrift basiert auf dem Stand der derzeitigen Waf-
fentechnik, wonach in aller Regel der Einbau wesent-
licher Teile in eine Waffe eine gewisse Nacharbeit 
erfordert. Die Verwendung maschineller Geräte bei 
der Waffenfertigung ermöglicht jedoch in zunehmen-
dem Maße eine präzisere Fertigung der Einzelteile, so 
daß diese mehr und mehr ohne handwerkliche Nach-
arbeit zusammengesetzt werden können. Die Erwei-
terung der Ermächtigung soll dieser Entwicklung 
Rechnung tragen. 

Die Neufassung des Absatzes 2 Nr. 3, 4 und 6 Buch-
stabe c bezweckt eine Änderung der Zuständigkeit 
für die durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Waffengesetzes eingeführten und auf einem Beschluß 
der CIP beruhenden periodischen Kontrollen für 
Schußapparate und Einsteckläufe. Die Zuständigkeit 
für diese Prüfungen soll der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt übertragen werden, die für die Zulas-
sung dieser Gegenstände bereits zuständig ist. Da nur 
fünf Bundesländer über eigene Beschußämter verfü-
gen, können die in anderen Bundesländern ansässi-
gen Hersteller und Importeure nicht ohne weiteres 
von diesen Ländern zur Durchführung von Wiederho-
lungsprüfungen verpflichtet werden; hierzu bedürfte 
es vielmehr eines besonderen Abkommens zwischen 
den Ländern. Außerdem ist es von der Sache her ge-
boten, die Prüfungen von der Stelle vornehmen zu 
lassen, die auch die Zulassung ausgesprochen hat. 

 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/1556  

Um den Verwaltungsaufwand bei der Physikalisch

--

Technischen Bundesanstalt möglichst gering zu hal-
ten, sollen die Hersteller und Importeure verpflichtet 
werden, Prüfstücke in der erforderlichen Anzahl bei 
der Behörde einzureichen. 

Die Ermächtigung in Absatz 2 Nr. 6 Buchstabe f hin-
sichtlich des Nachweises über die Durchführung von 
Wiederholungsprüfungen wird in der Neufassung 
konkretisiert (Unterhaltung entsprechender Einrich-
tungen). Für Schuliapparate, deren Bauart in einem 
anderen CIP-Mitgliedstaat zugelassen ist, wird 
zwecks Nachprüfung die Vorlage einer Gebrauchsan-
weisung vorgeschrieben. Diese Vorlagepflicht er-
gänzt die von einem CIP-Mitgliedstaat erteilten Bau-
artzulassungen; die Prüfung der Gebrauchsanwei-
sung wird bereits nach bisherigem Recht im Rahmen 
des Zulassungsverfahrens vorgenommen. 

Der neue Absatz 5 soll den Anforderungen des Ver-
fassungsrechts an gesetzliche Bezugnahmen auf Nor-
men, die nicht von staatlichen Stellen erlassen worden 
sind, Rechnung tragen. Die Vorschrift dient — einem 
im Bereich des technischen Rechts immer mehr geüb-
ten Brauch entsprechend — der Vereinfachung der 
Rechtsetzung. Auch im Bereich des Waffenrechts wer-
den technische Regeln durch nicht staatliche Institu-
tionen, z. B. den Normenausschuß, ausgearbeitet. Ab-
satz 5 ermöglicht es, auf Veröffentlichungen dieser 
sachverständigen Stellen in verfassungsrechtlich 
zweifelsfreier Weise zu verweisen. Aus rechtsstaatli-
chen Gründen darf allerdings nur starr, d. h. auf eine 
zeitlich fixierte Fassung der technischen Regel ver-
wiesen werden, da sonst der Inhalt der Rechtsvor-
schrift zur Disposition der regelsetzenden nichtstaatli-
chen Stelle stünde. Die Regel muß außerdem allge-
mein und ohne Schwierigkeiten zugänglich sein. 
Durch den neuen Absatz 5 soll der Verordnungsgeber 
an den Grundsatz der starren Verweisung gebunden 
und dem Grundsatz ausreichender Publizität der in 
bezug genommenen technischen Regeln durch die 
Verpflichtung zur Angabe ihrer Bezugsquelle Rech-
nung getragen werden. Die Vorschrift ist § 7 Abs. 2 
BImSchG nachgebildet. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 27) 

Zu Buchstaben a und c 

Die Neufassung des Absatzes 1 und die gleichzeitige 
Streichung des Absatzes 4 soll das Gesetz von Detail-
regelungen entlasten und redaktionell vereinfachen. 
Die Art der Berechtigungsnachweise und die behörd-
lichen Mitteilungspflichten können in einer Rechts-
verordnung geregelt werden. In Absatz 1 wird an-
stelle der bisherigen Regelung von den Einfuhrbetei-
ligten nur verlangt, die Urkunden vorzulegen, aus 
denen sich die Erwerbs- bzw. Besitzberechtigung des 
Beteiligten ergibt. Diese Fassung konkretisiert einer-
seits die Pflichten des Einfuhrbeteiligten und stellt 
andererseits klar, daß die Beurteilung des vorgelegten 
Berechtigungspapiers von der Zollbehörde vorzuneh-
men ist. 

Zu Buchstabe b 

Die Anderung in Absatz 3 Nr. 1 Buchstabe a resultiert 
aus der Einführung der Begriffsbestimmung für Kurz

--

und Langwaffen (vgl. Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b). 
Die Anderung der Bezugnahme ist eine Folge der 
Streichung des Absatzes 4. 

Durch die Ergänzung des Absatzes 3 Nr. 1 Buch-
stabe b werden bestimmte Veranstaltungen im Sinne 
des Titels IV der Gewerbeordnung von der Nach-
weispflicht ausgenommen. Beschicker von Waff en

-

messen und -ausstellungen sollen in gleicher Weise 
wie Teilnehmer an Sammlerveranstaltungen von der 
Pflicht zum Nachweis der Besitzberechtigung beim 
Verbringen in den Geltungsbereich des Gesetzes be-
freit werden, sofern sie die Waffen nach Durchfüh-
rung der Veranstaltung wieder aus dem Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes verbringen. Mit der vorgesehe-
nen Ergänzung wird eine Unklarheit beseitigt, die 
sich in letzter Zeit bei der Anwendung des Gesetzes 
ergeben hat. 

Die Ausnahmeregelung nach Absatz 3 Nr. 2 Buch-
stabe b soll um Angehörige der Streitkräfte und der 
Polizei fremder Staaten erweitert werden, soweit 
diese Personen Schußwaffen kurzzeitig zur Teil-
nahme an Ausbildungs- oder Übungsveranstaltungen 
in den Geltungsbereich des Gesetzes mitbringen. Es 
erscheint sicherheitspolizeilich unbedenklich, dieser 
Personengruppe vorübergehend das Mitbringen ihrer 
Schußwaffen zu gestatten. Durch die Zugehörigkeit 
zu den Streitkräften oder zur Polizei und durch die 
Einladung seitens der Bundeswehr oder der jeweili-
gen bundes- oder landespolizeilichen Stellen ist ein 
Mißbrauch dieser Vergünstigung nicht zu besorgen. 

Die Neufassung des mit „sofern" beginnenden Satz-
teiles bezweckt lediglich eine redaktionelle Vereinfa-
chung. 

Zu Buchstabe d 

Die Anderungen resultieren aus dem Wegfall des Be-
griffs der Einfuhr (vgl. Artikel 1 Nr. 7 und die Begrün-
dung hierzu). 

Zu Artikel 1 Nr. 16 (§ 28) 

Aus Sicherheitsgründen ist erwogen worden, die 
Sportschützen-Waffenbesitzkarte auf den Erwerb und 
Besitz einer bestimmten Anzahl von Langwaffen zu 
beschränken. Eine Umfrage bei den Ländern hat je-
doch ergeben, daß die Sportschützen die nach § 28 
Abs. 2 des Gesetzes gegebene Möglichkeit eines zah-
lenmäßig unbeschränkten Erwerbs von Einzelladern 
im allgemeinen nicht mißbräuchlich ausnutzen. Nur 
in wenigen Fällen haben Sportschützen mehr als zehn 
Einzelladerlangwaffen erworben. 

Bei dieser Sachlage bedarf es insoweit keiner zusätz-
lichen gesetzlichen Beschränkung. 

 



Drucksache 11/1556 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Zu Buchstabe a 

Die Streichung des Absatzes 1 Satz 5 bezweckt eine 
Anpassung an das Verwaltungsverfahrensgesetz. Auf 
die Begründung zu Artikel 1 Nr. 34 wird verwiesen. 
Der neue Absatz 1 Satz 5 entspricht dem bisherigen 
§ 28 Abs. 6 WaffG; die Umstellung beruht auf rechts-
systematischen Überlegungen. 

Zu Buchstabe b 

Die Neufassung des Absatzes 2 Satz 1 (Buchstabe b 
Doppelbuchstabe aa) bezweckt die Erstreckung der 
Waffenbesitzkarten für Sportschützen auf lange Re-
petierwaffen. Nach den Schießdisziplinen mehrerer 
schießsportlicher Organisationen werden neben Ein-
zelladerwaffen auch diese Waffen zum sportlichen 
Schießen verwendet. In den Sportordnungen dieser 
Schießsportverbände ist das Schießen mit Repetier-
langwaffen vorgeschrieben bzw. zugelassen. Auch 
soweit sich der Deutsche Schützenbund und dessen 
Mitglieder an internationalen schießsportlichen Ver-
anstaltungen beteiligen, erlauben die Regeln der In-
ternationalen Schützenunion (UIT) die Verwendung 
von Repetierlangwaffen. 

Die Befürchtung, daß die Inhaber einer Sportschüt-
zen-Waffenbesitzkarte die ihnen eingeräumte Ver-
günstigung mißbräuchlich ausnutzen werden, ist 
nach den gesammelten Erfahrungen beim Erwerb von 
Einzelladerwaffen durch Sportschützen nicht begrün-
det. Die Regelung dient der Verwaltungsvereinfa-
chung und befreit die Antragsteller von der wieder-
holten Einholung von Erlaubnissen. Außerdem wer-
den die derzeit bestehenden Abgrenzungsprobleme 
zwischen Einzellader- und Mehrladewaffen ausge-
räumt. 

Die Streichung des Absatzes 2 Sätze 3 und 4 (Buch-
stabe b Doppelbuchstabe bb) dient der Anpassung an 
die Verwaltungsverfahrensgesetze. Die in Absatz 2 
Satz 4 zwingend vorgeschriebene alljährliche Vorlage 
einer Aufstellung über den Waffenbestand trägt den 
unterschiedlichen Verhältnissen der Erlaubnisinha-
ber nicht hinreichend Rechnung und verursacht einen 
teilweise vermeidbaren Verwaltungsaufwand. Die 
Vorlage einer entsprechenden Aufstellung kann die 
Erlaubnisbehörde auf Grund der Ermächtigung in 
§ 46 a Abs. 3 (Artikel 1 Nr. 34) verlangen, wobei die 
Umstände des Einzelfalles in flexibler Weise berück-
sichtigt werden können. 

Zu Buchstabe c 

Die Ergänzung in der Einleitung des Absatzes 4 dient 
der Klarstellung; die Ausnahmetatbestände nach Ab-
satz 4 befreien lediglich von der Erlaubnispflicht hin-
sichtlich des Erwerbs. 

Die Neufassung des Absatzes 4 Nr. 1 (Buchstabe c 
Doppelbuchstabe bb) bezieht auch den Vermächtnis-
nehmer und den durch eine Auflage Begünstigten in 
die für den Erben geltende Regelung mit ein. Der 
gesetzgeberische Grund — Berücksichtigung des An-
denkens an einen Verstorbenen — greift auch in die-
sen Fällen Platz. Darüber hinaus ist zu berücksichti

-

gen, daß Schußwaffen wegen der persönlichen Bezie-
hungen zur Waffe häufig Gegenstand eines Ver-
mächtnisses oder einer Auflage nach § 1940 BGB sind. 
Die Neufassung der Nummer 1 stellt im übrigen klar, 
daß in den Genuß des Erbenprivilegs nur Personen 
gelangen sollen, die eine Schußwaffe von einem 
rechtmäßigen Besitzer erworben haben. In der Ver-
gangenheit ist nicht selten versucht worden, Waffen, 
deren Herkunft ungeklärt ist, als Nachlaß zu legalisie-
ren. 

Die Neufassung des Absatzes 4 Nr. 3 (Buchstabe c 
Doppelbuchstabe cc) bezieht Personen in die Freistel-
lung von der Erlaubnispflicht ein, die — ohne Repara-
turbetriebe im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 1 WaffG zu 
unterhalten — Schußwaffen verschönern, z. B. brü-
nieren, vernickeln oder durch Gravuren verzieren. 
Die Befreiung tritt nur ein, wenn die Schußwaffe den 
genannten Personen von einem Berechtigten, insbe-
sondere einem Erlaubnisinhaber nach § 7 Abs. 1 oder 
§ 28 Abs. 1 WaffG nur vorübergehend überlassen 
wird. 

Die weitere Ergänzung der Nummer 3 soll Ausle-
gungsschwierigkeiten beseitigen. Wie im Falle der 
Beförderung einer Schußwaffe zu einem Berechtigten 
muß es auch zulässig sein, die Schußwaffe ohne be-
sondere Erlaubnis zu einer Schießstätte zu beför-
dern. 

Die Ergänzung des Absatzes 4 Nr. 5 (Buchstabe c 
Doppelbuchstabe dd) schließt Lücken, die bei der An-
wendung des Gesetzes auf Wasser-, Flug- und andere 
Sportler aufgetreten sind. Die Ergänzung in Absatz 4 
Nr. 5 Buchstabe a stellt sicher, daß auch die Mitglie-
der einer schießsportlichen Vereinigung zum Erwerb 
und zur Ausübung der tatsächlichen Gewalt über eine 
Schußwaffe keiner Waffenbesitzkarte bedürfen, wenn 
sie an einer schießsportlichen Veranstaltung außer-
halb der Schießstätte mit vereinseigenen Schußwaf-
fen teilnehmen und sie dabei den Weisungen bzw. der 
Aufsicht eines waffenrechtlich Berechtigten unterlie-
gen. Durch die vorgesehene Regelung in Nummer 5 
Buchstabe b werden die Signalwaffen bei den Boots-
eigentümern konzentriert und dadurch vermieden, 
daß wegen des vorübergehenden Bedürfnisses Er-
laubnisse an eine Vielzahl von Personen erteilt wer-
den. Sportboote werden nämlich häufig mit den dazu-
gehörigen Signalwaffen kurzzeitig an Sportler ver-
mietet. Ein vergleichbarer Effekt wird durch die in 
Nummer 5 für die verantwortlichen Führer von Luft-
fahrzeugen vorgesehene Ausnahmeregelung er-
reicht. In diesem Bereich befinden sich die erforderli-
chen Signalwaffen in aller Regel im Besitz der Luft-
fahrzeughalter, aber auch der Landeplatzhalter. Die 
Signalwaffen werden den Luftfahrzeugführern nur 
zur vorübergehenden Nutzung als Rettungsmittel in 
besonderen Gefahrensituationen ausgehändigt. Nach 
§ 21 der Betriebsordnung für Luftfahrtgerät (LuftBO) 
vom 4. März 1970 i. V. m. § 12 Abs. 2 der 1. DVO 
LuftBO vom 15. Juli 1970 müssen die Luftfahrzeuge 
bei Flügen über Wasser und über unerschlossenen 
Gebieten, bei denen mit einer Notlandung zu rechnen 
ist, mit den erforderlichen pyrotechnischen Signalmit-
teln ausgerüstet sein. Ein Bedürfnis zum Mitführen 
einer Signalwaffe besteht auch bei sonstigen Flügen 
über dem Hoheitsgebiet fremder Staaten und unter 
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Umständen bei Flügen innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Gesetzes, um damit bei Notlandungen auf 
die Unfallstelle aufmerksam zu machen. Unter die 
Freistellung nach Buchstabe b fallen auch die Fluglei-
ter von Landeplätzen, die nach §§ 4 und 5 Abs. 1 Nr. 6 
der Anlage 2 zu § 21 der Luftverkehrs-Ordnung zur 
Sicherheit des Luftverkehrs zum Einsatz von Signal-
mitteln verpflichtet sind. 

Schließlich werden Signalwaffen bei der Austragung 
sportlicher Wettkämpfe zur Abgabe von Startzeichen 
benötigt. Es erscheint unter Sicherheitsgesichtspunk-
ten unbedenklich, den Beauftragten dieser sportli-
chen Vereinigungen die Signalwaffen für die Zeit der 
Wettkämpfe unter den gleichen Bedingungen erlaub-
nisfrei zu überlassen, wie den Beauftragten der jagd-
lichen und schießsportlichen Vereinigungen. 

Die Änderung in Absatz 4 Nr. 7 (Buchstabe c Doppel-
buchstabe ee) resultiert aus der Einführung der Be-
griffsbestimmung für Kurz- und Langwaffen und für 
automatische Waffen (vgl. Artikel 1 Nr. 1 Buch-
stabe b). 

Zu Buchstabe d 

Ein wesentliches Ziel des vorliegenden Gesetzent-
wurfs ist es, die gesetzlichen Regelungen von Detail-
vorschriften zu entlasten. Absatz 5 Satz 1 und 2 und 
Absatz 7 betreffen Mitteilungs- und Anzeigepflich-
ten, die ebenso wirksam in einer Rechtsverordnung 
geregelt werden können. Die genannten Vorschriften 
sollen deshalb im Gesetz gestrichen und an ihrer 
Stelle eine Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsver-
ordnung aufgenommen werden (vgl. Artikel 1 Nr. 39). 
Absatz 6 ist nach Absatz 1 umgestellt worden. Ab-
satz 8 soll aus systematischen Gründen nach § 46 a 
übernommen werden (vgl. Artikel 1 Nr. 34). 

Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 29) 

Durch die Neufassung des § 29 sollen die Vorschriften 
über den Munitionserwerb gesetzestechnisch einf a

-

cher gestaltet und gewisse Erleichterungen geschaf-
fen werden. Bei der Anwendung des Gesetzes ist 
deutlich geworden, daß die Berechtigung zum Muni-
tionserwerb in der ganz überwiegenden Mehrzahl der 
Fälle in der Waffenbesitzkarte oder der Ersatzbeschei-
nigung eingetragen wird. Nur in Ausnahmefällen, 
z. B. bei Munitionssammlern und bei Sachverständi-
gen, besteht die Notwendigkeit, die Berechtigung in 
Form eines Munitionserwerbscheins auszustellen. Die 
Neufassung des § 29 trägt dieser Sachlage Rechnung; 
danach ist die Eintragung der Erwerbsberechtigung 
in die Waffenbesitzkarte als Regelfall (Absatz 2), die 
Erteilung eines Munitionserwerbscheins als Aus-
nahme (Absatz 3) ausgestaltet. 

Darüber hinaus beschränkt die geltende Regelung die 
Berechtigung zum Munitionserwerb in Form eines 
Vermerkes auf Inhaber von Waffenbesitzkarten, bei 
denen im Rahmen der Erlaubniserteilung das Bedürf-
nis nachgewiesen worden ist (§ 29 Abs. 4 WaffG). 
Hierunter fallen insbesondere nicht die Inhaber von 
Waffenbesitzkarten über angemeldeten Altbesitz 

(§ 59 Abs. 3 WaffG a. F., Artikel 2 Abs. 1 des Ände-
rungsgesetzes vom 4. März 1976) und auch Jagd-
scheininhaber. Die geltende Regelung hat dazu ge-
führt, daß sich diese Personen die Munition häufig auf 
andere Weise, z. B. auf Schießstätten, beschaffen. Um 
dieser Personengruppe, z. B. Sportschützen oder 
Landwirten, den legalen Erwerb von Munition nicht 
unverhältnismäßig zu erschweren, soll bei ihr auf eine 
Bedürfnisprüfung verzichtet und lediglich der Nach-
weis der erforderlichen Sachkunde im Umgang mit 
Schußwaffen gefordert werden (vgl. § 59 a Abs. 2 und 
die Begründung hierzu). Aus diesem Grunde werden 
die einschränkenden Bestimmungen in § 29 Abs. 4, 
§ 59 Abs. 3 WaffG sowie Artikel 2 Abs. 1 Satz 3 des 
Änderungsgesetzes aufgehoben. 

Die Bundesregierung hält die in der Stellungnahme 
des Bundesrates zu dem früheren Entwurf (BT-Druck-
sache 10/1748 S. 48) geltend gemachten hiergegen 
geäußerten sicherheitspolitischen Bedenken nicht für 
begründet. Nach ihrer Auffassung ist die bei dieser 
Personengruppe — vornehmlich Sportschützen, Win-
zer, Landwirte — durchgeführte Zuverlässigkeitsprü-
fung, verbunden mit dem in § 59 a Abs. 2 vorgesehe-
nen Sachkundenachweis, ein ausreichendes Korrek-
tiv, um eine mißbräuchliche Ausnutzung dieser Rege-
lung zu verhindern. Die Vorenthaltung der Erwerbs-
berechtigung für Munition dokumentiert ein nicht ge-
rechtfertigtes Mißtrauen gegenüber dieser im allge-
meinen gesetzestreuen Personengruppe. Darüber 
hinaus wird die von der Bundesregierung vorgese-
hene Regelung seit 1973 in einem Bundesland prak-
tisch bereits gehandhabt. Es liegen keine Erkennt-
nisse darüber vor, daß die Schußwaffenkriminalität in 
diesem Bundesland höher liegt als in den anderen 
Ländern. Es besteht deshalb kein zwingender Grund, 
von den Altbesitzern hinsichtlich der Munition einen 
Bedürfnisnachweis zu verlangen. 

Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 30) 

Zu Buchstabe a 

Die Ergänzung stellt klar, daß die Versagungsgründe 
des § 30 WaffG beim Erwerb von Munition nur im 
Falle des § 29 Abs. 3 zu prüfen sind. In den anderen 
Fällen des § 29 wird die Berechtigung zum Munitions-
erwerb ohne weitere Prüfung erteilt. 

Zu Buchstabe b 

Durch die Neufassung des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 soll 
die Vorschrift der verwaltungsgerichtlichen Recht-
sprechung angepaßt werden (vgl. BVerwG, Urteil 
vom 24. Juni 1975 in DOV 1975 S. 709). Bei dem Be-
dürfnis im Sinne dieser Vorschrift handelt es sich um 
einen unbestimmten Rechtsbegriff, dessen Vorliegen 
von der Behörde festzustellen ist. Vom Antragsteller 
kann nicht der Nachweis dieses Bedürfnisses, sondern 
nur die Angabe von Tatsachen verlangt werden, aus 
denen auf das Vorliegen eines Bedürfnisses geschlos-
sen werden kann. Dabei genügt eine Glaubhaftma-
chung der Tatsachen; ein Beweis im prozeßrechtli-
chen Sinne kann vom Antragsteller nicht gefordert 
werden. 
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Zu Buchstabe c 

Durch die Änderung des Absatzes 4 Satz 2 werden 
auch die Inhaber von Waffenscheinen in die periodi-
sche Zuverlässigkeitsprüfung nach § 30 Abs. 4 einbe-
zogen. Die Geltungsdauer dieser Berechtigungen 
wird nunmehr ebenfalls auf fünf Jahre befristet (Arti-
kel 1 Nr. 23 Buchstabe a). Die vorgeschlagene Rege-
lung bedeutet deshalb eine zeitliche Zusammenf as

-

sung  aller Waffenbesitzkarten- und Waffenscheinin-
haber bei der erneuten Zuverlässigkeitsprüfung und 
damit eine verwaltungsmäßige Vereinfachung. 

Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 31) 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Durchführungsvor-
schriften über die Sachkunde befindet sich nunmehr 
in § 50 a Abs. 1 Nr. 7 (vgl. Artikel 1 Nr. 39). 

Zu Artikel 1 Nr. 20 (§ 32) 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstaben aa bis bb 

Wegen der Ergänzung des Einleitungshalbsatzes 
(Buchstabe a bis aa) wird auf die Begründung zu Arti-
kel 1 Nr. 18 Buchstabe b verwiesen. 

Die Änderung des Absatzes 1 Nr. 1 (Buchstabe a Dop-
pelbuchstabe bb) ist durch die Einführung einer Be-
griffsbestimmung für Langwaffen bedingt (vgl. Arti-
kel 1 Nr. 1 Buchstabe b). 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstaben cc bis ee 

Der neugefaßte Absatz 1 Nr. 2 erweitert die Anerken-
nung eines Bedürfnisses für Sportschützen auf Repe-
tierlangwaffen. Die Regelung zieht die notwendige 
Schlußfolgerung aus der Erweiterung der Sportschüt-
zen-Waffenbesitzkarten auf Repetierlangwaffen; auf 
die Begründung zu der Neufassung des § 28 Abs. 2 
Satz 1 (Artikel 1 Nr. 16 Buchstabe b) wird verwiesen. 
Die unterschiedliche Fassung der Nummer 2 gegen-
über Absatz 1 Nr. 3 macht deutlich, daß Nummer 2 
auch auf nichtorganisierte Sportschützen anzuwen-
den ist. 

Der neu gefaßte Absatz 1 Nr. 3 und der angefügte 
Satz 2 entsprechen dem bisherigen Absatz 2 Nr. 3 
WaffG. Die Umstellung nach Absatz 1 beruht auf ge-
setzessystematischen Erwägungen. Die Neuregelung 
sieht eine gewisse Verschärfung für den Erwerb von 
Kurzwaffen und halbautomatischen Waffen durch die 
Mitglieder schießsportlicher Vereinigungen vor. Nach 
den Feststellungen der zuständigen Landesbehörden 
hat die Privilegierung des § 32 Abs. 2 Nr. 3 WaffG in 
der Praxis teilweise zu einer mißbräuchlichen Ausnut-
zung dieser Vergünstigung geführt. Es besteht der 
begründete Verdacht, daß die bestehenden waffen-
rechtlichen Vergünstigungen in einer Reihe von Fäl-
len wesentlich zur Bildung neuer schießsportlicher 
Vereinigungen beigetragen haben und daß die aus-
gestellten Bescheinigungen teilweise nicht den an sie 
zu stellenden Anforderungen entsprachen. Um derar-
tige Manipulationen künftig zu erschweren, sieht der 
Entwurf für die Inanspruchnahme der eingeräumten 

Vergünstigungen eine Verlängerung der Frist für die 
Zugehörigkeit zu der Vereinigung auf 18 Monate vor 
und verlangt außerdem die Zugehörigkeit der Verei-
nigung zu einem überörtlichen schießsportlichen Ver-
band. Außerdem sollen die Vereine verpflichtet wer-
den, ein Ausscheiden einzelner Mitglieder der zustän-
digen Behörde anzuzeigen (vgl. § 50 a Abs. 1 Nr. 9 
Buchstabe b). 

Die Beschränkung auf zwei Kurzwaffen befriedigt 
nicht alle Wünsche der ernsthaften Leistungssportler. 
In den Sportverbänden werden von den Pistolen-
schützen häufig bis zu fünf Disziplinen geschossen. Es 
ist deshalb beabsichtigt, den Leistungsschützen in 
schießsportlichen Vereinigungen unter Beachtung 
der sonstigen Voraussetzungen im Rahmen der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift für weitere Disziplinen 
jeweils eine Kurzwaffe zuzubilligen. 

Die bisher großzügige Anerkennung eines Bedürfnis-
ses für eine unbeschränkte Zahl von Selbstladelang-
waffen erscheint unter Berücksichtigung der her-
kömmlichen Zweckbestimmung dieser Waffen nicht 
gerechtfertigt. Es wird deshalb für den Erwerb dieser 
Waffen die gleiche zahlenmäßige Beschränkung wie 
bei Kurzwaffen eingeführt. Dabei wird die Regelung 
auf halbautomatische Waffen mit glatten Läufen be-
schränkt, da nur für solche Waffen ein Regelbedürfnis 
für sportliche Zwecke anzuerkennen ist. Halbautoma-
tische Schußwaffen mit gezogenen Läufen sind bei 
Sportschützen nicht allgemein verbreitet und als 
Sportwaffen nur von wenigen Schießsportvereinigun-
gen zugelassen. 

Zu Buchstabe b 

Bei der Neufassung des Absatzes 2 konnte auf die 
Tatbestände des § 32 Abs. 2 Nr. 1 und 2 WaffG ver-
zichtet werden. Nummer 1 ist teilweise gegenstands-
los, teilweise soll die Regelung in die 1. WaffV über-
nommen werden. Nummer 3 ist in modifizierter Form 
in Absatz 1 Nr. 3 aufgegangen. Die in Absatz 2 vorge-
sehene Neufassung präzisiert die für Jagdscheininha-
ber geltende Regelung; sie stellt klar, daß bei der 
Bedürfnisprüfung für diesen Personenkreis nur zwei 
Handfeuer-Kurzwaffen anzurechnen sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 33) 

Die Einführung einer Kurzdefinition für erlaubnis-
pflichtige Schußwaffen und Munition (Artikel 1 Nr. 4) 
ermöglicht in § 33 Abs. 1 eine gesetzestechnische 
Vereinfachung. In Anlehnung an die Regelung für 
erlaubnispflichtige Schußwaffen unterwirft der neue 
Absatz 1 folgerichtig auch die Ausübung der tatsäch-
lichen Gewalt über nicht erlaubnispflichtige Schuß-
waffen der für den Erwerb dieser Gegenstände gel-
tenden Regelung. Die Einbeziehung ist für die Fälle 
bedeutsam, in denen der Betroffene sich bereits im 
Besitz einer Schußwaffe befindet, z. B. beim Verbrin-
gen über die Zollgrenze. 
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Zu Artikel 1 Nr. 22 (§ 34) 

Zu Buchstabe a 

Die Einführung einer Kurzdefinition für erlaubnis-
pflichtige Schußwaffen und Munition (vgl. Artikel 1 
Nr. 4) gestattet es, Absatz 1 gesetzestechnisch einf a

-

cher zu fassen. Wer als „zum Erwerb berechtigt" an-
zusehen ist, ergibt sich aus der Zuordnung des jewei-
ligen Gegenstandes zu den erlaubnispflichtigen oder 
den erlaubnisfreien Waffen oder der entsprechenden 
Munition. 

Die Verpflichtung des § 34 Abs. 1 Satz 3 WaffG, Mu-
nition gewerbsmäßig nur in verschlossenen Packun-
gen zu überlassen, soll im Gesetz gestrichen und in 
modifizierter Form in die 1. WaffV übernommen wer-
den. 

Zu Buchstaben b und c 

Durch die Streichung der Absätze 2, 3 und 6 soll das 
Gesetz von Detailregelungen entlastet werden. Es 
handelt sich um Vorschriften über die Art des Nach-
weises der Erwerbsberechtigung und die Pflichten 
beim Überlassen von Schußwaffen, insbesondere den 
Umfang der Eintragungen in die Waffenbesitzkarte 
und den Ausnahmebescheid sowie die Rückgabe des 
letzteren. Diese Materie kann in einer Rechtsverord-
nung geregelt werden. 

Zu Buchstabe d 

Die Neufassung des Absatzes 5 (bisher Absatz 8) be-
zweckt eine Erweiterung in mehrfacher Hinsicht. Ein-
mal verpflichtet Absatz 5 Satz 1 nunmehr die Anbieter 
von erlaubnisfreien Schußwaffen und Munition sowie 
von Hieb- und Stoßwaffen zur Angabe des vorge-
schriebenen Mindestalters und die Anbieter verbote-
ner Gegenstände zur Angabe des Erfordernisses einer 
Ausnahmegenehmigung. Die Vorschriften des UWG 
über irreführende oder falsche Angaben in der Wer-
bung haben sich insoweit als wenig praktikabel er-
wiesen. Die Ergänzung ermöglicht den Waffenrechts-
behörden aufgrund des eindeutigen Gebots ein Vor-
gehen gegen einschlägige Werbepraktiken. Der An-
bieter wird durch Absatz 5 Satz 1 verpflichtet, dem 
Publikationsorgan gegenüber seine Personalien an-
zugeben und in der Anzeige auf das Erfordernis einer 
Erwerbserlaubnis — nach der jeweiligen Waffenart 
unterschieden — hinzuweisen. Hierbei ist der in den 
Nummern 1 bis 3 vorgeschriebene Text zu verwen-
den. 

Zum anderen sollen auch Personen, die Angebote für 
Schußwaffen oder Munition in Anzeigen oder Wer-
beschriften veröffentlichen, verpflichtet werden, auf 
die Mitveröffentlichung der dort bezeichneten Hin-
weise hinzuwirken. Die bisherige Regelung hat sich 
insoweit als lückenhaft erwiesen, insbesondere kann 
die Verpflichtung des bisherigen § 34 Abs. 8 WaffG 
gegen im Ausland ansässige Firmen nicht durchge-
setzt werden. Die in Artikel 5 GG garantierte Presse-
freiheit gilt auch für den Anzeigenteil von Druckwer-
ken (vgl. BVerfGE 21, 278ff.); die Pressefreiheit findet 
allerdings ihre Schranken in den Vorschriften der all

-

gemeinen Gesetze. Die Presse ist danach verpflichtet, 
Druckwerke von strafbarem Inhalt freizuhalten und 
Druckwerke strafbaren Inhalts nicht zu verbreiten. 
Nach der vorgesehenen Ergänzung hat daher das Pu-
blikationsorgan — vorwiegend Fachverlage — eine 
Prüfung der Anzeigen vorzunehmen, ob diese die in 
Absatz 5 Satz 1 geforderten Angaben enthalten. Das 
Publikationsorgan hat dabei lediglich zu prüfen, ob 
der Anbieter seine Personalien angegeben hat und ob 
die Anzeige einen der für die jeweilige Waffenart vor-
geschriebenen Hinweise enthält. Eine Prüfung der 
Anzeigen darauf, ob die Hinweise sachlich richtig 
oder bei Angeboten für mehrere Waffenkategorien 
richtig zugeordnet sind, wird von dem Publikationsor-
gan nicht gefordert. 

Die Neuregelung des Absatzes 5 Satz 3 läßt den Betei-
ligten schließlich die Wahl, ob in der Anzeige die Per-
sonalien des Inserenten angegeben oder ob bei Chif-
freanzeigen die Unterlagen hierüber von dem Publi-
kationsorgan ein Jahr lang aufbewahrt werden. Damit 
soll den Besorgnissen privater Waffenbesitzer Rech-
nung getragen werden, die in der öffentlichen Be-
kanntgabe ihrer Personalien i. V. m. dem Verkaufsan-
gebot einen sie gefährdenden Hinweis auf lohnende 
Diebstahlsobjekte für potentielle Straftäter erblicken. 
Im Falle des Absatzes 5 Satz 3 muß der Inserent seine 
Personalien nur dem Publikationsorgan bekanntge-
ben, wenn er der Veröffentlichung dieser Angaben 
widerspricht. 

Presserechtlich bestehen gegen die vorgesehene Be-
kanntgabe der Personalien des Anbieters an die Be-
hörde keine Bedenken. Das Zeugnisverweigerungs-
recht der Presse nach § 53 Abs. 1 Nr. 5 StPO ist hin-
sichtlich des Inhalts auf die für den redaktionellen Teil 
des periodischen Druckwerks bestimmten Beiträge, 
Unterlagen und Mitteilungen beschränkt. Damit ent-
fällt die entsprechende Sicherung für den Anzeige-
nteil der periodischen Druckwerke. Der Verleger ist 
daher rechtlich nicht gehindert, die ihm bekannten 
Personalien eines Inserenten der Behörde auf Verlan-
gen bekanntzugeben. 

Zu Artikel 1 Nr. 23 (§ 35) 

Zu Buchstabe a 

Die Geltungsdauer des Waffenscheins ist derzeit auf 
höchstens drei Jahre bef ristet. Diese Geltungsdauer 
erweist sich insbesondere bei Personen, die aus beruf-
lichen Gründen eine Schußwaffe führen müssen, häu-
fig als zu kurz. Durch die vorgesehene Verlängerung 
der Geltungsdauer auf fünf Jahre wird die Zahl der 
Erlaubnisverfahren verringert und zugleich der Tur-
nus für die Wiederholungsprüfung dem für die Waf-
fenbesitzkarte angeglichen (vgl. § 30 Abs. 4 WaffG). 
Damit werden sowohl Antragsteller als auch die Ver-
waltung von nicht unbedingt erforderlichem Aufwand 
entlastet. Da es sich um eine Höchstfrist handelt, kann 
die Geltungsdauer des Waffenscheins im Einzelfall 
kürzer bemessen werden, wenn das Bedürfnis nur für 
eine voraussehbare kürzere Zeit oder für bestimmte 
Anlässe besteht. 
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Zu Buchstabe b 

Die Streichung des Absatzes 2 Satz 3 bezweckt eine 
Anpassung an die Verwaltungsverfahrensgesetze. 
Auf Artikel 1 Nr. 34 und die Begründung hierzu wird 
verwiesen. 

Zu Buchstabe c 

Nach der derzeitigen Rechtslage bedürfen Führer von 
kleineren Sportbooten zusätzlich eines Waffen-
scheins, wenn sie eine erlaubnispflichtige Signalwaffe 
an Bord mitführen wollen. Die Rechtsprechung zum 
Begriff „Wohnung" verlangt nämlich, daß das Was-
serfahrzeug über Einrichtungen verfügen muß, die 
ein Wohnen auf dem Fahrzeug gestatten. Solche Ein-
richtungen sind nur bei größeren Sportbooten vorhan-
den. Ähnlich liegen die Verhältnisse beim Mitführen 
einer Signalwaffe in einem Luftfahrzeug. Es erscheint 
sicherheitspolizeilich unbedenklich, das Mitführen ei-
ner Signalwaffe an Bord von Sportbooten oder Luft-
fahrzeugen zu gestatten, ohne neben der Waffenbe-
sitzkarte einen Waffenschein zu verlangen. Die neue 
Nummer 2 (Buchstabe c-bb) trägt diesem Bedürfnis 
Rechnung. Schließlich erscheint es unbedenklich und 
dient der Vereinfachung, Bergsteigern für Notsitua-
tionen das zugriffsbereite Mitführen einer Signal-
waffe im Gebirge zu gestatten, ohne daß es hierzu 
eines Waffenscheines bedarf. 

Die Neufassung des Absatzes 4 Nr. 3 c (Buchstabe c 
Doppelbuchstabe cc) bezweckt, Sportschützen, die 
Schußwaffen zur Teilnahme an schießsportlichen 
Veranstaltungen mitführen, von dem Erfordernis ei-
nes Waffenscheins auszunehmen. Die Freistellung er-
streckt sich auf den Weg zu und von der Veranstal-
tung sowie auf Aufenthalte im Zusammenhang mit 
der Veranstaltung. Damit werden die Sportschützen 
der Sache nach den Jagdscheininhabern hinsichtlich 
der Waffenscheinpflicht gleichgestellt (§ 35 Abs. 4 
Nr. 2 Buchstabe a WaffG). Die Schußwaffen dürfen 
jedoch auf dem Weg zu und von der schießsportlichen 
Veranstaltung nur mitgeführt (befördert) werden, 
nicht dagegen schuß- und zugriffsbereit sein. 

Die Neufassung des Absatzes 4 Nr. 3 Buchstabe d hat 
nur redaktionelle Bedeutung. 

Zu Buchstabe d 

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Streichung 
des § 28 Abs. 5 Satz 1 WaffG. 

Zu Artikel 1 Nr. 24 (§ 36) 

Die Änderung sieht eine Erhöhung der Versiche-
rungssummen auf eine Million Deutsche Mark für 
Personenschäden und auf einhunderttausend Deut-
sche Mark für Sachschäden vor. Damit werden diese 
der Kostenentwicklung und im übrigen der vergleich-
baren Regelung in § 17 Abs. 1 Nr. 4 BJagdG ange-
paßt. 

Die Frage, unter welchen Voraussetzungen eine Ver

-

sicherung als angemessen anzusehen ist, einschließ

-

lich der Frage, inwieweit eine Versicherung bei einem 
Unternehmen mit Sitz in einem Staat außerhalb der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ausreicht, soll 
in der allgemeinen Verwaltungsvorschrift näher gere-
gelt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 25 (§ 37) 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstaben aa und bb 

Die Änderungen des Absatzes 1 Satz 1 (Buchstabe a 
Doppelbuchstaben aa und bb) resultieren aus dem 
Wegfall des Einfuhrbegriffes und der Einführung ei-
ner Begriffsbestimmung für vollautomatische bzw. 
halbautomatische Schußwaffen (vgl. die Begründung 
zu Artikel 1 Nr. 1 b und Nr. 7). 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 

Durch die Anfügung der Worte „oder war" in Num-
mer 1 Buchstabe e soll die Vorschrift weiterhin auf 
Schußwaffen anwendbar sein, die den Anschein voll-
automatischer Schußwaffen hervorrufen, welche in-
zwischen aus der Kriegswaffenliste gestrichen wor-
den sind. Durch die Verordnung zur Änderung kriegs-
waffenkontrollrechtlicher Vorschriften vom 3. Okto-
ber 1986 (BGBl. I S. 1625 — Nummer 29 der Kriegs-
waffenliste) sind militärische Handfeuerwaffen älterer 
Bauart aus der Kriegswaffenliste herausgenommen 
worden. Hierdurch hat sich die Gefährlichkeit und 
daraus folgend die Drohwirkung dieser Waffen nicht 
geändert; sie müssen deshalb weiterhin als Ver-
gleichswaffen für die Anscheinswaffen nach Num-
mer 1 Buchstabe e herangezogen werden. 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstaben dd und ee 

Die Änderungen nach Buchstabe a bis dd und ee sind 
vorwiegend redaktioneller Art. Die Einfügung des 
Wortes „Munition" in Absatz 1 Nr. 9 berücksichtigt 
die technische Entwicklung. Reizstoffe werden auch 
unmittelbar aus Kartuschen verschossen, die begriff-
lich der Munition zuzuordnen sind (vgl. § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 WaffG). 

Zu Buchstabe b 

Durch die Neufassung bzw. Anfügung des Absatzes 1 
Sätze 3 und 4 wird das Verbot der Anleitung zur Her-
stellung und des Vertriebs von Bestandteilen zur Her-
stellung von Molotow-Cocktails der strafrechtlichen 
Sanktionsnorm in § 53 angeglichen und das bisher in 
§ 58 Abs. 3 WaffG enthaltene Verbot für das Führen 
unbrauchbar gemachter vollautomatischer Schußwaf-
fen, die Kriegswaffen waren, und Gegenstände, die 
den Anschein einer solchen Waffe hervorrufen, aus 
systematischen Gründen nach § 37 übernommen. 

Zu Buchstabe c 

Die Streichung des § 37 Abs. 2 Nr. 1 WaffG ist durch 
die Zusammenfassung der Ausnahmevorschriften für 
die Bundeswehr etc. bedingt (vgl. § 57). Die Strei- 
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chung des § 37 Abs. 2 Nr. 3 WaffG steht in Zusam-
menhang mit der vorgesehenen Abgrenzung zwi-
schen Waffengesetz und Kriegswaffenkontrollgesetz 
(vgl. § 58 und die Begründung hierzu). 

Die Neufassung des Absatzes 3 berücksichtigt die 
einschlägige verwaltungsgerichtliche Rechtspre-
chung zu dieser Vorschrift. Danach handelt es sich bei 
§ 37 Abs. 1 WaffG um ein repressives Verbot, das die 
Herstellung, den Vertrieb, den Besitz etc. prinzipiell 
verhindern soll und von dem Ausnahmen nur in aty-
pischen Fällen zugelassen werden können, in denen 
aufgrund besonderer Umstände öffentliche Interessen 
der Ausübung tatsächlicher Gewalt über verbotene 
Gegenstände nicht entgegenstehen (vgl. BVerwG, 
Urteil vom 6. Dezember 1978, NJW 1979 S. 1563). Das 
Bundeskriminalamt hat in jedem Fa ll  zu prüfen, ob die 
Interessen des Antragstellers die öffentlichen Interes-
sen überwiegen. Dabei werden in dem neu gefaßten 
Absatz 3 Satz 2 neben dem Verbringen aus dem Gel-
tungsbereich des Gesetzes die Bestimmung der Ge-
genstände zu wissenschaftlichen oder Forschungs-
zwecken oder zur Erweiterung einer kulturhistorisch 
bedeutsamen Sammlung besonders genannt. 

Auf die Ermächtigung zur Erteilung von Auflagen 
nach § 37 Abs. 3 Sätze 2 und 3 WaffG kann im Hin-
blick auf das Verwaltungsverfahrensgesetz und auf 
§ 46a Abs. 2 (Artikel 1 Nr. 34) verzichtet werden. 

Durch die Neufassung des Absatzes 4 Nr. 1 wird der 
Vermächtnisnehmer und der durch eine Auflage Be-
günstigte dem Erben auch im Rahmen des § 37 WaffG 
gleichgestellt. Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 16 
Buchstabe c wird verwiesen. Nach der vorgesehenen 
Ergänzung des Absatzes 4 Nr. 1 wird ein Verbot nach 
Absatz 1 auch dann nicht wirksam, wenn die Verbots-
merkmale an der Waffe beseitigt werden. Dieser Fall 
kann insbesondere bei dem Verbot nach § 37 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe e WaffG praktische Bedeutung erlan-
gen. Ferner hat sich die bisherige Regelung des 
§ 37 Abs. 4 Nr. 1 WaffG, wonach die Stellung eines 
Ausnahmeantrages für das Nichtwirksamwerden des 
Verbotes bereits ausreicht, als nicht vertretbar erwie-
sen. Nach der Neufassung wird das Verbot dann wirk-
sam, wenn der Antrag abgelehnt und dem Antragstel-
ler diese Entscheidung mitgeteilt worden ist. Diese 
Wirkung kann durch die Einlegung von Rechtsmitteln 
nicht hinausgeschoben werden. 

Durch die Neufassung des Absatzes 4 Nr. 2 soll es 
dem Finder eines verbotenen Gegenstandes ermög-
licht werden, sich durch Ablieferung des Gegenstan-
des bei der Fundbehörde von der Notwendigkeit einer 
Ausnahmegenehmigung zu befreien. Die geltende 
Regelung — Überlassen an einen Berechtigten — hat 
in der Vergangenheit nicht immer eine befriedigende 
Lösung ermöglicht. 

Zu Buchstabe d 

Der bisherige Absatz 5 kann wegen der Zusammen-
fassung aller Vorschriften über Sicherstellung und 
Einziehung in § 48 (vgl. Artikel I Nr. 36) gestrichen 
werden. Der neue Absatz 5 räumt gewerblichen Un-
ternehmen die Befugnis ein, bei dem für sie zuständi-
gen Landeskriminalamt die Feststellung zu beantra

-

gen, ob ein Gegenstand, der von ihnen hergestellt 
oder in den Geltungsbereich des Gesetzes verbracht 
wird, unter eines der Verbote nach Absatz 1 oder un-
ter ein Verbot nach § 8 Abs. 1 der 1. WaffV fällt. Für 
die Einführung des vorgesehenen Feststellungsver-
fahrens besteht — wie die Erfahrungen gezeigt ha-
ben — ein dringendes Bedürfnis. Im Hinblick auf die 
grundsätzliche Zuständigkeit der Länder zum Vollzug 
des Gesetzes soll die Feststellung von den Landeskri-
minalämtern getroffen werden; um eine einheitliche 
Entscheidungspraxis für den gesamten Geltungsbe-
reich des Gesetzes zu gewährleisten, ist vorgeschrie-
ben, daß die Feststellung im Benehmen mit dem Bun-
deskriminalamt getroffen wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 26 (§ 38) 

Zu Buchstabe a 

Die Neufassung des Absatzes 1 Nr. 2 bezweckt eine 
Anpassung an die Vorschriften der Gewerbeordnung 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Ti-
tels IV und anderer Vorschriften der Gewerbeord-
nung vom 5. Juli 1976 (BGBl. I S. 1773). In materieller 
Hinsicht ergeben sich gegenüber der bisherigen Re-
gelung keine wesentlichen Unterschiede; der Ver-
trieb und das Überlassen auf Veranstaltungen, die 
nicht nach der Gewerbeordnung behördlich festge-
setzt worden sind (sogenannte Privatmärkte), werden 
von dem Verbot des § 38 Abs. 1 Nr. 1 WaffG erfaßt. 

Zu Buchstabe b 

Die Ergänzung stellt klar, daß es sich bei den Veran-
staltungen nach § 38 Abs. 1 Nr. 3 WaffG — wie bei 
den Veranstaltungen nach § 39 Abs. 1 — um öffentli-
che Veranstaltungen handelt. 

Zu Buchstabe c 

Die Streichung des Absatzes 2 Satz 2 dient der Anpas-
sung an die Verwaltungsverfahrensgesetze (vgl. die 
Begründung zu Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe b und zu 
Artikel 1 Nr. 34). 

Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 39) 

Zu Buchstabe a 

Durch die Neufassung des § 39 Abs. 1 WaffG wird das 
dort normierte Verbot in zweierlei Hinsicht erweitert: 
Einmal wird das Führen von Waffen auch auf den 
Anmarschwegen zu den genannten öffentlichen Ver-
anstaltungen verboten; zum anderen werden auch 
sonstige Gegenstände, die zur Verletzung von Perso-
nen oder zur Beschädigung von Sachen geeignet und 
bestimmt sind, in das Verbot einbezogen. Gebrauchs-
gegenstände wie Beile, Messer, Stangen, Fahrradket-
ten werden von dem Verbot nur erfaßt, wenn sie zur 
Verletzung von Personen oder zur Beschädigung von 
Sachen nicht nur objektiv geeignet, sondern von ih-
rem Träger auch subjektiv bestimmt sind. Dabei ist 
auf den erklärten oder erkannten Willen des Gewahr-
samsinhabers abzustellen. 
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Die Erweiterung des Verbots beruht auf folgenden 
Gründen: 

Nach polizeilichen Feststellungen und vielfältigen Er-
fahrungen werden in den letzten Jahren immer häufi-
ger Waffen und sonstige gefährliche Gegenstände, 
insbesondere in Fußballstadien und auf den An- und 
Abmarschwegen hierzu mitgeführt. Die polizeirechtli-
chen Bestimmungen der Länder erlauben zwar in der-
artigen Fällen eine Sicherstellung der mitgeführten 
Gegenstände; diese müssen jedoch nach Beendigung 
der Veranstaltung an die Betroffenen zurückgegeben 
werden, so daß sie von denselben Personen bei künf-
tigen Veranstaltungen häufig erneut mitgeführt wer-
den. Die Erweiterung des Verbots verfolgt daher das 
Ziel, mit Hilfe einer Strafvorschrift general- und spe-
zialpräventiv auf den betroffenen Personenkreis ein-
zuwirken. Die Strafbewehrung hat außerdem zur 
Folge, daß die mitgeführten Gegenstände im Strafver-
fahren eingezogen werden können. Diese Maßnahme 
kann für den Einzelfall abschreckend wirken und den 
Täter gegebenenfalls von der erneuten Beschaffung 
solcher Gegenstände abhalten. 

Die Neufassung des § 39 Abs. 1 bezweckt im übrigen 
eine genauere Abgrenzung gegenüber nicht einzube-
ziehenden Veranstaltungen. Auf Grund der gelten-
den Fassung sind insoweit wiederholt Zweifel und 
Unklarheiten aufgetreten. Durch die enumerative 
Aufzählung der öffentlichen Veranstaltungen, ver-
bunden mit dem Beg riff „ähnliche öffentliche Veran-
staltungen" wird der Anwendungsbereich des Verbo-
tes deutlicher gekennzeichnet. Das Verbot des § 39 
Abs. 1 gilt nicht für Versammlungen nach dem Ver-
sammlungsgesetz, auf die § 2 Abs. 3 VersG anzuwen-
den ist. Das Verbot ist jedoch inhaltlich der genannten 
Vorschrift nachgebildet. 

Zu Buchstabe b 

In der Verwaltungspraxis hat sich die Notwendigkeit 
ergeben, Ausnahmen von dem Verbot des § 39 Abs. 1 
für mehrere gleichartige Veranstaltungen und für 
eine größere Zahl von Teilnehmern an einer öffentli-
chen Veranstaltung zuzulassen. Dies trifft beispiels-
weise zu für das mit der Sicherung der Veranstaltung 
beauftragte Personal von Bewachungsunternehmen. 
Die vorgesehene Ergänzung ermöglicht die Erteilung 
von Ausnahmegenehmigungen auch in der Form ei-
ner Allgemeinverfügung. 

Zu Buchstabe c 

Die Streichung des Absatzes 4 dient der Anpassung 
an die Verwaltungsverfahrensgesetze. Auf die Be-
gründung zu Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe b und zu Arti-
kel 1 Nr. 34 wird verwiesen. Im übrigen handelt es 
sich um Folgeänderungen. 

Zu Buchstabe d 

Durch die Neufassung des § 39 Abs. 1 wird das Füh-
ren von Schußwaffen auch auf Schießstätten, Messen, 
Ausstellungen und ähnlichen öffentlichen Veranstal-
tungen verboten. Unter den Anwendungsbereich die-
ser Vorschrift fallen auch gewerbliche Tätigkeiten, 

die nach Sinn und Zweck nicht verboten werden sol-
len. Hierher gehört z. B. die Reparatur von Schußwaf-
fen durch Büchsenmacher auf oder am Rande einer 
Schießstätte (Absatz 5 Nr. 2); ferner das Anbieten 
oder Ausstellen auf Messen und Ausstellungen sowie 
das Hinschaffen dieser Gegenstände durch Waffen-
händler, schließlich das Mitnehmen einer gekauften 
Waffe durch einen Besucher der Veranstaltung (Ab-
satz 5 Nr. 3). Die vorgesehene Ergänzung des Absat-
zes 5 soll diese Handlungen von dem Verbot des Ab-
satzes 1 ausnehmen. 

Zu Artikel 1 Nr. 28 (§ 40) 

Die Neufassung des § 40 sieht eine wesentliche Um-
gestaltung und Erweiterung der Befugnis zum Erlaß 
eines Waffenbesitzverbotes vor. 

Die Voraussetzungen für den Erlaß eines Waffenbe-
sitzverbotes sind z. Z. abweichend von den Vorausset-
zungen für die Erteilung einer waffenrechtlichen Er-
laubnis geregelt. Im Rahmen der Erlaubnisvorschrif-
ten wird auf das Fehlen der erforderlichen Zuverläs-
sigkeit abgestellt. Für diese unterschiedliche Rege-
lung besteht kein hinreichender Grund. In Rechtspre-
chung und Verwaltungspraxis wird der für § 40 WaffG 
maßgebliche Beg riff „mißbräuchlich verwendet" in 
einem umfassenden Sinne ausgelegt und damit in-
haltlich den Tatbeständen des § 5 Abs. 1 angenähert 
(vgl. BVerwG, Urteil vom 6. Dezember 1978 in DVBl. 
1979, S. 725). 

Die Neufassung des § 40 Satz 1 berücksichtigt die Er-
gebnisse der Verwaltungsrechtsprechung und stellt 
für den Erlaß des Waffenbesitzverbotes ebenfalls auf 
die fehlende Zuverlässigkeit des Betroffenen ab. 

Hinsichtlich ihres Anwendungsbereiches soll die Vor-
schrift in folgenden Punkten geändert werden: Nach 
der Neufassung kann ein Waffenbesitzverbot auch für 
Hieb- und Stoßwaffen ausgesprochen werden. Nach 
polizeilichen Erkenntnissen werden die Hieb- und 
Stoßwaffen, z. B. Messer oder Dolche, zunehmend bei 
gewalttätigen Auseinandersetzungen benutzt. Durch 
die Ermächtigung zum Erlaß eines Waffenbesitzver-
botes wird den Waffenrechtsbehörden ein Mittel an 
die Hand gegeben, gegen Personen, die sich bei der 
Begehung von Gewalttaten dieser Waffen bedienen, 
repressiv und präventiv vorzugehen. Von besonderer 
Bedeutung ist, daß für Zuwiderhandlungen die Sank-
tionsnorm des § 53 Abs. 3 Nr. 5 E zur Verfügung 
steht. 

Hinsichtlich erlaubnispflichtiger Schußwaffen und 
Munition wird der Anwendungsbereich des § 40 auf 
solche Fälle beschränkt, in denen der Erlaß eines Waf-
fenbesitzverbotes zur Verhütung dringender Gefah-
ren für die Sicherheit oder Kontrolle des Umgangs mit 
Schußwaffen oder Munition geboten ist (Satz 2). In 
Anbetracht der Vorschriften über Rücknahme und 
Widerruf braucht ein Waffenbesitzverbot nur in den 
Fällen erlassen zu werden, in denen entweder die 
Vorschriften über Rücknahme und Widerruf nicht an-
wendbar sind oder die Behörde rechtlich gehindert ist, 
eine Rücknahme oder einen Widerruf der Erlaubnis 
auszusprechen. Hierher gehören einmal die Fälle des 
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Erben oder Vermächtnisnehmers, die nach § 28 Abs. 4 
Nr. 1 E die tatsächliche Gewalt über eine Schußwaffe 
weiterhin ausüben dürfen, ohne daß sie im Besitz ei-
ner Erlaubnis sein müssen. Für die Zeit zwischen Erb-
fall und Erteilung einer Waffenbesitzkarte an den Er-
ben oder Vermächtnisnehmer muß die rechtliche 
Möglichkeit geschaffen werden, gegen unzuverläs-
sige Personen ein Waffenbesitzverbot zu verhängen. 

Bei Inhabern eines gültigen Jagdscheins ist die Waf-
fenrechtsbehörde rechtlich gehindert, die Waffenbe-
sitzkarte wegen Unzuverlässigkeit ihres Inhabers zu 
widerrufen, solange nicht die Jagdbehörde den Jagd-
schein rechtswirksam widerrufen hat. Es entspricht 
nämlich dem systematischen Verhältnis zwischen 
Waffengesetz und Bundesjagdgesetz, in der Regelung 
des § 30 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit § 30 Abs. 4 
Satz 2 WaffG für die Waffenrechtsbehörde ein Prü-
fungshindernis bis zum Abschluß des Widerrufsver-
fahrens vor der Jagdbehörde zu erblicken. Erst nach 
Abschluß dieses Verfahrens entfällt das Prüfungshin-
dernis für die Waffenrechtsbehörde mit der Folge, daß 
sie ebenfalls die waffenrechtliche Erlaubnis widerru-
fen kann (vgl. BVerwG, Urteil vom 30. April 1985 in 
DVBl. 1985 S. 1311). In den Fällen dringender Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit oder der Kontrolle 
des Umgangs mit Schußwaffen besteht die Notwen-
digkeit, für die Zeit bis zur Unanfechtbarkeit des Wi-
derrufs eines Jagdscheines die erforderlichen Siche-
rungsvorkehrungen zu treffen. § 40 Satz 2 ermöglicht 
deshalb für diese Zeit den Erlaß eines Waffenbesitz-
verbotes. 

Der bisherige § 40 Abs. 2 WaffG wird durch die allge-
meine Vorschrift des § 48 ersetzt (vgl. Artikel 1 
Nr. 36). 

Zu Artikel 1 Nr. 29 (§ 41) 

Zu Buchstabe a 

Durch die Ergänzung des Absatzes 1 soll die Erlaub-
nis nach § 41 auf den Erwerb und Besitz wesentlicher 
Teile, die zur Herstellung oder Instandsetzung der 
dem Erlaubnisinhaber zugebilligten Schußwaffe be-
nötigt werden, erstreckt werden. Die beabsichtigte 
Regelung dient der Verwaltungsvereinfachung, da 
bei der Herstellung oder Instandsetzung einer Schuß-
waffe in aller Regel wesentliche Teile zugekauft wer-
den und es hierfür z. Z. einer besonderen Erlaubnis 
bedarf. 

Zu Buchstabe b 

Die Streichung des § 41 Abs. 2 Sätze 3 und 4 WaffG 
dient der Anpassung an die Vorschriften der Verwal-
tungsverfahrensgesetze (vgl. Artikel 1 Nr. 34 und die 
Begründung hierzu). 

Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 43) 

Die Einführung einer Definition für erlaubnispflich-
tige Schußwaffen und Munition (Artikel 1 Nr. 4) er-
möglicht die vorgesehene gesetzestechnische Verein-
fachung. 

Zu Artikel 1 Nr. 31 (§ 44) 

Zu Buchstabe a 

Die teilweise Streichung der Überschrift ist eine Folge 
der Umstellung der Ermächtigungsvorschriften des 
§ 44 Abs. 3 WaffG nach § 50a (Artikel 1 Nr. 39). 

Zu Buchstabe b 

Die Nebenbestimmungen zu den waffenrechtlichen 
Erlaubnissen sind nunmehr in § 46 a (Artikel 1 Nr. 34) 
geregelt; Absatz 1 Satz 2 kann daher gestrichen wer-
den. 

Zu Buchstabe c 

Die Streichung des geltenden § 44 Abs. 2 Nr. 1 WaffG 
ist durch die Zusammenfassung der Ausnahmevor-
schriften bedingt (vgl. Artikel 1 Nr. 47). Der neue Ab-
satz 2 Nr. 1 nimmt Schießanlagen von der Erlaub-
nispflicht aus, die der Erprobung von Schußwaffen 
durch Waffen- und Munitionshersteller und durch 
wissenschaftliche Einrichtungen dienen oder die re-
gelmäßig nur von einer Privatperson benutzt werden 
und der Öffentlichkeit nicht zugänglich sind. 

Hersteller von Schußwaffen und Munition unterzie-
hen ihre Produkte im Verlaufe des Fertigungsprozes-
ses häufig verschiedenen Prüfungen auf Funktion und 
Haltbarkeit. In diesen Fällen wird auf kurze Distanz in 
ein Medium geschossen, ohne daß dabei eine Schieß-
stätte wie beim sportlichen oder jagdlichen Schießen 
benutzt wird. Ahnliche Erfordernisse bestehen bei 
wissenschaftlichen Einrichtungen. Für die Erprobung 
bei der Waffen- und Munitionsherstellung gelten ein-
schlägige Unfallverhütungsvorschriften, die gewähr-
leisten, daß die erforderlichen Sicherheitsvorkehrun-
gen zum Schutze der Arbeitnehmer getroffen wer-
den. 

Ferner werden Schießstände von Privatpersonen in 
Kellern oder sonstigen Nebenräumen ihres Anwesens 
zu ihrer persönlichen Benutzung betrieben. In diesen 
Fällen wird die Anlage regelmäßig nur vorn Eigentü-
mer selbst oder allenfalls von einem kleinen Freun-
deskreis in Anspruch genommen. 

Sowohl im Falle der beschriebenen gewerblichen als 
auch privaten Nutzung erscheint ein erlaubnisfreier 
Betrieb unbedenklich, wenn — wie vorgesehen — nur 
in geschlossenen Räumen geschossen wird und dabei 
die Geschosse die Räume nicht verlassen können. Im 
Falle des Buchstaben b darf die Schießstätte nur von 
Personen aufgesucht werden, die zu dem Inhaber in 
einem besonderen persönlichen Verhältnis stehen. 

Um etwaigen sicherheitlichen Bedenken Rechnung 
zu tragen, sieht der Entwurf eine Anzeigepflicht des 
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Betreibers an die zuständige Behörde vor (vgl. Arti-
kel 1 Nr. 39 — § 50 a Abs. 1 Nr. 9 Buchstabe b). Hier-
durch erhalten die Behörden Kenntnis von den 
Räumen, in denen die Schießanlage betrieben wird; 
etwa erforderliche Anordnungen können nach § 46 a 
Abs. 4 (Artikel 1 Nr. 34) getroffen werden. Von der 
Ermächtigung soll jedoch nur im Bedarfsfall Ge-
brauch gemacht werden. 

Zu Buchstabe d 

Die Ermächtigung des § 44 Abs. 3 WaffG ist in modi-
fizierter Form in § 50 a eingestellt worden (vgl. Arti-
kel 1 Nr. 39 und die Begründung hierzu). Die Defini-
tion für Schießstätten (§ 44 Abs. 4 WaffG) ist in den 
allgemeinen Teil vorgezogen worden (vgl. Artikel 1 
Nr. 4). 

Zu Artikel 1 Nr. 32 (§ 45) 

Zu Buchstabe a 

Die Streichung des Absatzes 2 dient der Anpassung 
an die Verwaltungsverfahrensgesetze. Auf Artikel 1 
Nr. 34 und die Begründung hierzu wird verwiesen. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Buch-
stabe a. 

Zu Buchstabe c 

Die Änderungen des Absatzes 5 im Einleitungshalb-
satz und in der Nummer 2 Buchstabe a sind Folgeän-
derungen bzw. Anpassungen an die neue Paragra-
phenfolge. 

Die Neufassung des Absatzes 5 Nr. 6 faßt die bisheri-
gen Nummern 6 und 7 zusammen und ist im übrigen 
redaktioneller Art ;  die neue Nummer 7 befreit das 
Schießen zum Vertreiben von Vögeln in landwirt-
schaftlichen Betrieben von der Erlaubnispflicht. Bei 
der Anwendung des Gesetzes ist zweifelhaft gewor-
den, ob auch für das Schießen in Weinbergen und 
Obstgärten eine Schießerlaubnis erforderlich ist. 
Diese von jeher übliche Art des Vertreibens von Vö-
geln sollte nicht durch vermeidbare bürokratische 
Hemmnisse beschränkt werden. Da bei dieser Tätig-
keit nur Schreckschußwaffen verwendet werden, de-
ren Bauart nach § 22 WaffG zugelassen ist, erscheint 
es sicherheitspolizeilich unbedenklich, wie vorgese-
hen das Schießen mit diesen Waffen von der Erlaub-
nispflicht freizustellen. 

Zu Artikel 1 Nr. 33 (§ 46) 

Zu Buchstaben a und b 

Die Änderungen der Absätze 1 und 2 beziehen auch 
die Waffenherstellung, den Waffenhandel und 
Schießstätten, soweit sie erlaubnisfrei bet rieben wer-
den dürfen, in die Auskunftspflicht und die Vorschrif

-

ten über die Nachschau mit ein. Diese Erstreckung ist 
im Interesse einer Überwachung auch dieser Tätig-
keiten geboten. Im übrigen sind die Änderungen re-
daktioneller Art bzw. betreffen die Streichung gegen-
standslos gewordener Rechtsvorschriften. 

Zu Buchstabe c 

Die Änderungen sind eine Folge der neu eingeführten 
Begriffsbestimmung für erlaubnispflichtige Schuß-
waffen und Munition (vgl. Artikel 1 Nr. 4). 

Zu Artikel 1 Nr. 34 (§ 46 a) 

§ 46 a faßt die an zahlreichen Gesetzesstellen ver-
streuten Vorschriften über inhaltliche Beschränkun-
gen und Nebenbestimmungen der Erlaubnisse sowie 
über Anordnungen in einer Vorschrift zusammen. Die 
Neufassung dient zugleich der Anpassung an die Ver-
waltungsverfahrensgesetze. 

Absatz 1 entspricht inhaltlich § 10 Abs. 1 Sätze 2 und 
3, § 21 Abs. 5, § 22 Abs. 5 und § 23 Abs. 5 WaffG. 
Absatz 2 bezieht sich auf alle Erlaubnisse und Zulas-
sungen des Gesetzes, gleichgültig, ob auf deren Ertei-
lung ein Rechtsanspruch besteht oder ob die Entschei-
dung im pflichtgemäßen Ermessen der Behörde liegt. 
Die Ermächtigung des Absatzes 2 Nr. 2 bezieht sich 
daher nicht nur auf Auflagen, die sicherstellen, daß 
die gesetzlichen Voraussetzungen der Erlaubnisse 
oder Zulassungen erfüllt werden (§ 36 Abs. 1, 2. Alter-
native VwVfG). Die Befristungen und Auflagen dür-
fen zu den Zwecken des Absatzes 1 und zur Abwehr 
von Gefahren für die öffentliche Sicherheit angeord-
net werden. Die Ermächtigung bezieht sich im we-
sentlichen auf die Tatbestände, die bisher in den ein-
schlägigen Erlaubnis- und Zulassungsvorschriften 
des Gesetzes beispielhaft aufgeführt sind. Diese Re-
gelung schließt indessen nicht aus, daß die zuständi-
gen Behörden bei einer Änderung der Verhältnisse 
weitere Auflagen erteilen. 

Absatz 3 ist aus § 28 Abs. 2 Satz 3 WaffG übernom-
men worden. Abweichend von der bisherigen Rege-
lung liegt die zeitliche Bestimmung zur Vorlage einer 
Aufstellung über den Waffenbestand im pflichtgemä-
ßen Ermessen der Behörde. Die Auflagenermächti-
gung verfolgt präventive Zwecke; die Erteilung einer 
Auflage setzt nicht das Vorliegen einer konkreten 
Gefahrensituation voraus. Absatz 3 Satz 2 entspricht 
dem geltenden § 44 Abs. 1 Satz 2 Waff G.  

Absatz 4 entspricht im wesentlichen § 10 Abs. 2 
WaffG. Die Anordnungsbefugnis nach Absatz 4 ist auf 
erlaubnisfreie Schießstätten erweitert worden. Sie ist 
eine notwendige Ergänzung der vorgesehenen Anzei-
gepflicht für diese Schießstätten (vgl. die Begründung 
zu Artikel 1 Nr. 31). 

Der neue Absatz 5 entspricht inhaltlich § 28 Abs. 8 
WaffG und wird durch die Einstellung in Ab-
schnitt VIII auf den gewerblichen Bereich erstreckt. 
Die Notwendigkeit zu einer nachträglichen Kenn-
zeichnung von Schußwaffen ergibt sich insbesondere 
bei älteren Schußwaffen, die häufig auch im Waffen-
handel veräußert werden. 
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Absatz 6 ist als § 15 Abs. 2 WaffG unverändert über-
nommen worden. 

Zu Artikel 1 Nr. 35 (§ 47) 

Auf die Rücknahme- und Widerrufsvorschriften des 
Gesetzes kann auch nach Vorliegen der vergleichba-
ren Vorschriften in den Verwaltungsverfahrensgeset-
zen nicht ganz verzichtet werden. Wegen der sicher-
heitspolizeilichen Zielsetzung des Waffengesetzes 
kann die Rücknahme oder der Widerruf bei mangeln-
der Zuverlässigkeit oder Sachkunde des Erlaubnisin-
habers nicht in das Ermessen der Erlaubnisbehörde 
gestellt werden. Der Schutz der Allgemeinheit ver-
langt vielmehr, daß in diesen Fällen die Rücknahme 
und der Widerruf zwingend vorgeschrieben werden. 
Der Entwurf sieht deshalb eine grundsätzliche Beibe-
haltung der zwingend vorgeschriebenen Rücknahme-
und Widerrufstatbestände vor. Dagegen sind die all-
gemeinen Tatbestände, bei denen Rücknahme oder 
Widerruf in das pflichtgemäße Ermessen der Behör-
den gestellt sind, durch das Gesetz zur Bereinigung 
des Verwaltungsverfahrensrechts vom 18. Februar 
1986 (BGBl. I S. 265) im Waffengesetz gestrichen wor-
den; insoweit finden die Vorschriften der Verwal-
tungsverfahrensgesetze über Rücknahme und Wider-
ruf Anwendung. 

Zu Buchstabe a 

Der neu gefaßte Absatz 2 Sätze 1 und 2 sieht eine Bei-
behaltung der spezifisch waffenrechtlichen Wider-
rufsvorschriften vor. Diese werden durch die Wider-
rufsvorschriften der Verwaltungsverfahrensgesetze 
nicht abgedeckt. Hinsichtlich der allgemeinen Kann

--

Rücknahme- und Widerrufsgründe wird in Überein-
stimmung mit dem Gesetz zur Bereinigung des Ver-
waltungsverfahrensrechts auf die Verwaltungsver-
fahrensgesetze verwiesen. 

Nach dem bisherigen Absatz 2 Satz 1 ist der Widerruf 
der Erlaubnis auch beim Wegfall des Bedürfnisses 
zwingend vorgeschrieben. Die Anwendung dieser 
Vorschrift führt in der Praxis zu unzumutbaren Här-
ten; sie wird deshalb vielfach nicht praktiziert. Ab-
satz 2 Satz 2 Nr. 2 stellt deshalb in diesem Falle den 
Widerruf in das pflichtgemäße Ermessen der zustän-
digen Behörde. 

Zu Buchstabe b 

Durch die Änderung des § 47 Abs. 4 WaffG wird die 
Widerrufsvorschrift auf zugelassene Munition jeder 
Art erstreckt. Der neu gefaßte § 22 des Gesetzes ent-
hält jetzt ebenfalls eine Zulassungsregelung. 

Zu Artikel 1 Nr. 36 (§ 48) 

In dem neuen § 48 werden die geltenden Vorschriften 
des § 37 Abs. 5, § 40 Abs. 2 und § 48 Abs. 2 WaffG 
zusammengefaßt. Darüber hinaus räumt Absatz 1 der 
Behörde nunmehr allgemein die Befugnis ein, im 
Falle unerlaubten Waffenbesitzes anzuordnen, daß 

der Gegenstand innerhalb einer bestimmten Frist ei-
nem Berechtigten zu überlassen oder unbrauchbar zu 
machen ist. Abgesehen von dem Sonderfall des Ab-
satzes 1 Satz 3 ist die Sicherstellung erst zulässig, 
wenn die von der Behörde gesetzte Frist fruchtlos ab-
gelaufen ist. Die Einziehung des Gegenstandes setzt 
nach Absatz 2 außerdem voraus, daß diese Maß-
nahme zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist. Die Rege-
lung des § 48 läßt die Befugnisse des Richters oder 
Staatsanwalts unberührt, in einem Strafverfahren 
nach § 98 StPO die Beschlagnahme von Gegenstän-
den anzuordnen. 

Neben diesen Maßnahmen soll dem waffenrechtlich 
nicht berechtigten Besitzer in manchen Fällen die 
Möglichkeit eröffnet werden, einen Antrag auf Ertei-
lung der erforderlichen waffenrechtlichen Erlaubnis 
zu stellen. Damit kann der Behörde der nach gelten-
dem Recht unerläßliche Verwertungsversuch erspart 
werden. 

Der bisherige § 48 Abs. 1 WaffG kann im Hinblick auf 
§ 52 VwVfG gestrichen werden. Gegen die Anwen-
dung des § 52 Satz 3 VwVfG im Waffenrecht (Rück-
verlangen von als ungültig gekennzeichneten Urkun-
den) bestehen keine Bedenken. 

Zu Artikel 1 Nr. 37 (§ 48 a) 

§ 48 a sieht eine vorläufige Regelung für Schußwaffen 
von Deutschen im Sinne des Artikels 116 des Grund-
gesetzes vor, die diese Gegenstände während eines 
längeren Aufenthaltes in einem anderen Staat erwor-
ben haben und die mit diesen Waffen in den Gel-
tungsbereich des Gesetzes zurückkehren wollen. Die 
rechtliche Behandlung dieser Fälle hat in der Vergan-
genheit nicht selten zu Härten für die Betroffenen 
geführt. 

Es handelt sich einmal um Personen, die sich während 
des Laufes der Anmeldefristen in den Jahren 1973 und 
1976 in einem anderen Staat aufgehalten und die 
nicht immer von den gesetzten Ausschlußfristen er-
fahren haben, zum anderen um Personen, die wäh-
rend eines längeren Aufenthaltes in einen anderen 
Staat Waffen zu jagdlichen oder sportlichen Zwecken 
dort erworben haben oder noch erwerben. Begünstigt 
werden sollen nur deutsche Staatsangehörige, die ih-
ren ständigen Aufenthalt für die Dauer von minde-
stens zwei Jahren in einem anderen Staat haben oder 
gehabt haben. Damit soll verhindert werden, daß die 
vorgesehene Sonderregelung zu einer Umgehung der 
geltenden waffenrechtlichen Erwerbsbeschränkun-
gen mißbraucht wird, z. B. durch einen Waffenerwerb 
anläßlich kurzzeitiger Urlaubs- oder Geschäftsrei-
sen. 

Den Betroffenen soll eine bef ristete vorläufige Gestat-
tung zur Ausübung der tatsächlichen Gewalt erteilt 
werden, ohne daß hierbei die persönlichen Vorausset-
zungen zu prüfen sind. Diese einstweilige Gestattung 
erscheint notwendig, weil es den sich noch in einem 
anderen Staat befindlichen Antragstellern in aller Re-
gel nicht möglich ist, die erforderlichen Nachweise 
insbesondere über die Waffensachkunde und das Be- 
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dürfnis zu erbringen. Die vorläufige Gestattung soll 
bis zur Entscheidung über die endgültige Erlaubnis 
rechtswirksam bleiben, um dem Antragsteller bis zu 
diesem Zeitpunkt den Waffenbesitz unangefochten zu 
erhalten. 

Im Anschluß an das vorläufige Gestattungsverfahren 
sollen die Betroffenen einen Antrag auf Erteilung ei-
ner endgültigen Erlaubnis nach § 28 stellen. In diesem 
Erlaubnisverfahren sind die auch sonst üblichen per-
sönlichen Voraussetzungen zu prüfen, wobei insbe-
sondere im Rahmen der Bedürfnisprüfung auf die Um-
stände des Einzelfalles besonders Rücksicht zu neh-
men ist. Die bei dieser Prüfung zu beachtenden 
Grundsätze sollen in der Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift näher präzisiert werden. 

§ 48 a ist auf verbotene Gegenstände im Sinne von 
§ 37 WaffG nicht anwendbar. Ein vorläufiges Verbrin-
gen dieser Gegenstände in den Geltungsbereich des 
Gesetzes kann erforderlichenfalls im Wege einer Aus-
nahmegenehmigung nach § 37 Abs. 3 WaffG zugelas-
sen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 38 (§ 49) 

Absatz 2 Satz 3, der Gebührenhöchstsätze für be-
stimmte Verwaltungsgebühren enthält, soll entspre-
chend einem Petitum der Länder gestrichen werden 
(vgl. BT-Drucksache 10/1748 S. 49). 

Zu Artikel 1 Nr. 39 (§ 50 a) 

§ 50 a faßt im Interesse einer besseren Übersichtlich-
keit und zur gesetzestechnischen Vereinfachung die 
waffenrechtlichen Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen in einer Vorschrift zusammen. 
Die Ermächtigungen entsprechen im wesentlichen 
den Ermächtigungsvorschriften in § 6 Abs. 4 und 5, 
§ 9 Abs. 2, § 15 Abs. 1, § 31 Abs. 2 und § 44 Abs. 3 
WaffG. Neben gesetzestechnischen Vereinfachungen 
und Zusammenfassungen werden die Ermächtigun-
gen jedoch in einigen Punkten auch materiell erwei-
tert: 

Neu ist die Ermächtigung nach Absatz 1 Nr. 3 Buch-
stabe b, die es ermöglicht, das erlaubnisfreie Verbrin-
gen von Schußwaffen und Munition in den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes durch Mitglieder von schieß-
sportlichen und von Brauchtumsvereinigungen einzu-
schränken, soweit die Gegenseitigkeit mit dem betref-
fenden Staat nicht gewährleistet ist. Die Mitnahme 
von Schußwaffen durch den genannten Personenkreis 
in einige Nachbarstaaten der Bundesrepublik 
Deutschland ist derzeit gewissen Beschränkungen 
unterworfen und erschwert damit die Teilnahme 
deutscher Sportschützen an schießsportlichen Veran-
staltungen in diesen Staaten. Die Ermächtigung zielt 
darauf ab, einen Abbau dieser Beschränkungen auf 
der Grundlage der Gegenseitigkeit zu erleichtern. 

Die Ermächtigung nach Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe c 
soll um eine Ermächtigung erweitert werden, Vor-
schriften darüber zu erlassen, daß insbesondere für 
EG-Angehörige von der Erlaubnispflicht nach den 

§§ 28 und 29 und von den Verboten nach § 37 Abs. 1 
Nr. 9 WaffG für Schußwaffen i. S. von § 20 sowie für 
Munition und sonstige Gegenstände mit Reizstoffen, 
die nicht amtlich geprüft sind, abgesehen werden 
kann, soweit diese Personen Gegenstände der ge-
nannten Art, deren Erwerb in ihrem Herkunftsland 
nicht erlaubnispflichtig ist, vorübergehend in den 
Geltungsbereich des Gesetzes verbringen. Nach Fest-
stellungen der Zollverwaltung werden Reizstoffwaf-
fen bzw. Reizstoffsprühgeräte häufig von Personen, 
zumeist Touristen oder Grenzgängern, die ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt in Frankreich oder Belgien ha-
ben, vorübergehend ohne Berechtigungsnachweis in 
die Bundesrepublik Deutschland mitgenommen. So-
weit wegen dieser waffenrechtlichen Verstöße Straf-
verfahren eingeleitet wurden, sind diese in der Ver-
gangenheit zumeist von den Staatsanwaltschaften 
oder mit Zustimmung des Gerichts wegen Geringfü-
gigkeit eingestellt worden. Diese Praxis ist auf die 
Dauer unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten be-
denklich; das Verbringen dieser Gegenstände in den 
Geltungsbereich des Gesetzes sollte deshalb durch 
die vorgesehene Rechtsverordnung unter bestimmten 
Voraussetzungen legalisiert werden. Da durch die 
Rechtsverordnung nach Nummer 3 Buchstabe c An-
gehörige eines fremden Staates gegenüber deutschen 
Staatsangehörigen besser gestellt würden, soll von 
der Ermächtigung nur Gebrauch gemacht werden, 
wenn der Herkunftsstaat der betreffenden Personen 
deutschen Staatsangehörigen beim Vorliegen ver-
gleichbarer Sachverhalte entsprechende Vergünsti-
gungen einräumt. 

Materiell umfassender ist die Ermächtigung des Ab-
satzes 1 Nr. 5, die es ermöglichen soll, durch Rechts-
verordnung die Erwerber, Besitzer, Einführer und 
Überlasser von Schußwaffen und Munition zu ver-
pflichten, bestimmte Nachweise zu erbringen und be-
stimmte Anzeigen zu erstatten. Aufgrund dieser Er-
mächtigung sollen im wesentlichen die bisher in den 
§§ 27, 28 und 34 WaffG normierten Anzeige-, Eintra-
gungs- und Nachweispflichten in der 1. WaffV gere-
gelt werden. Ferner wird in Nummer 5 Buchstabe c 
die Ermächtigung zum Erlaß von Verpackungs-, La-
gerungs- und Vertriebsvorschriften für Munition wie-
derhergestellt bzw. neu geschaffen. Durch die Ver-
triebsvorschriften sollen die Hersteller und Einführer 
von Munition zur Einhaltung bestimmter Anforderun-
gen an pyrotechnische Sätze und deren Ausgangs-
stoffe verpflichtet werden. 

Absatz 1 Nr. 8 enthält eine Ermächtigung, die Bedürf-
nisgründe für den Erwerb und das Führen einer 
Schußwaffe im Sinne von § 32 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 näher 
zu präzisieren und auch andere Sachverhalte als Be-
dürfnisgründe anzuerkennen. Aufgrund der zur Zeit 
geltenden Regelung des § 32 WaffG und der allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften hierzu konnte eine ein-
heitliche Verwaltungspraxis der zahlreichen Landes-
behörden bei der Anerkennung eines Bedürfnisses 
nicht erreicht werden. Um eine dem Gesichtspunkt 
der Gleichbehandlung besser Rechnung tragende 
Entscheidungspraxis zu gewährleisten, sollen die Be-
dürfnistatbestände inhaltlich präzisiert und für die 
Verwaltungsbehörden — soweit möglich — verbind-
lich festgelegt werden. 
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Die in Absatz 1 Nr. 9 enthaltenen Ermächtigungen 
werden erweitert mit dem Ziel, Anzeigepflichten für 
Sportschützen und erlaubnisfreie Schießstätten vor-
zuschreiben und besondere Anforderungen an die 
Sachkunde der Personen zu stellen, die mit Aufgaben 
des Personen- oder Objektschutzes betraut sind. We-
gen der Gründe für die Einführung einer Anzeige-
pflicht über das Ausscheiden von Sportschützen aus 
einer schießsportlichen Vereinigung wird auf die Be-
gründung zu Artikel 1 Nr. 20, wegen der Einführung 
einer Anzeigepflicht über das Betreiben von erlaub-
nisfreien Schießstätten auf Artikel 1 Nr. 31 verwie-
sen. 

Ferner enthalten die Vorschriften des Gesetzes bisher 
keine Sonderregelungen für die Sachkunde im Um-
gang mit Schußwaffen durch Personen mit Aufgaben 
des Personen- oder Objektschutzes. Die waffenrecht-
lichen und waffentechnischen Kenntnisse sind auf die 
Situation des üblichen Waffenbesitzers zugeschnit-
ten. Sie berücksichtigen nicht in ausreichendem Maße 
die besonderen Anforderungen, die im Interesse der 
Allgemeinheit an die Sachkunde derjenigen gestellt 
werden müssen, denen Waffen zu beruflichen Zwek-
ken überlassen sind. Die Landesbehörden haben fest-
gestellt, daß die gewerblich Schutz anbietenden 
Wach- und Sicherungsunternehmen teilweise über im 
Umgang mit Schußwaffen mangelhaft ausgebildetes 
Personal — ohne spezifische Fachausbildung — ver-
fügen. 

Ein hinreichender Schutz bei Ang riffen auf Personen 
ist nur gewährleistet, wenn der Waffenträger mit der 
Waffe genügend vertraut und geübt ist. Der neue Ab-
satz 1 Nr. 9 ermächtigt daher den Bundesminister des 
Innern, bei dem genannten Personenkreis neben waf-
fenrechtlichen und waffentechnischen Kenntnissen 
auch den Nachweis ausreichender Schießleistungen 
zu verlangen (Nummer 9 Buchstabe c), die Anerken-
nung von Lehrgängen zur Vermittlung von entspre-
chenden Kenntnissen und Fertigkeiten zu regeln so-
wie die Verpflichtung der genannten Personen einzu-
führen, an Wiederholungslehrgängen teilzunehmen 
(Nummer 9 Buchstabe d). 

Durch die Neufassung des Absatzes 2 Nr. 2 soll die 
Ermächtigung zur Gleichstellung von Erlaubnissen 
anderer Staaten mit den Erlaubnissen nach dem Waf-
fengesetz erweitert werden. Anläßlich des Abschlus-
ses eines Deutsch-Amerikanischen Übereinkommens 
über den Erwerb und Besitz privateigener Schußwaf-
fen durch Angehörige der US-Streitkräfte ist deutlich 
geworden, daß entsprechende völkerrechtliche Ver-
einbarungen aufgrund der derzeit geltenden gleich

-

lautenden Ermächtigungsvorschrift nur unvollkom-
men in deutsches Recht umgesetzt werden können. 
Insbesondere ist es nicht möglich, den Erlaubnisinha-
bern Pflichten hinsichtlich des Umgangs mit Schuß-
waffen aufzuerlegen, die von den im deutschen Waf-
fengesetz festgelegten Pflichten abweichen. Ein Be-
dürfnis hierzu kann sich aus den besonderen Gege-
benheiten bei Angehörigen fremder Staaten, z. B. aus 
dem militärischen Status der Mitglieder der Streit-
kräfte, ergeben. Die vorgesehene Ergänzung soll hier-
für eine geeignete Grundlage schaffen. 

Die neu aufgenommene Ermächtigung des Absat-
zes 2 Nr. 4 soll einer in Vorbereitung befindlichen 
Richtlinie der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
Rechnung tragen, durch die die Mitgliedstaaten im 
Rahmen des Programms zur Vollendung des Binnen-
marktes verpflichtet werden sollen, die nationalen 
waffenrechtlichen Bestimmungen über den Verkauf 
und das Überlassen an Personen und den Erwerb 
durch Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft oder in einem Drittstaat haben, 
sowie den Versand und die Beförderung dieser Ge-
genstände innerhalb der Gemeinschaft zu koordinie-
ren; ferner sollen die Bedingungen festgelegt werden, 
unter denen Schußwaffen und Munition auf Reisen 
innerhalb der Gemeinschaft mitgeführt werden dür-
fen. Als Ausgleich für den beabsichtigten Abbau der 
Kontrollen an den Binnengrenzen der Gemeinschaft 
sollen die Kontrollen auf den Ausgangs- und Bestim-
mungsort und an die Außengrenzen der Gemein-
schaft verlagert werden. 

In den neuen Absatz 2 nicht aufgenommen wurde die 
Ermächtigung des § 6 Abs. 5 Nr. 3 WaffG. Diese Vor-
schrift ist entbehrlich, da diese Materie durch die teil-
weise Neufassung des § 21 WaffG anläßlich des Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes gere-
gelt worden ist. Die Ermächtigung zur Führung des 
Munitionshandelsbuches in § 15 Abs. 1 Nr. 1 WaffG 
kann entfallen. Dies ist eine Folge des Wegfalls des 
Munitionshandelsbuches insgesamt. 

Zu Artikel 1 Nr. 40 (§ 51) 

Durch die Änderung soll die Ermächtigung zum Erlaß 
allgemeiner Verwaltungsvorschriften auch auf die Re-
gelung des Erwerbs von Schußwaffen durch persön-
lich erheblich gefährdete Personen erstreckt werden. 
Die weitere Änderung ist durch die Umstellung des 
§ 6 Abs. 2 in den Abschnitt X (§ 59) bedingt. 

Zu Artikel 1 Nr. 41 (§ 52) 

Für die örtliche Zuständigkeit gelten die dem § 3 
VwVfG entsprechenden Regelungen der Verwal-
tungsverfahrensgesetze der Länder. Auf die bisheri-
gen Absätze 1 und 2 kann daher im wesentlichen ver-
zichtet werden. Eine Sonderregelung ist lediglich für 
die Fälle erforderlich, in denen der Antragsteller im 
Geltungsbereich des Gesetzes keinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat oder hatte, und für die Entscheidungen 
über die Erteilung oder Aufhebung einer Erlaubnis 
nach § 7. Die Nummern 1 und 3 sehen deshalb für 
diese Fälle eine ergänzende Zuständigkeitsregelung 
vor. 

Die Sonderzuständigkeitsregelungen des bisherigen 
§ 52 Abs. 3 WaffG sind waffenrechtlich bedingt und 
müssen im wesentlichen beibehalten werden. Der 
neue § 52 sieht gegenüber dem geltenden Recht inso-
weit folgende Änderungen vor: 

Die neue Nummer 2 sieht eine Sonderzuständigkeit 
für Fälle einer behördlichen oder richterlichen Ver

-

wahrung vor. Nach Berichten der Länder hat die gel- 
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tende Regelung der Verwaltungsverfahrensgesetze 
über die örtliche Zuständigkeit (§ 3 VwVfG) in den 
Fällen zu verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten ge-
führt, in denen der Antragsteller oder Erlaubnisinha-
ber inhaftiert war. Die Verwaltungsgerichte haben in 
solchen Fällen die Behörde für zuständig erachtet, in 
deren Bezirk der Betroffene in Verwahrung gehalten 
wurde. Diese Zuständigkeitsregelung ist insbeson-
dere für waffenrechtliche Maßnahmen gegen den Be-
troffenen, z. B. für den Erlaß eines Waffenbesitzverbo-
tes oder den Widerruf einer waffenrechtlichen Erlaub-
nis unzweckmäßig. Einmal verfügt die Behörde des 
Verwahrungsortes in aller Regel nicht über die not-
wendigen Kenntnisse hinsichtlich des Vorlebens des 
Betroffenen, zum anderen werden beabsichtigte oder 
eingeleitete Maßnahmen häufig dadurch verzögert, 
daß der Betroffene in eine andere Haftanstalt verlegt 
wird. Es erscheint daher geboten, für diese Fälle eine 
von § 3 VwVfG abweichende Sonderzuständigkeit zu 
begründen. 

In Nummer 4 ist vorgesehen, auch für die weiteren 
Maßnahmen im Zusammenhang mit der Munitionszu-
lassung (Kontrollen und Untersagungen) die Prüfäm-
ter der Länder für örtlich zuständig zu erklären. Diese 
Regelung ist sachgerecht und entspricht einem 
Wunsch der Länder. 

Nummer 7 beschränkt die in § 52 Abs. 3 Nr. 5 WaffG 
festgelegte Zuständigkeitsregelung auf Maßnahmen, 
die die Schießstätte oder den Schießbetrieb betreffen. 
Die Änderung verfolgt den Zweck, die Zuständigkeit 
der Behörde des gewöhnlichen Aufenthaltsortes für 
Maßnahmen nicht auszuschließen, die an die Person 
des Teilnehmers oder Benutzers anknüpfen. 

Auf die Zuständigkeitsregelung des § 52 Abs. 3 Nr. 2 
WaffG kann im Hinblick auf die § 3 Abs. 1 Nr. 4 
VwVfG entsprechenden Regelungen der Verwal-
tungsverfahrensgesetze der Länder verzichtet wer-
den. 

Zu Artikel 1 Nr. 42 (§ 52 a) 

Mit der Strafandrohung des § 52 a (vgl. Artikel 1 Nr. 5 
des Gesetzes zur Änderung des Waffenrechts vom 
31. Mai 1978) ist eine verschärfte Strafandrohung für 
den Umgang mit vollautomatischen Selbstladewaffen 
sowie halbautomatischen Selbstladewaffen, die den 
Anschein einer vollautomatischen Selbstladewaffe 
hervorrufen, geschaffen worden. Veranlassung für 
diese Gesetzesinitiative waren die mit Schußwaffen 
begangenen Terroranschläge auf exponierte Persön-
lichkeiten des öffentlichen Lebens (vgl. BT-Drucksa-
che 8/977). 

Die Vorschrift richtete sich also vor allem gegen die 
kriminelle Verwendung der erwähnten gefährlichen 
Schußwaffen. Adressaten der Vorschrift sind jedoch 
nach der grundsätzlichen Trennung des Waffengeset-
zes vom Kriegswaffenkontrollgesetz (vgl. Artikel 1 
Nr. 47 — § 58 Abs. 1 Satz 1) nur noch Personen, die 
die Waffen bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes be-
sessen haben. Auf Tatbestände des unerlaubten Um-
gangs mit Kriegsschußwaffen, die nach Inkrafttreten 
des Änderungsgesetzes eintreten, findet dagegen die 

Strafvorschrift des § 16 KWKG Anwendung. Die Vor-
schrift wäre deshalb im wesentlichen noch anwend-
bar auf Personen, die ihren Waffenbesitz nach den 
Vorschriften der Änderungsgesetze von 1973 und 
1976 nicht angemeldet haben, z. B. Waffensammler, 
sowie — für die Zeit nach Inkrafttreten des Ände-
rungsgesetzes — auf den unerlaubten Umgang mit 
automatischen Schußwaffen, die keine Kriegsschuß-
waffen sind. Bezogen auf diesen Personenkreis und 
die genannten Waffenarten führt die Vorschrift im 
Hinblick auf die Mindeststrafe von einem Jahr zu un-
angemessenen Ergebnissen. Selbst bei Zubilligung 
eines minderschweren Falles (Absatz 3) bleibt die Tat 
ein Verbrechen (§ 12 StGB); das Verfahren kann nicht 
nach § 153 StPO eingestellt werden. Um diese unan-
gemessenen Ergebnisse zu mildern, ist eine Herabset-
zung der Mindeststrafe auf sechs Monate vorgesehen. 
Da infolgedessen der Strafrahmen der Strafvorschrift 
des § 53 entspricht, wird eine Aufhebung des § 52 a 
unter gleichzeitiger Einstellung der dort erfaßten Tat-
bestände in § 53 Abs. 1 vorgeschlagen (vgl. Artikel 1 
Nr. 43). 

Zu Artikel 1 Nr. 43 (§ 53) 

Für die Strafvorschrift des § 53 wird im Interesse einer 
gesetzestechnischen Vereinfachung und wegen der 
Einbeziehung der Tatbestände des § 52 a WaffG eine 
völlige Neufassung vorgeschlagen. Die Einführung 
des Absatzes 1 Nr. 3 a WaffG durch das Gesetz zur 
Änderung des Waffenrechts vom 31. Mai 1978 hat 
außerdem zu unerwünschten Überschneidungen im 
Verhältnis einzelner Tatbestände zueinander geführt. 
Die Neufassung verfolgt das Ziel, die Tatbestände 
deutlicher abzugrenzen, Unausgewogenheiten zu be-
seitigen sowie die Vorschrift insgesamt übersichtli-
cher zu gestalten. Im einzelnen ergeben sich gegen-
über der bisherigen Fassung folgende Änderungen: 

Zuwiderhandlungen gegen Erlaubnisvorschriften 
sind aus Vereinfachungsgründen in Absatz 1 Nr. 1 
zusammengefaßt, soweit die Tatbestände der ver-
schärften Strafandrohung unterliegen. In Nummer 1 
Buchstabe a wird dabei auf die Legaldefinition für die 
Waffenherstellung und den Waffenhandel (§ 7 Abs. 1) 
zurückgegriffen. 

Absatz 1 Nr. 3 Buchstaben a und b entspricht im we-
sentlichen § 52 a Abs. 1 WaffG. Die Ersetzung der 
Selbstladewaffen durch Schußwaffen bewirkt keine 
sachliche Änderung, da waffentechnisch die Bezeich-
nung halbautomatisch bereits impliziert, daß es sich 
um eine Selbstladewaffe handelt. 

In die verschärfte Strafandrohung nach Absatz 1 nicht 
mehr einbezogen sind die Tatbestände des § 53 Abs. 1 
Nr. 6 und 7 WaffG. Sie sind entweder durch andere 
Tatbestände des Absatzes 1 miterfaßt oder werden 
durch die Tatbestände des Absatzes 3 ausreichend 
abgedeckt. Der unerlaubte Vertrieb im Reisegewerbe 
und im Marktverkehr (§ 53 Abs. 1 Nr. 6, Abs. 3 Nr. 4 
WaffG) kann nach einem einheitlichen Strafrahmen 
nach Absatz 3 ausreichend geahndet werden. Der Un-
rechtsgehalt dieser Vertriebsart bei erlaubnispflichti-
gen Gegenständen einerseits und erlaubnisfreien Ge-
genständen andererseits unterscheidet sich nicht so 
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wesentlich, daß hierfür ein unterschiedlicher Strafrah-
men vorgesehen werden müßte. 

Die Ausübung der tatsächlichen Gewalt über anmel-
depflichtige, jedoch nicht angemeldete Schußwaffen 
wird im Rahmen des neuen Absatzes 3 Nr. 7 ausrei-
chend unter Strafe gestellt. Der Tatbestand des § 53 
Abs. 1 Nr. 7 WaffG hat sich angesichts der sehr diffe-
renzierenden Merkmale als wenig praktikabel erwie-
sen. Absatz 3 Nr. 6 berücksichtigt das Verbot des § 58 
Abs. 5 und bedroht denjenigen mit Strafe, der unbe-
fugt die tatsächliche Gewalt über eine aus der Kriegs-
waffenliste gestrichene Schußwaffe ausübt. Absatz 3 
Nr. 8 ermächtigt den Verordnungsgeber, Zuwider-
handlungen gegen eine Rechtsverordnung nach 
§ 50 a Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe a oder b unter Strafe zu 
stellen. Der Unrechtsgehalt von Verstößen gegen die 
zu erlassende Rechtsverordnung ist insoweit mit Zu-
widerhandlungen gegen Erlaubnispflichten ver-
gleichbar; sie sollen deshalb als Vergehen eingestuft 
werden. 

Die weiteren Änderungen berücksichtigen die neue 
Begriffsbestimmung für erlaubnispflichtige Gegen-
stände sowie den Wegfall des Begriffs der Einfuhr 
(vgl. Artikel 1 Nr. 4 und 7). Erweitert wurde der Straf-
tatbestand des § 53 Abs. 3 Nr. 5 WaffG (Absatz 4 neu). 
Die Neufassung berücksichtigt die Ergänzung des 
Verbots zum Führen bzw. Mitführen von Schuß-, 
Hieb- oder Stoßwaffen oder sonstigen gefährlichen 
Gegenständen bei öffentlichen Veranstaltungen. Auf 
die Begründung zu Artikel 1 Nr. 27 wird verwiesen. 
Absatz 4 sieht für die genannten Zuwiderhandlungen 
nunmehr eine Strafandrohung bis zu einem Jahr Frei-
heitsstrafe oder Geldstrafe vor. Der Unrechtsgehalt 
dieser Handlungen ist mit dem in § 27 des Versamm-
lungsgesetzes vergleichbar und soll deshalb dieser 
Strafvorschrift auch im Strafrahmen angeglichen wer-
den. 

Zu Artikel 1 Nr. 44 (§ 55) 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird für Absatz 1 
eine völlige Neufassung vorgesehen. Die Änderun-
gen sind im wesentlichen eine Folge der Änderungen 
der verwaltungsrechtlichen Vorschriften. 

Die Änderung des Absatzes 2 (Buchstabe b) ist eine 
Folge der Zusammenfassung der Ermächtigungsvor-
schriften, die Änderung des Absatzes 4 (Buchstabe c) 
berücksichtigt die inzwischen erfolgte Namensände-
rung der Bundesanstalt für Materialprüfung. 

Zu Artikel 1 Nr. 45 (§ 56) 

Das Gesetz zur Änderung des Waffenrechts vom 
31. Mai 1978 (Artikel 1 Nr. 8) hat für die Begehung 
bestimmter waffenrechtlicher Straftaten die gerichtli-
che Einziehung zwingend vorgeschrieben. Die Vor-
schrift hat in der Praxis dazu geführt, daß die Gerichte 
bei Begehung der einschlägigen Straftaten routine-
mäßig die Einziehung der Waffen angeordnet haben. 
Die höchstrichterliche Rechtsprechung hat zwar in-
zwischen klargestellt, daß auch in Fällen zwingend 
vorgeschriebener Einziehung der Grundsatz der Ver

-

hältnismäßigkeit zu beachten und ferner zu prüfen ist, 
ob der Zweck der Einziehung nicht durch weniger 
einschneidende Maßnahmen erreicht werden kann 
(§ 74 b Abs. 2 StGB). Gleichwohl sind die Gerichte im 
Falle einer Einziehung nach § 56 Abs. 1 WaffG gehin-
dert, neben den genannten allgemeinen Einziehungs-
grundsätzen bei der Frage, ob eine Einziehung ange-
ordnet werden soll, Ermessenserwägungen anzustel-
len. Aus Gründen einer größeren Einzelfallgerechtig-
keit sollten Einziehungsmaßnahmen bei Begehung 
waffenrechtlicher Straftaten allgemein in das Ermes-
sen des Gerichts gestellt werden. Die Neufassung des 
Absatzes 1 dient diesem Zweck. 

Bei der Änderung zu Buchstabe b handelt es sich um 
Folgeänderungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 46 (§§ 57 bis 59) 

Die §§ 58 und 59 WaffG sind durch Zeitablauf gegen-
standslos geworden. Soweit § 57 sachlich noch von 
Bedeutung ist, sind dessen Regelungen nach § 59 a 
übernommen worden (vgl. Artikel 1 Nr. 48). 

Zu Artikel 1 Nr. 47 (Abschnitt X) 

In den neuen Abschnitt X des Gesetzes werden aus 
systematischen Gründen die Ausnahmevorschriften 
für staatliche Stellen, die Bundeswehr, durch ihre ho-
heitliche Tätigkeit gefährdete Personen und für 
Kriegswaffen (§ 6) aufgenommen. 

Zu § 57 

§ 57 entspricht weitgehend dem bisherigen § 6 Abs. 1 
sowie den an zahlreichen Stellen verstreuten Ausnah-
meregelungen für die Bundeswehr, den Bundes-
grenzschutz und die Bundeszollverwaltung. In mate-
rieller Hinsicht sind folgende Abweichungen vorgese-
hen: 

Absatz 1 Nr. 2 nimmt alle nachgeordneten Dienststel-
len im Geschäftsbereich des Bundesministers der Ver-
teidigung und im Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen von der Anwendung des Gesetzes 
aus. Da für diesen Bereich eine differenzierte Freistel-
lung nicht erforderlich ist, empfiehlt sich eine Über-
nahme der zur Zeit in der 5. WaffV enthaltenen Aus-
nahmeregelung in das Gesetz. Unter Absatz 1 Nr. 2 
fällt auch die Bundeswehr. 

Absatz 1 Nr. 3 bezieht auch die Vollzugspolizei der 
Länder in die Ausnahmeregelung mit ein. Diese Rege-
lung entspricht im wesentlichen den in den zur Zeit 
geltenden Durchführungsverordnungen der Länder 
zugelassenen Freistellungen. 

Absatz 2 nimmt Schußwaffen, die für die vorbezeich-
neten staatlichen oder militärischen Stellen bestimmt 
sind, nicht allgemein von der Anwendung der §§ 19 
und 20 aus. Diese Schußwaffen werden nicht aus-
schließlich für die genannten staatlichen und militäri-
schen Stellen hergestellt. Die Bauarten müssen des-
halb grundsätzlich der für sie vorgeschriebenen Bau-
artzulassung unterzogen werden. Absatz 2 entspricht 
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im übrigen dem bisherigen § 17 Abs. 1 Nr. 2 b, § 23 
Abs. 3, § 25 Abs. 4 Nr. 2 und § 37 Abs. 2 Nr. 1 
WaffG. 

Absatz 3 Satz 1 entspricht dem bisherigen § 44 Abs. 2 
Nr. 1 WaffG. Absatz 3 Satz 2 berücksichtigt zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und einigen Nach-
barstaaten geschlossene bzw. künftig zu schließende 
Abkommen, die aus Gründen einer grenzpolizeili-
chen Zusammenarbeit Zoll- oder Polizeibeamte mit 
grenzpolizeilichen Aufgaben zum Mitführen ihrer 
Dienstausrüstung auf dem Gebiet des Nachbarstaates 
berechtigen (vgl. Abkommen vom 16. Februar 1962 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Großherzogtum Luxemburg über die Zusammenle-
gung der Grenzabfertigung und die Errichtung von 
Gemeinschafts- oder Betriebswechselbahnhöfen an 
der deutsch-luxemburgischen Grenze, BGBl. II 1963, 
S. 1431f.; Abkommen vom 9. Dezember 1965 zwi-
schen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg über persönliche Erleichterungen im Grenzver-
kehr, BGBl. II 1967, S. 909ff.). Das Recht zum Mitfüh-
ren und Gebrauch der Schußwaffen und Munition 
beurteilt sich nach dem jeweils in Betracht kommen-
den Abkommen und gilt nur für die Wahrnehmung 
der den Bediensteten des Nachbarstaates obliegen-
den Aufgaben. 

Absatz 4 entspricht § 6 Abs. 1 Sätze 3 und 4 WaffG 
unter Berücksichtigung der Empfehlung des Bundes-
rates in seiner Stellungnahme (vgl. BT-Drucksache 
10/1748 Anlage 2). 

Zu § 58 

Absatz 1 Satz 1 entspricht der Regelung im 1. Halb-
satz des bisherigen § 6 Abs. 3. Er ist notwendig, da 
auch militärische Handfeuerwaffen tragbare Schuß-
waffen im Sinne des Waffengesetzes sind. Ohne eine 
abgrenzende Vorschrift würden daher die Bestim-
mungen des Waffengesetzes auch auf militärische 
Handfeuerwaffen, die bereits unter das Kriegswaffen-
kontrollgesetz (KWKG) fallen, Anwendung finden. 

Bisher werden allerdings trotz der grundsätzlichen 
Trennung von Waffengesetz und Kriegswaffenkon-
trollgesetz einige Vorschriften des Waffengesetzes 
auch auf militärische Handfeuerwaffen erstreckt. Da-
für ist ein Bedürfnis weitgehend entfallen, seitdem 
durch das Gesetz zur Änderung des Waffenrechts vom 
31. Mai 1978 das Kriegswaffenkontrollgesetz um ei-
nige Bestimmungen erweitert wurde, die der öffentli-
chen Sicherheit dienen (Strafbarkeit des unbefugten 
Besitzes, Einziehungsmöglichkeit bei Unzuverlässig-
keit) . 

Notwendig ist eine Erstreckung von Vorschriften des 
Waffenrechts gegenständlich nur noch auf Kriegs-
schußwaffen, die nach dem Waffengesetz 1972 legali-
siert worden sind und bei denen die erforderlichen 
Prüf- und Überwachungsmaßnahmen nicht nach dem 
KWKG getroffen werden können. Insoweit muß es 
daher auch weiterhin bei der Regelung bleiben, daß 
für die periodische Überprüfung der Zuverlässigkeit 
und das Aufbewahren der Waffen die Vorschriften des 
Waffengesetzes maßgebend sind. Bei der Verweisung 

auf die Überwachungsbefugnis nach § 30 Abs. 4 und 
§ 47 Abs. 1 und 2 WaffG handelt es sich um eine bloße 
Klarstellung, nicht um eine sachliche Änderung. Die 
Befugnis des Bundesamtes für Wirtschaft als der zu-
ständigen Überwachungsbehörde in bezug auf die 
nach § 59 WaffG 1972 registrierten Kriegsschußwaf-
fen läßt sich aus dem Gesamtzusammenhang der ein-
schlägigen Vorschriften des Waffengesetzes ableiten. 
Gleichfalls aus Gründen der Rechtsklarheit wird 
durch Absatz 1 Satz 4 verdeutlicht, daß sowohl für 
Anordnungen gemäß § 42 Abs. 2 als auch für Maß-
nahmen nach § 30 Abs. 4 und § 47 Abs. 1 und 2 WaffG 
das Bundesamt für Wirtschaft, bei dem diese Waffen 
registriert sind, zuständig ist. Die Klausel „unbescha-
det der Vorschriften des Kriegswaffenkontrollgeset-
zes" in Absatz 1 Satz 2 stellt außer Zweifel, daß die 
Registrierung und Legalisierung der Schußwaffen 
nach dem Waffengesetz 1972 keine Freistellung von 
den Genehmigungstatbeständen des KWKG bedeu-
tet, also der Inhaber einer solchen Waffe z. B. zur 
Überlassung an einen anderen oder zu ihrer Beförde-
rung einer Genehmigung nach dem KWKG bedarf. 
Ferner sollen auf die Zuwiderhandlungen von Perso-
nen, die ihre Schußwaffen nach dem Waffengesetz 
1972 und dem Waffengesetz 1976 nicht angemeldet 
oder einen Antrag auf Erteilung einer Ausnahmege-
nehmigung nicht gestellt haben, die einschlägigen 
Strafvorschriften des Waffengesetzes weiterhin an-
wendbar sein. Auf Straftaten im Sinne des § 52 a 
Abs. 1 Nr. 1 des Waffengesetzes 1978 (soweit es sich 
um Kriegswaffen handelt), die bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes begangen worden sind, soll § 53 
Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a anwendbar sein. Absatz 1 
Satz 3 stellt dies ausdrücklich klar. Die Klausel „unbe-
schadet der Strafvorschriften des § 16 Abs. 1 Nr. 3, 
Nr. 4, soweit sie das ungenehmigte Ausführen ein-
schließlich des sonstigen Verbringens oder das Durch-
führen bet rifft, sowie Nummer 5 des Gesetzes über 
die Kontrolle von Kriegswaffen" stellt klar, daß die aus 
Anlaß der Aufhebung des § 52 a WaffG getroffene 
Überleitungsregelung nicht bedeutet, daß während 
der Übergangszeit § 53 Abs. 1 Nr. 3 (vorher § 52 a 
Abs. 1 Nr. 1) die Anwendbarkeit auch derjenigen 
Strafvorschriften des Kriegswaffenkontrollgesetzes 
ausschlösse, für die § 53 Abs. 1 Nr. 3 (vorher § 52 a) 
keine entsprechenden Genehmigungstatbestände 
aufweist. Dies ist besonders wichtig für den Fall der 
ungenehmigten Ausfuhr solcher Waffen, die sonst 
strafrechtlich nicht sanktioniert wäre. 

Im übrigen wird durch die Beseitigung der bisher in 
gewissen Fällen vorgesehenen Anwendbarkeit von 
Vorschriften sowohl des Waffengesetzes als auch des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes auf einen einheitlichen 
Sachverhalt (Gemengelage) erreicht, daß Unklarhei-
ten beseitigt werden, die durch Überschneidungen 
der beiden Gesetze entstanden sind. 

Der neue Absatz 2 sieht eine Auffangregelung für 
tragbare Schußwaffen vor, die aus der Kriegswaffen-
liste herausgenommen werden und damit in den An-
wendungsbereich des Waffengesetzes fallen. Dabei 
können mehrere Fallgestaltungen auftreten. Einmal 
kann es sich um Waffen handeln, die nach den  Über-
leitungsvorschriften der Waffengesetze von 1972 oder 
1976 legalisiert worden sind, oder für die ausnahms- 
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weise eine Erwerbsgenehmigung nach den Vorschrif-
ten des KWKG erteilt worden ist oder die von Erben, 
Findern oder ähnlichen Personen nach den Vorschrif-
ten des KWKG (§ 12 Abs. 6, § 26 a) angezeigt worden 
sind. All diesen Fallgestaltungen ist gemeinsam, daß 
die Besitzer solcher Waffen die tatsächliche Gewalt 
über sie befugtermaßen ausüben und ihre Befugnis 
durch eine Anzeigebestätigung der zuständigen Be-
hörde (im Falle der § 12 Abs. 6, § 26 a KWKG des Bun-
desamtes für Wirtschaft), durch eine Ausnahmege-
nehmigung des Bundeskriminalamtes nach § 58 
Abs. 1, § 37 Abs. 3 WaffG, eine Waffenbesitzkarte 
(§ 59 Abs. 2 WaffG 1972) oder durch eine Genehmi-
gung nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz nachwei-
sen können. 

In diesen Fällen ist es aus rechtsstaatlichen Gesichts-
punkten geboten, den rechtlichen Besitzstand auf-
rechtzuerhalten und den geltenden Rechtsstatus in 
einen entsprechenden Status nach dem Waffengesetz 
zu überführen. Die Überleitung in das Waffengesetz 
wird hier dadurch vollzogen, daß solchen Waffenbe-
sitzern gegen Vorlage der genannten, ihre Besitzbe-
rechtigung ausweisenden behördlichen Waffenbe-
sitzkarten, Bestätigungen, Erlaubnisse oder Geneh-
migungen von der nach Waffenrecht zuständigen Be-
hörde eine Waffenbesitzkarte ausgestellt wird — in 
den Fällen des § 37 Abs. 3 zusätzlich zur Ausnahme-
genehmigung des Bundeskriminalamtes — oder (wie 
im Falle des § 59 Abs. 2 WaffG 1972) eine bereits vor-
handene, auf eine Kriegsschußwaffe lautende Waf-
fenbesitzkarte auf eine solche nach Waffengesetz 
„umgeschrieben" wird. Aus Gründen der Besitz-
standswahrung soll die Ausstellung bzw. Umschrei-
bung der Waffenbesitzkarte in diesen Fällen nicht von 
einer Bedürfnisprüfung abhängig gemacht werden. 

Eine zweite Gruppe betrifft Schußwaffen, die bislang 
nicht behördlich legalisiert sind. Nach den Überlei-
tungsvorschriften des Waffengesetzes von 1972 waren 
nur diejenigen Kriegswaffen anzumelden, die unter 
Verstoß gegen Genehmigungspflichten nach dem 
KWKG erworben worden waren, d. h. diese Überlei-
tungsregelung erfaßte nicht Kriegswaffen, über die 
die tatsächliche Gewalt bereits vor dem Inkrafttreten 
des KWKG (1. Juni 1961) erlangt worden war. Die 
Überleitungsvorschriften des Waffengesetzes von 
1976 haben diese den Altbesitz betreffende Lücke für 
diejenigen Kriegswaffen, die verbotene Gegenstände 
im Sinne von § 37 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d oder e 
sind, geschlossen. Für den aus der Zeit vor dem In-
krafttreten des KWKG erlangten Altbesitz an halbau-
tomatischen Kriegsschußwaffen, die nicht als sog. An-
scheinswaffen verbotene Gegenstände im Sinne des 
§ 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe e sind (schlichte 
Halbautomaten), blieb es dagegen bei dem früheren 
Rechtszustand. 

Ob der Gesetzgeber die — lediglich den Altbesitz sol-
cher schlichter Halbautomaten betreffende — Lücke 
durch die Anmeldepflicht des § 26 a KWKG schließen 
wollte, ist für die Besitzer solcher Altwaffen nicht 
zweifelsfrei erkennbar gewesen. Zwar erfaßt § 26 a 
seinem Wortlaut nach einschränkungslos alle Kriegs-
waffen, also auch die vor Inkrafttreten des Kriegswaf-
fenkontrollgesetzes erlangten Waffen. Andererseits 
wird in der Begründung zu § 26 a KWKG (BT-Druck

-

sache 8/1614 S. 18, Sp. 2) ausgeführt: ,,... Selbstver-
ständlich werden durch die Übergangsvorschrift nicht 
die dem Waffengesetz (§ 6 Abs. 3) unterstellten trag-
baren Schußwaffen, die Kriegswaffen sind, betrof-
fen. " Die Altbesitzer solcher Schußwaffen konnten 
demgemäß die Regelung auch dahin verstehen, daß 
auch nach Einfügung des § 26a sich für schlichte 
Ialbautomaten am bisherigen Rechtszustand nichts 
geändert habe. Dies um so mehr, als die mit dem Waf-
fenrechtsänderungsgesetz vom 31. Mai 1978 einge-
führte Auffangstrafvorschrift für den unbefugten Be-
sitz von Kriegswaffen (§ 16 Abs. 1 Nr. 6 KWKG), die 
u. a. an die Anzeigepflicht nach § 26 a KWKG an-
knüpft, ausdrücklich nur subsidiäre Geltung gegen-
über den Strafvorschriften des Waffengesetzes bean-
sprucht. Um nunmehr auch für diesen nicht ganz 
zweifelsfreien Restbereich eine behördliche Erf as-
sung  und zugleich eine Legalisierung zu erreichen, 
wird aus Anlaß der Streichung solcher Waffen aus der 
Kriegswaffenliste den Waffenbesitzern die Möglich-
keit eingeräumt, binnen sechs Monaten nach Inkraft-
treten der Änderung der Kriegswaffenliste die Legali-
sierung dieser Waffen durch Ausstellung einer Waf-
fenbesitzkarte zu beantragen. Die Waffenbesitzkarte 
kann gemäß Absatz 4 nur dann versagt werden, wenn 
der Antragsteller die erforderliche Zuverlässigkeit 
nicht besitzt. Eine Bedürfnisprüfung findet also auch 
insoweit nicht statt. 

Soweit es sich dagegen um Schußwaffen handelt, die 
bereits nach den Vorschriften der Waffengesetze 1972 
und 1976 hätten angezeigt werden müssen, aber nicht 
angezeigt worden sind, mit der Folge, daß sich diese 
Waffenbesitzer durch Unterlassen der Anzeige straf-
bar gemacht haben, kann eine neue Antragsmöglich-
keit nicht eröffnet werden. Sie liefe nämlich auf eine 
(neue) Amnestie hinaus, die nicht Ziel der Regelung 
ist. Für diese Fallgestaltungen — dabei handelt es sich 
um die überwiegende Anzahl der Fälle dieser 
Gruppe — soll es bei dem bisherigen Rechtszustand 
verbleiben. Das gleiche gilt für Schußwaffen, die nach 
den § 12 Abs. 6, § 26 a KWKG hätten angezeigt wer-
den müssen (Fälle des originären Erwerbs durch Er-
werb von Todes wegen, durch Fund oder auf ähnliche 
Weise), aber nicht angezeigt worden sind. Auch für sie 
wird keine neue Anmeldemöglichkeit eröffnet. 

Für Munition für tragbare Schußwaffen, die aus der 
Kriegswaffenliste herausgenommen wird, sieht Ab-
satz 3 eine dem Absatz 2 entsprechende Regelung 
vor. Die Besitzer dieser Munition sollen — sofern sie 
eine Berechtigung zum Erwerb von Munition nicht 
besitzen — verpflichtet werden, innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten nach Streichung aus der Kriegs-
waffenliste einen Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
nach § 29 bei der nach Landesrecht zuständigen Be-
hörde zu stellen. 

Die Rechtsfolge des Unterlassens eines Antrags nach 
Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 regelt Absatz 5. Ver-
stöße hiergegen sind nach § 53 Abs. 3 Nr. 6 strafbar. 
Bei den aus der Kriegswaffenliste herausgenomme-
nen Waffen wird es sich unter anderem um automati-
sche Schußwaffen handeln, die formal unter die Ver-
bote nach § 37 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d oder e WaffG 
fallen. Diese Verbote gelten jedoch nicht für den 
durch eine Genehmigung oder Bestätigung legalisier- 
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ten Altbesitz, wie sich aus allgemeinen rechtlichen 
Erwägungen ergibt. 

Zu § 59 

§ 59 ist im wesentlichen unverändert aus § 6 Abs. 2 
und Abs. 2 a übernommen worden. 

Zu Artikel 1 Nr. 48 und 49 (Abschnitt XI und § 59 a) 

§ 59 a enthält die erforderlichen Übergangsvorschrif-
ten. Absatz 1 verpflichtet die Besitzer von mit Innen-
profilen versehenen Laufrohlingen; diese Gegen-
stände der zuständigen Behörde innerhalb einer be-
stimmten Frist anzumelden. Die genannten Laufroh-
linge werden durch den neuen § 3 Abs. 3 (Artikel 1 
Nr. 3) als wesentliche Teile von Schußwaffen einge-
stuft und damit der Waffenbesitzkartenpflicht unter-
worfen. Nach erfolgter Anmeldung erteilen die zu-
ständigen Behörden hierüber eine Waffenbesitzkarte 
oder tragen sie in einer bereits erteilten Waffenbesitz

--

karte ein, sofern der Anmeldende die erforderliche 
Zuverlässigkeit besitzt. 

Durch den neuen Absatz 2 soll den Waffenbesitzkar-
teninhabern über angemeldeten Altbesitz der Erwerb 
von Munition unter bestimmten Voraussetzungen er-
möglicht werden. Dieser auf ihre Zuverlässigkeit 
überprüften Personengruppe wird abweichend vom 
bisherigen Recht der Munitionserwerb gestattet, 
wenn sie ihre Sachkunde im Umgang mit Schußwaf-
fen nachweist. Durch den Sachkundenachweis wird 
gewährleistet, daß durch den Umgang mit diesen 
Waffen keine unzumutbaren Gefahren für die Allge-
meinheit entstehen. Auch unter Gesichtspunkten der 
inneren Sicherheit erscheint die Erleichterung vertret-
bar, da der Waffenbestand hierdurch nicht vermehrt 
wird. Die Erleichterung gilt nach Absatz 2 Satz 2 nicht 
für Inhaber von Waffenbesitzkarten über Kriegswaf-
fen, die nach § 59 Abs. 2 WaffG 1972 beim damaligen 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft angemeldet 
wurden und für die nach § 59 Abs. 4 WaffG 1972 eine 
Waffenbesitzkarte ausgestellt worden ist. Wegen der 
Gefährlichkeit dieser Waffen ist es gerechtfertigt, den 
Erwerb von Munition für sie neben den sonstigen Vor-
aussetzungen auch vom Nachweis eines Bedürfnisses 
abhängig zu machen. 

Durch Absatz 3 werden die vor Inkrafttreten des Än-
derungsgesetzes bereits erteilten Waffenbesitzkarten 
für Sportschützen sowie Erlaubnisse nach § 41 ihrem 
Umfang nach auf die entsprechenden Berechtigun-
gen nach neuem Recht erstreckt. Hierdurch wird eine 
möglichst schnelle Anpassung an das neue Recht er-
reicht und vermieden, daß für längere Zeit Berechti-
gungen mit unterschiedlichem Inhalt fortbestehen. 

Absatz 4 sieht eine Übergangsregelung für Zusatzge-
räte für Signalwaffen vor, die nach der Neufassung 
des § 20 in die Bauartzulassung für Signalwaffen ein-
bezogen worden sind. Soweit sich diese Geräte bei 
Inkrafttreten des Änderungsgesetzes im Inland be-
reits im Handel befinden, sollen sie für eine Zeit von 
etwa einem Jahr ohne Zulassung noch vertrieben und 
anderen überlassen werden dürfen. 

Absatz 5 enthält eine vergleichbare Übergangsrege-
lung für Verkaufsangebote in längerfristig erschei-
nenden Katalogen und Werbeschriften. In solchen 
Werbeschriften dürfen Schußwaffen, Munition und 
verbotene Gegenstände noch ohne die in § 34 Abs. 5 
(Artikel 1 Nr. 22) vorgeschriebenen Hinweise bis zur 
Dauer etwa eines Jahres angeboten werden, wenn die 
Werbeschriften den Anforderungen des § 34 Abs. 8 
WaffG genügen. Die Übergangsvorschrift ist nicht an-
wendbar auf Anzeigen in Tageszeitungen oder in 
kurzfristig periodisch erscheinenden Druckschriften, 
da in diesen Fällen eine schnelle Umstellung auf das 
neue Recht möglich ist. 

Die Absätze 6 bis 9 entsprechen § 57 WaffG, soweit 
diese Vorschriften noch von Bedeutung sind. § 57 
Abs. 1, 3 und 5 WaffG sind durch Zeitablauf gegen-
standslos geworden. Die Vorschrift über die Geltung 
der im Land Berlin ausgestellten waffenrechtlichen 
Berechtigungen ist durch die Neufassung des Absat-
zes 7 gesetzestechnisch vereinfacht worden. 

Zu Artikel 1 Nr. 50 (§ 60) 

Absatz 2 ist gegenstandslos geworden. Das Einzel-
handelsgesetz ist nämlich durch Artikel 9 Nr. 3 des 
Gesetzes zur Neuordnung des Arzneimittelrechts vom 
24. August 1976 (BGBl. I S. 2445, 2481) und durch Ar-
tikel 1 Nr. 6 des Gesetzes zur Änderung des Titels III 
der Gewerbeordnung und anderer gewerberechtli-
cher Vorschriften vom 25. Juli 1984 (BGBl. I S. 1008, 
1009) aufgehoben worden. 

Zu Artikel 2 (Änderung weiterer Gesetze) 

Absatz 1 sieht eine Aufhebung des Artikels 2 
Abs. 1 Satz 3 des Änderungsgesetzes vom 4. März 
1976 vor. Nach dieser Vorschrift berechtigen Waffen-
besitzkarten, die vor Inkrafttreten des Änderungsge-
setzes erteilt worden sind, nicht zum Erwerb von Mu-
nition. Die Aufhebung steht im Zusammenhang mit 
dem neuen § 59 a Abs. 2, der vorsieht, daß der Erwerb 
von Munition durch Inhaber von Waffenbesitzkarten 
über angemeldeten Altbesitz beim Nachweis der 
Sachkunde möglich sein soll. 

§ 100a Nr. 3 StPO läßt beim Verdacht der Begehung 
bestimmter waffenrechtlicher Straftaten eine Über-
wachung des Fernmeldeverkehrs zu. Durch die Auf-
hebung des § 52a und die Neufassung des § 53 hat 
sich die Numerierung der Straftatbestände verändert. 
Die Neufassung des .§ 100a Nr. 3 (Absatz 2) paßt die 
Bezugnahmen auf die Tatbestände der Neuregelung 
an, ohne daß hierdurch eine materielle Änderung ein-
tritt. 
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Zu Artikel 3 (Änderung des Kriegswaffenkontrollge-
setzes) 

Zu Nummer 1 (§ 15) 

Zu Buchstabe a 

Durch das Gesetz zur Änderung des Waffenrechts 
vom 31. Mai 1978 ist die schon früher geltende Frei-
stellung des Bundesgrenzschutzes von den Vorschrif-
ten des Kriegswaffenkontrollgesetzes (§ 15 Abs. 1) auf 
die Polizeien des Bundes erweitert worden. Für die 
Länderpolizeien gilt dagegen die weniger weitrei-
chende Befreiung nach § 15 Abs. 2 KWKG. Diese Re-
gelung ist nicht sachgerecht, soweit es sich um die 
Vollzugspolizeien der Länder handelt. Sie führt dazu, 
daß gleiche Tatbestände bei Bundes- und Landespo-
lizeien unterschiedlichen Genehmigungsvorschriften 
unterliegen. Zur Beseitigung dieser Ungereimtheiten 
sowie zur Vermeidung unnötigen Verwaltungsauf-
wandes werden nunmehr die Vollzugspolizeien der 
Länder in § 15 Abs. 1 aufgeführt und damit den Poli-
zeien des Bundes gleichgestellt. 

Zu den Vollzugspolizeien rechnen die Schutzpolizei, 
die Kriminalpolizei, die Bereitschaftspolizei und die 
Wasserschutzpolizei. Befreit sind die Einrichtungen 
des polizeilichen Vollzugsdienstes einschließlich der 
Bediensteten im Rahmen ihrer dienstlichen Tätigkeit. 
Die Kriminalpolizei ist deshalb auch insoweit freige-
stellt, als ihre Tätigkeit nicht unmittelbar dem Voll-
zugsdienst, z. B. bei Untersuchungen im Rahmen der 
Kriminaltechnik, dient. 

Die übrigen für die Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Sicherheit oder Ordnung zuständigen Behörden 
bleiben nach § 15 Abs. 2 KWKG im bisherigen Um-
fang von den Vorschriften des Kriegswaffenkontroll-
gesetzes befreit. Hierher gehören z. B. die für die 
Kampfmittelbeseitigung zuständigen staatlichen Stel-
len und die Feuerwehren. 

Zu Buchstabe b 

Der neue Absatz 3 bringt auch für die Beschußämter 
der Länder, denen die amtliche Prüfung von Schuß-
waffen obliegt, eine gewisse Freistellung von den 
Pflichten nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz, und 
zwar soweit die Beschußämter die tatsächliche Gewalt 
über Kriegsschußwaffen erwerben, sie anderen über-
lassen oder sie selbst befördern wollen. Zu solchen 
Handlungen kommt es im Zusammenhang mit Aufträ-
gen an die Beschußämter, die Kriegswaffen zu be-
schießen, aber auch bei der Einholung gutachtlicher 
Stellungnahmen der Beschußämter über Waffen oder 
über die Schußfestigkeit von Materialien, z. B. Schut-
zwesten, Schutzhelmen und Panzerglas. Insoweit er-
scheint es vertretbar und zur Vermeidung unnötiger 
Verwaltungsarbeit geboten, die Beschußämter von 
der Verpflichtung zu befreien, in jedem Fall eine Ge-
nehmigung nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz 
einzuholen. Wie bei den nach Absätzen 1 und 2 frei-
gestellten Behörden werden auch die Beschußämter 
in dem Umfang, in dem sie von der Einholung von 
Genehmigungen befreit sind, von der Verpflichtung 
freigestellt, ein Kriegswaffenbuch zu führen. 

Zu Nummer 2 (§ 16) 

Zu Buchstabe a 

Im Hinblick auf die Abgrenzungsregelung in § 58 
Abs. 1 muß die Verweisung auf § 6 Abs. 3 in § 16 
Abs. 1 Nr. 6 geändert werden. Hier handelt es sich um 
die notwendige Folgerung daraus, daß sich die Rege-
lung des bisherigen § 6 Abs. 3 WaffG künftig in § 58 
Abs. 1 Satz 3 WaffG findet. 

Zu Buchstabe b 

Der — durch das Gesetz vom 31. Mai 1978 einge-
fügte — als Dauerdelikt konstruierte Straftatbestand 
der unbefugten Ausübung der tatsächlichen Gewalt 
(§ 16 Abs. 1 Nr. 6) kann zu Schwierigkeiten führen, 
wenn Waffen, die bereits hergestellt werden oder 
über die sonst bereits die tatsächliche Gewalt ausge-
übt wird, erstmals in die Kriegswaffenliste aufgenom-
men und damit von den Vorschriften des Kriegswaf-
fenkontrollgesetzes erfaßt werden. Derjenige, der sol-
che Waffen im Besitz hat, erfüllt durch die bloße Fort-
setzung des Besitzes vom Inkrafttreten der entspre-
chenden Änderung der Kriegswaffenliste an objektiv 
den Tatbestand der Ausübung der tatsächlichen Ge-
walt im Sinne der Nummer 6. Denn da das Kriegswaf-
fenkontrollgesetz erst mit der Aufnahme der entspre-
chenden Waffengattung in die Kriegswaffenliste auf 
sie anwendbar geworden ist, kann naturgemäß weder 
der Erwerb der tatsächlichen Gewalt auf einer Geneh-
migung nach dem KWKG beruhen (Nummer 6 Buch-
stabe a) noch eine Anzeige nach § 12 Abs. 6 oder 
§ 26 a KWKG erstattet worden sein (Nummer 6 Buch-
stabe b). Der Tatbestand des Absatzes 1 Nr. 6 bedarf 
daher für diese Fallgestaltung eines Korrektivs, das 
einerseits in solchen Fällen von der Strafvorschrift 
freistellt, andererseits aber gewährleistet, daß diese 
Freistellung nicht für andere Kriegswaffen miß-
braucht werden kann. Die gebotene Freistellungsre-
gelung muß daher auf diejenigen Waffen beschränkt 
bleiben, die sich zu dem Zeitpunkt, in dem das Kriegs-
waffenkontrollgesetz auf sie anwendbar wird, bereits 
im Besitz befunden haben. Uni dies sicherzustellen, ist 
die Freistellung davon abhängig gemacht, daß die 
betreffenden Waffen vom Inhaber der tatsächlichen 
Gewalt binnen sechs Monaten nach dem Inkrafttreten 
der diesbezüglichen Änderung der Kriegswaffenliste 
dem Bundesamt für Wirtschaft mit bestimmten Anga-
ben, die ihre Konkretisierung und damit ihre Unter-
scheidbarkeit von später hergestellten oder erworbe-
nen Waffen dieser Art gewährleisten, gemeldet wer-
den. 

Da in der Zeit zwischen dem Inkrafttreten des Straf-
tatbestandes des § 16 Abs. 1 Nr. 6 und der jetzt vorge-
sehenen Freistellungsregelung die Kriegswaffenliste 
bereits geändert werden mußte, ist eine ausschließlich 
auf die Zukunft bezogene Übergangsregelung aller-
dings nicht ausreichend. Sie muß vielmehr durch eine 
entsprechende Regelung für die Zwischenzeit ergänzt 
werden: Für Erweiterungen der Kriegswaffenliste, die 
nach dem Inkrafttreten dieser Freistellungsregelung 
vorgenommen werden, muß die Anmeldefrist mit dem 
Wirksamwerden der betreffenden Änderung der 
Kriegswaffenliste beginnen (Absatz 6 Satz 1). Für Er- 
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weiterungen der Kriegswaffenliste, die nach Schaf-
fung der Auffangstrafvorschrift des § 16 Abs. 1 Nr. 6 
(1. Juli 1978), aber vor dem Inkrafttreten dieser Frei-
stellungsregelung vorgenommen worden sind, kann 
naturgemäß nicht an das Wirksamwerden der betref-
fenden Änderung der Kriegswaffenliste angeknüpft 
werden. Die Anmeldefrist muß hier vielmehr mit dem 
Inkrafttreten dieser Freistellungsvorschrift beginnen 
(Absatz 6 Satz 2). 

Zu Nummer 3 (§ 18) 

Das KWKG enthält zwar einen Bußgeldtatbestand zur 
Ahndung unrichtiger, nicht vollständiger oder nicht 
rechtzeitiger „Auskünfte nach § 14 Abs. 5", also ge-
genüber der Überwachungsbehörde (§ 18 Abs. 1 
Nr. 4). Unrichtige Angaben gegenüber der Genehmi-
gungsbehörde können jedoch bisher nur mittelbar 
und nur in bestimmten Fällen geahndet werden. So 
handelt der Antragsteller z. B. ohne die nach dem 
KWKG erforderliche Genehmigung, wenn er die Ge-
nehmigungsbehörde über das wahre Bestimmungs-
land der Kriegswaffen täuscht, indem er ein unbe-
denkliches Land, das er nur als Zwischenstation bei 
der Ausfuhr benutzt, als Bestimmungs- und Endver-
, bleibsland seiner Ausfuhr angibt. In diesem Fall kann 
seine Handlung als Straftat nach § 16 Abs. 1 Nr. 4 ver-
folgt werden. 

Desgleichen führt die falsche Angabe des Antragstel-
lers über die Endverbleibsabsichten seines Abneh-
mers in einem anderen Staat dazu, daß er eine Geneh-
migung erhält, die seine Ausfuhr nicht abdeckt, wenn 
die Angabe über die Endverbleibsabsichten — wie 
inzwischen regelmäßig — in den Genehmigungsin-
halt aufgenommen wird. Auch hier führt die falsche 
Angabe des Antragstellers auf dem Wege über geneh-
migungsloses Handeln zu einer Straftat, und zwar 
wiederum gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 4. 

Darüber hinaus sind jedoch auch andere Fälle mög-
lich, in denen die Behörde durch falsche Angaben 
über wesentliche Umstände des vorgelegten Sachver-
halts getäuscht und so zur Ausstellung einer Geneh-
migung veranlaßt wird, z. B. wenn über den Verwen-
dungszweck der Kriegswaffen oder über andere Um-
stände, die nach den Bestimmungen der Zweiten 
Durchführungsverordnung zum Kriegswaffenkon-
trollgesetz vom Antragsteller im Antrag anzugeben 
sind, falsche Angaben gemacht werden. Hier scheidet 
eine Ahndung nach den Strafvorschriften aus, da In-
halt der Genehmigung und Handlungsweise des An-
tragstellers nicht grundsätzlich auseinanderfallen. 
Auch eine Ahndung als Ordnungswidrigkeit ist bisher 
nicht möglich. Dem Beispiel des AWG folgend (§ 33 
Abs. 4 Nr. 1 AWG), soll diese Lücke jetzt dadurch 
geschlossen werden, daß in § 18 Abs. 1 ein neuer Buß-
geldtatbestand eingefügt wird. 

Eine weitere Bußgeldvorschrift wird für den Teil des 
§ 12 Abs. 4 eingefügt, der bisher nicht bewehrt war, 
nämlich die Verpflichtung, den zuständigen Behör-
den oder Dienststellen unaufgefordert die mitgeführte 
Ausfertigung der Genehmigungsurkunde vorzuzei-
gen und auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen 
(Absatz 3, dritte und vierte Alternative). Es mußte die 

Erfahrung gemacht werden, daß dieselben Personen 
immer wieder gegen ihre gesetzliche Verpflichtung 
verstoßen, ohne daß bisher ein Mittel zur Verfügung 
steht, die Einhaltung der Verpflichtung, die für eine 
wirksame Kontrolle wesentlich ist, zu erzwingen. 

Da der Unrechtsgehalt der verschiedenen Verstöße, 
die in § 18 zusammengefaßt sind, unterschiedlich ist, 
wurden sie in drei Absätzen geregelt, für die jeweils 
ein anderer Bußgeldrahmen vorgesehen ist. Das höch-
ste Bußgeld kann für das Erschleichen einer Geneh-
migung (Absatz 1) verhängt werden, das als der 
schwerste Verstoß anzusehen ist. Dabei wurde für die 
Bestimmung der Höchstgrenze von den in der Gesetz-
gebung heute üblichen Beträgen ausgegangen 
(100 000 DM; darüber hinausgehende Bußgeldandro-
hungen gibt es bisher nur in vier Fällen). 

Es folgen sodann die Verstöße, die bisher in § 18 
Abs. 1 geregelt waren (jetzt mit geringfügigen Ände-
rungen, die sich aus der heute üblichen Bewehrungs-
technik ergeben oder erforderlich waren, um die Tat-
bestände untereinander anzugleichen, nunmehr auch 
Bewehrung des § 10 Abs. 2), wobei der Bußgeldrah-
men gegenüber dem geltenden Höchstbetrag von 
10 000 DM verdoppelt wurde. 

Mit dem geringsten Bußgeld werden schließlich die 
Tatbestände des Absatzes 3 bedroht, der eine bisher 
in § 18 Abs. 3 enthaltene Bußgeldvorschrift enthält 
und die neu eingefügte Bußgeldvorschrift für die Ver-
letzung der Verpflichtung, den zuständigen Behörden 
oder Dienststellen unaufgefordert die mitgeführte 
Ausfertigung der Genehmigungsurkunde vorzuzei-
gen und auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. 
Auch hier wurde der Bußgeldrahmen, soweit die Ver-
stöße bisher schon mit Bußgeld bedroht waren, ver-
doppelt. Diese Grenze erscheint auch für den neu ein-
gefügten Bußgeldtatbestand angemessen. 

Zu Artikel 4 (Neubekanntmachung) 

Das Waffengesetz ist durch die Änderungen im Jahre 
1978 und 1980 sowie durch das vorliegende Ände-
rungsgesetz unübersichtlich geworden. Im Interesse 
einer Textbereinigung und einer leichteren Gesetzes-
anwendung ist deshalb eine Neubekanntmachung 
geboten. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Für das Inkrafttreten des Änderungsgesetzes ist an 
eine Frist von neun Monaten bis zu einem Jahr ge-
dacht. Diese Zeit ist für die Umstellung der Behörden 
und der von den Regelungen Betroffenen auf das neue 
Recht erforderlich. Außerdem müssen die Erste Ver-
ordnung zum Waffengesetz und die Allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften der neuen Rechtslage angepaßt 
werden. Die Vorschriften, die zum Erlaß von Rechts-
verordnungen ermächtigen, die Überleitungsvor-
schriften für die aus der Kriegswaffenliste gestriche-
nen Schußwaffen und Munition nach § 58 Abs. 2 bis 5, 
die Freistellung der Vollzugspolizeien der Länder (Ar-
tikel 3 Nr. 1 Buchstabe a), die teilweise Freistellung 
der Beschußämter (Artikel 3 Nr. 1 Buchstabe b) sowie 
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die Übergangsregelung für neu in die Kriegswaffenli-
ste aufgenommene Kriegswaffen (Artikel 3 Nr. 2 
Buchstabe b) und die Vorschrift über die Neube-
kanntmachung des Gesetzes sollen dagegen sofort 
nach der Verkündung in Kraft treten (Artikel 5 
Satz 1). 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 5 WaffG) 

Es wird gebeten, im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens die vorgesehene Anderung 
des § 5 mit dem Ziel zu überprüfen, das Vertrauen 
der Allgemeinheit in eine effektive Handhabung 
des Waffengesetzes in Fällen der durch strafrecht-
liche Verurteilungen indizierten Unzuverlässig-
keit zu stärken. 

Begründung 

Die Abkehr vorn System einerenumerativen Auf-
zählung von Straftaten, deren Begehung nach 
rechtskräftiger Verurteilung die — widerleg-
bare — Vermutung der Unzuverlässigkeit be-
gründet, findet die Unterstützung des Bundesra-
tes. 

Die mit der Novellierung des § 5 Abs. 2 Nr. 1 
WaffG verbundenen Änderungen vermindern je-
doch im Ergebnis die Anforderung an die Zuver-
lässigkeit des Waffenbesitzers. Aus der Begrün-
dung zum Gesetzentwurf, in der deutliche Kritik 
u. a. daran geübt wird, daß „z. B. Verurteilungen 
wegen Steuerhinterziehung und Gläubigerbe-
günstigung" als waffenrechtlich relevant angese-
hen werden, ist ersichtlich, daß mit der Anderung 
des § 5 WaffG bewußt auch einschränkende Ten-
denzen verfolgt werden. Dies zeigt sich ebenfalls 
daran, daß als waffenrechtlich relevantes Straf-
maß bei nur einer Verurteilung innerhalb der letz-
ten fünf Jahre eine Geldstrafe von mindestens 
60 Tagessätzen angesehen wird. Die fehlende 
Abstufung in der vermuteten Dauer der Unzuver-
lässigkeit seit Rechtskraft des Strafurteils und die 
neue und außerdem komplizierte Ausnahme bei 
der Berechnung der Frist von fünf Jahren tragen 
zusätzlich dazu bei, daß die Zuverlässigkeit als 
Voraussetzung für Erwerb und Besitz von Schuß-
waffen künftig nicht mehr die Bedeutung hätte, 
die ihr im allgemeinen zugeschrieben wird. Im 
Zusammenhang mit der Gewährung oder Inan-
spruchnahme von waffenrechtlichen Vergünsti-
gungen wird häufig — wie gerade jetzt im Vor-
blatt des Gesetzentwurfs unter A — von „geset-
zestreuen Staatsbürgern" gesprochen. Die vorge-
sehene Novellierung des § 5 und ihre Begrün-
dung erwecken insoweit Zweifel, die im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren ausgeräumt werden 
sollten. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 6 Waf fG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens zu prüfen, ob § 6 Abs. 1 
Satz 1 wie folgt gefaßt werden sollte: 

„Die zuständige Behörde kann in einem Verfah-
ren nach diesem Gesetz oder nach einer aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung 
von anderen Behörden und öffentlichen Stellen 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes und im Land 
Berlin Auskünfte verlangen, soweit die Auskünfte 
für die Entscheidung erforderlich sind und diese 
eine an dem Verfahren beteiligte Person oder eine 
andere Person betreffen, auf deren persönliche 
Umstände es bei der Entscheidung ankommt." 

Begründung 

Die Vorschrift bezieht sich auf alle Verfahren 
nach dem Waffengesetz, nicht nur auf den ge-
werbsmäßigen Umgang mit Waffen. Die Bezug-
nahme auf Personen, die mit der Leitung eines 
Betriebs, einer Zweigniederlassung oder einer 
unselbständigen Zweigstelle beauftragt sind oder 
die die tatsächliche Gewalt über Schußwaffen 
und Munition ausüben, paßt daher nicht. Im übri-
gen dient die Änderung einer Vereinfachung des 
Gesetzestextes. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 6 WaffG) 

In Artikel 1 Nr. 6 ist in § 6 Abs. 1 nach Satz 1 fol-
gender Satz einzufügen: 

„Die Befugnis zur Auskunftserteilung besteht 
auch, soweit die für die Durchführung der waften-
rechtlichen Vorschriften im Land Berlin zustän-
dige Behörde Auskünfte von Behörden und öf-
fentlichen Stellen im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes verlangt." 

Begründung 

Die bisher vorgesehene Regelung schafft die nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts im sog. Volkszählungsurteil notwendige be-
reichsspezifische Datenschutzregelung lediglich, 
soweit die nach dem Waffengesetz — das im Land 
Berlin nicht gilt — zuständigen Behörden Aus-
künfte verlangen. Auch die nach den im Land 
Berlin geltenden Vorschriften zuständigen Behör-
den sind jedoch in Einzelfällen auf Auskünfte von 
Behörden aus dein übrigen Bundesgebiet ange-
wiesen. Die vorgeschlagene Ergänzung ver-
schafft den Behörden im übrigen Bundesgebiet 
daher die notwendige Ermächtigung, ihre Daten 
auf Anforderung auch diesen Berliner Stellen zu 
übermitteln. 
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4. Zu Artikel 1 Nr. 14 (§ 20 WaffG) 

In Artikel 1 Nr. 14 ist in § 20 Abs. 2 Nr. 1 vor dein 
Wort „Wirkung" das Wort „mechanische" einzu-
fügen. 

Begründung 

Pyrotechnische Geschosse (z. B. Kaliber 15 mm), 
die aus den hier genannten Waffen mittels Ab-
schußbecher verschossen werden können, erzie-
len auf den menschlichen Körper eine größere 
„Wirkung" als die in § 20 Abs. 2 Nr. I genannten 
Geschosse. Die erhöhte Wirkung ist auf die zu-
sätzliche thermische Wirkung zurückzuführen. 
Eine Nichtzulassung dieser Gegenstände ist vom 
Gesetzgeber aber offensichtlich nicht gewollt. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 14 (§§ 22 und 26 Waff G) 

In Artikel 1 Nr. 14 sind in § 22 Abs. 1 und in § 26 
Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a die Worte „Patronen-
und Kartuschenmunition" jeweils durch die 
Worte „Patronen- und Kartuschenmunition, hül-
senlose Munition" zu ersetzen. 

Begründung 

In § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 WaffG wird die Hülsen-
munition jetzt im Waffengesetz ausdrücklich an-
gesprochen. Deshalb ist es auch erforderlich, sie 
in §§ 22 und 26 WaffG mitzuerwähnen. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 16 (§ 28 WaffG) und Nr. 20 (§ 32 
WaffG) 

In Artikel 1 Nr. 16 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe aa sind in § 28 Abs. 2 Satz 1 die Worte 
„Langwaffen, ausgenommen automatische 
Schußwaffen," durch das Wort „ Einzelladerwaf-
fen " zu ersetzen. 

Als Folge sind in Artikel 1 Nr. 20 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe cc in § 32 Abs. 1 Nr. 2 die Worte 
„nichtautomatische Langwaffen" durch das Wort 
„Einzellader-Langwaffen" zu ersetzen. 

Begründung 

An der Beschränkung des Erwerbs von Einzella-
der-Langwaffen auf Waffenbesitzkarten für 
Sportschützen ist festzuhalten. Da Repetierlang-
waffen von Sportschützenverbänden nur aus-
nahmsweise geschossen werden, besteht für eine 
Änderung des bisherigen Verfahrens kein Grund. 
Die Gesetzesänderung würde zu einer nicht ein-
schätzbaren weiteren Zunahme des Schußwaf-
fenbesitzes in privaten Händen führen. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 29 WaffG) und Nr. 49 
(§ 59a WaffG) 

In Artikel 1 Nr. 17 ist in § 29 Abs. 2 der Satz 2 wie 
folgt zu fassen: 

„Die einem Erwerber im Sinne von § 28 Abs. 4 
Nr. 1 erteilte Waffenbesitzkarte sowie Waffenbe-
sitzkarten, die nach § .59 Abs. 4 des Waffengeset-
zes 1972 und § 59 Abs. 3 des Waffengesetzes 1976 
zum Nachweis der Anmeldung ausgestellt wor-
den sind, berechtigen nicht zurre Erwerb von  Mu-
nition."  

Als Folge ist in Artikel 1 Nr. 49 in § 59 a der Ab-
satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Die Absicht, die Berechtigung zum Erwerb von 
Munition auf Inhaber von Waffenbesitzkarten 
über angemeldeten Altbesitz auszudehnen, be-
gegnet erheblichen Sicherheitsbedenken. Durch 
die beabsichtigte Einführung eines Sachkunden-
nachweises für die Inhaber dieser Waffenbesitz-
karte werden die Sicherheitsbedenken nicht aus-
geräumt. Zu beachten ist, daß zum Teil durch die 
Anmeldung der Altwaffen illegaler Waffenbesitz 
legalisiert worden ist und die Berechtigung zum 
Erwerb von Munition die Gefahr des Schutzwaf-
fenmißbrauchs erheblich erhöhen würde, zumal 
der weitaus größere Teil der Altwaffenbesitzer 
nicht zu den Sportschützen gehört und deshalb 
bislang kaum Zugang zu Munition auf Schieß-
ständen hatte. 

Der Hinweis in der Begründung zu § 29, die gel-
tende Regelung habe dazu geführt, daß sich diese 
Personen die Munition häufig „auf andere Weise" 
beschaffen, ist kein Grund für eine Gesetzesände-
rung. Sofern diese Personen für den N lunitionser-
werb ein Bedürfnis nachweisen, kann die Erlaub-
nis nach Absatz 1 als Nlunitionserwerbschein er-
teilt werden. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 25 (§ 37 WaffG) 

In Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe d ist § 37 Abs. 5 wie 
folgt zu fassen: 

„(5) Das Bundeskriminalamt kann für einen Ge-
genstand, bei dem nicht auszuschließen ist, daß er 
unter ein Verbot nach Absatz l oder unter ein 
Verbot nach einer aufgrund von § 50 a Abs. 1 
Nr. 2 erlassenen Rechtsverordnung fällt, feststel-
len, ob der Gegenstand seiner Art nach verboten 
ist. Die Feststellung kann beantragt werden, 
wenn ein berechtigtes Interesse daran glaubhaft 
gemacht wird. Die Feststellung, daß der Gegen-
stand unter ein Verbot fällt, ist im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen." 

Begründung 

Die Beurteilung, ob bestimmte Gegenstände ver-
boten sind, sollte aus Gründen der Rechtsgleich-
heit von einer zentralen Stelle vorgenommen wer-
den. Die vorgesehene Regelung, wonach diese 
Feststellung von dem jeweils zuständigen Lan-
deskriminalamt zu treffen ist, wird zwangsläufig 
zu unterschiedlichen Beurteilungen führen. Die 
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Formulierung „im Benehmen mit dem Bundeskri-
minalamt" würde daran voraussichtlich nichts än-
dern. 

Außerdem besteht das Feststellungsinteresse 
nicht nur für „gewerbliche Unternehmen, die Ge-
genstände herstellen oder in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbringen", sondern für jeden, 
der hieran ein berechtigtes Interesse hat. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 43 (§ 53 WaffG) 

In Artikel 1 Nr. 43 ist § 53 Abs. 3 Nr. 1 wie folgt zu 
fassen: 

„ 1. ohne Erlaubnis 

a) nach § 28 Abs. 1 Satz 1 eine Schußwaffe 
erwirbt oder die tatsächliche Gewalt über 
sie ausübt, 

b) nach § 29 Abs. 1 Munition erwirbt oder 

c) nach § 35 Abs. 1 Satz 1 eine Schußwaffe 
führt, 

wenn die Tat nicht in Absatz 1 Nr. 1 Buch-
stabe b, c oder d mit Strafe bedroht ist, ". 

Begründung 

Der Straftatbestand in § 53 Abs. 3 Nr. 1 Buch-
stabe c überschneidet sich mit Absatz 1 Nr. 1 
Buchstabe b. Die Änderung stellt klar, daß auch 
hier der Tatbestand des Absatzes 1 Nr. 1 Buch-
stabe b vorgeht. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 44 (§ 55 WaffG) 

In Artikel 1 Nr. 44 ist vor Buchstabe a folgender 
Buchstabe a0 einzufügen: 

,a0) In der Überschrift wird das Wort „Ordnungs-
widrigkeiten" durch das Wort „Bußgeldvor-
schriften" ersetzt.' 

Begründung 

Anpassung an die übliche Formulierung. 

11. Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 15 KriegsWaffKG) 

In Artikel 3 Nr. 1 Buchstabe a ist in § 15 Abs. 1 das 
Zitat „ §§ 2 bis 4 a" durch das Zitat „§§  2 bis 4 a 
und § 12" zu ersetzen. 

Begründung 

Die bisherige Befreiung von § 12 KriegsWaffKG 
ist in der Neufassung nicht mehr enthalten. Eine 

Begründung liegt insoweit nicht vor. Es wird da-
her vorgeschlagen, diese Befreiung wie bisher 
aufzunehmen. 

12. Zu Artikel 3 Nr. 3 (§ 18 KriegsWaffKG) 

In Artikel 3 Nr. 3 ist § 18 Abs. 2 Nr. 2 wie folgt zu 
fassen: 

„2. entgegen § 12 Abs. 2 das Kriegswaffenbuch 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
führt, ". 

Begründung 

Anpassung an die übliche Formulierung. 

13. Zu Artikel 3 Nr. 3 (§ 18 KriegsWaffKG) 

In Artikel 3 Nr. 3 ist § 18 Abs. 2 Nr. 3 wie folgt zu 
fassen: 

„3. entgegen § 12 Abs. 5 oder 6 eine Meldung 
oder Anzeige nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erstattet oder 
eine vollziehbare Auflage nach § 12 Abs. 6 
Satz 4 oder 5 nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erfüllt, " 

Begründung 

Anpassung an die übliche Formulierung. 

14. Zu Artikel 3 Nr. 3 (§ 18 KriegsWaffKG) 

a) In Artikel 3 Nr. 3 ist § 18 Abs. 2 Nr. 4 wie folgt 
zu fassen: 

„4. entgegen § 14 Abs. 5 

a) Auskünfte nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig er-
teilt. 

b) Betriebsaufzeichnungen und sonstige 
Unterlagen nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig vorlegt oder 

c) der Pflicht zur Duldung des Bet retens 
von Räumen und Grundstücken zuwi-
derhandelt." 

b) In Artikel 3 Nr. 3 sind in § 18 Abs. 2 die Num-
mern 5 und 6 zu streichen. 

Begründung 

Straffung des Gesetzestextes und Anpassung an 
die übliche Formulierung. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1. Artikel 1 Nr. 5 (§ 5)) 

Die Bundesregierung wird die Änderung des § 5 
WaffG unter dem Gesichtspunkt einer effektiven 
Handhabung des Waffengesetzes im weite ren Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. Entgegen der 
Auffassung des Bundesrates ist sie jedoch nicht der 
Meinung, daß die in dem Regierungsentwurf vorgese-
hene Änderung des § 5 WaffG im Ergebnis die Anfor-
derungen an die Zuverlässigkeit des Waffenbesitzers 
mindert. Der Bundesrat räumt mit seiner Zustimmung 
zu einer Abkehr von einer enumerativen Aufzählung 
bestimmter Straftaten bezüglich der Annahme der 
Unzuverlässigkeit selbst ein, daß die zur Zeit geltende 
Regelung, die auch rechtskräftige Verurteilungen we-
gen eines Vergehens, das keinen Bezug zum Umgang 
mit Schußwaffen aufweist, einbezieht, unbefriedi-
gend ist. Die Bundesregierung sieht daher derzeit 
keine andere Möglichkeit, als die Entscheidung über 
das Vorliegen der Unzuverlässigkeit der jeweils zu-
ständigen Verwaltungsbehörde zu übertragen. Diese 
wird nach den jeweiligen Umständen des Einzelfalles, 
insbesondere nach Art und Schwere des der Verurtei-
lung zugrundeliegenden Sachverhalts zu entscheiden 
haben, ob der Betroffene als unzuverlässig für den 
Umgang mit einer Schußwaffe anzusehen ist. 

Auch die Beschränkung auf rechtskräftige Verurtei-
lung zu einer Freiheitsstrafe oder zu einer Geldstrafe 
von mindestens 60 Tagessätzen oder mindestens 
zweimal zu einer geringeren Geldstrafe braucht nicht 
zu einer Verringerung der Anforderungen an die Zu-
verlässigkeit zu führen. Da es sich bei § 5 Abs. 2 Nr. 1 
WaffG nur um eine Regelvermutung handelt, kann 
die Verwaltungsbehörde auch in den Fällen, in denen 
eine einmalige Verurteilung zu einer geringeren 
Geldstrafe vorliegt, bei einem entsprechenden Sach-
verhalt zu dem Ergebnis gelangen, daß der Betroffene 
als waffenrechtlich unzuverlässig anzusehen ist. 

Entgegen der Auffassung des Bundesrates wird die 
vorgeschlagene Regelung hinsichtlich der Dauer der 
Unzuverlässigkeit für sachgerecht gehalten. Es er-
scheint ungerecht, die Fünfjahresfrist auch in den Fäl-
len einer späten Einleitung oder langen Dauer des 
Strafverfahrens auch dann erst mit der Rechtskraft des 
Urteils beginnen zu lassen, wenn wegen der gleichen 
Tat eine Erlaubnis nach dem Waffengesetz bereits vor 
diesem Zeitpunkt widerrufen oder zurückgenommen 
worden ist. Die Anknüpfung an die Vollziehbarkeit 
der verwaltungsbehördlichen Entscheidung berück-
sichtigt, daß dem Betroffenen bereits von diesem Zeit-
punkt an die Schußwaffen oder die Munition entzo-
gen werden können und sichert eine möglichst ge-
rechte Auswirkung der gesetzlichen Regelung. 

Zu 2. Artikel 1 Nr. 6 (§ 6) 

Dem Formulierungsvorschlag für § 6 Abs. 1 Satz 1 
WaffG wird grundsätzlich zugestimmt. Dabei sollte 
jedoch die im Datenschutzrecht übliche Begriffsbe-
stimmung für personenbezogene Informationen ver-
wendet werden. Es wird daher vorgeschlagen, den 
letzten Satzteil wie folgt zu fassen: 

,,, auf deren persönliche und sachliche Verhältnisse es 
bei der Entscheidung ankommt. " 

Zu 3. bis 5. Artikel 1 Nr. 6, 14 (§§ 6, 20, 22 und 26) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 6. Artikel l Nr. 16, 20 (§§ 28, 32) 

Dem Änderungsvorschlag wird aus der zu der Regie-
rungsvorlage gegebenen Begründung widerspro-
chen. Entgegen der Auffassung des Bundesrates wer-
den Repetierlangwaffen nicht nur ausnahmsweise 
von Mitgliedern von Sportschützenvereinen geschos-
sen. Die geforderte Beschränkung auf Einzellader-
waffen — gemeint sind offensichtlich Einzellader-
langwaffen — entspricht dem gegenwärtigen Stand in 
einem Schützenverband. In den anderen Schießsport-
verbänden gehört jedoch das Schießen mit Repetier-
langwaffen zu den seit langem gepflegten und ausge-
übten Schießdisziplinen. Es erscheint nicht gerecht-
fertigt, die gesetzliche Regelung ohne Rücksicht auf 
die inzwischen eingetretene sportliche und techni-
sche Entwicklung nach den Verhältnissen eines 
Schießsportverbands festzuschreiben. 

Die in der Begründung zu dem Änderungsvorschlag 
ferner geäußerte Befürchtung, die von der Bundesre-
gierung vorgeschlagene Gesetzesänderung werde zu 
einer nicht einschätzbaren weiteren Zunahme des 
Schußwaffenbesitzes führen, erscheint ebenfalls nicht 
gerechtfertigt. 

Die vor einigen Jahren durchgeführte Umfrage hin-
sichtlich der Regelung für Einzelladerlangwaffen hat 
ergeben, daß die Sportschützen von der ihnen einge-
räumten Vergünstigung des § 28 Abs. 2 Satz 1 Waff G 
einen angemessenen Gebrauch gemacht haben. Mit 
der Ausweitung der Sportschützen-Waffenbesitzkarte 
auf Repetierlangwaffen werden die Sportschützen 
den Jagdscheininhabern in etwa gleichbehandelt, da 
diese bereits nach geltendem Recht lange Jagd- und 
Sportwaffen ohne zahlenmäßige Beschränkung auf 
den Jagdschein erwerben dürfen. Die genannten 
Langwaffen (Büchsen und Flinten) spielen auch bei 
vorsätzlichen kriminellen Handlungen nur eine unbe-
deutende Rolle. Kriminelle bedienen sich zur Bege- 
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hung von Straftaten überwiegend automatischer 
Langwaffen oder kurzer Handfeuerwaffen. 

Zu 7. Artikel 1 Nr. 17, 49 (§§ 29, 59a) 

Die Bundesregierung teilt nicht die Sicherheitsbeden-
ken des Bundesrates gegen die in dein Regierungs-
entwurf vorgesehene Erleichterung für den Muni-
tionserwerb. Die bei den Altbesitzern durchgeführte 
Zuverlässigkeitsprüfung, verbunden mit dem in § 59a 
Abs. 2 des Entwurfs vorgesehenen Sachkundenach-
weis, bietet eine ausreichende Gewahr, um eine miß-
bräuchliche Ausnutzung der Berechtigung zu verhin-
dern. Wenn es zutrifft, daß der weitaus größere Teil 
der Altwaffenbesitzer nicht zu den Sportschützen ge-
hört, so ergibt sich hieraus ein zusätzliches Argument 
für den Vorschlag der Bundesregierung. Insbeson-
dere Landwirten, Winzern und teilweise auch Jagd-
scheininhabern hat der Nachweis eines Bedürfnisses 
in der Vergangenheit vielfach besondere Probleme 
bereitet. Sofern deni Anderungsvorschlag gleichwohl 
stattgegeben wird, müßte § 29 Abs.. 2 Satz 2 WaffG 
wie folgt gefaßt werden: 

„Die einem Erwerber im Sinne von § 28 Abs. 4 Nr. 1 
WaffG erteilte Waffenbesitzkarte sowie Waffenbesitz

-

karten, die nach § 59 Abs. 4 des Waffengesetzes in der 
vor dem 1. Juli 1976 geltenden Fassung oder nach 
§ 59 Abs. 3 in der vor dem ... (einsetzen: Inkrafttre-
tensdatum nach Artikel 5 Satz 2 des Dritten Ande-
rungsgesetzes) geltenden Fassung zum Nachweis der 
Anmeldung ausgestellt worden sind, berechtigen 
nicht zum Erwerb von Munition. " 

Zu 8. Artikel 1 Nr. 25 (§ 37) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Die Übertragung 
der Feststellungsbefugnis auf das Bundeskriminalamt 
könnte jedoch — hierauf wird hingewiesen — bei die-
seln Amt einen wenn auch geringen personellen 
Mehrbedarf verursachen. 

Zu 9. und 10. Artikel 1 Nr. 43, 44 (§§ 53, 55) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 11. bis 14. Artikel 3 Nr. 1, 3 (§§ 15, 18 KWKG) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 


